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Jede Ídee einer utopischen sozialen Planung großen Stilś  ist für den strengen Rationali-
sten ein Írrlicht, das uns in den Sumpf lockt ... Die Hybris, die uns versuchen läßt, das 
Himmelreich auf Erden zu verwirklichen, verführt uns dazu, unsere gute Erde in eine 
Hölle zu verwandeln - eine Hölle, wie sie nur Menschen für ihre Mitmenschen verwirkli-
chen können. Wenn wir die Welt nicht wieder ins Unglück stürzen wollen, müssen wir 
unsere Träume der Weltbeglückung aufgeben. Dennoch können und sollen wir Weltver-
besserer bleiben - aber bescheidene Weltverbesserer. Wir müssen uns mit der nie enden-
den Aufgabe begnügen, Leiden zu lindern, vermeidbare Übel zu bekämpfen, Mißstände 
abzustellen; immer eingedenk der unvermeidbaren ungewollten Folgen unseres Eingrei-
fens, die wir nie ganz voraussehen können und die nur allzuoft die Bilanz unserer 
Verbesserungen zu  einer Passivbilanz machen .́.. 
Nicht der ´große Wurf ,́ sondern íntelligente Reparaturarbeit  ́ ist daher gefragt - ver-
gleichbar der von Popper als ´Stückwerk-Technik  ́ bezeichneten Vorgehensweise der 
kleinen Schritte: ´Wenn wir wirklich guten Willens sind, so werden wir dauernd versu-
chen, die Folgen unserer Handlungen zu überwachen, um unsere Handlungen beizeiten 
zu korrigieren. Das ist das Prinzip der dauernden Fehlerkorrektur: die Methode, dauernd 
nach Fehlern zu suchen und frühzeitig kleine und beginnende Fehler zu korrigieren. Die 
Methode der rechtzeitigen Fehlerkorrektur zu verfolgen ist nicht nur eine Weisheitsregel, 
sondern geradezu eine moralische Pflicht: Es ist die Pflicht zu dauernder Selbstkritik, 
zum dauernden Lernen, zu dauernden kleinen Verbesserungen unserer Einstellungen, 
unserer Urteile, unserer Theorien...Bewußtes Lernen aus unseren Fehlern, bewußtes 
Lernen durch dauernde Korrektur ist das Prinzip der Einstellung, das ich den ´kritischen 
Rationalismuś  nenne. All das gilt auch für das Gebiet unserer sozialen und politischen 
Handlungen: Die kritische Einstellung ist Pflicht. Alles andere ist Größenwahnsinn und 
Verantwortungslosigkeit; auch dann, wenn es von den besten Absichten geleitet ist.´ 
 
    (Edzard Reuter, zitiert aus Hans Otto Eglau) 
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0 Aufbau und Fragestellungen der Arbeit 

 

Der Hintergrund des Themas "Die Entwicklung ökologischer Steuerreformvorschläge" 

ist die sich ständig verschärfende Umweltproblematik. M.E. ist es nicht nötig, an dieser 

Stelle die Dramatik der weltweiten Entwicklung der Umweltzerstörung zu beschreiben. 

Das Wissen über die Gefahren ist bereits tief in das Bewußtsein der Menschen einge-

drungen, und es ist uns allen bekannt, daß sich viel, sehr viel ändern muß. Dem steht aber 

eine offensichtliche Ratlosigkeit der gesellschaftlichen Entscheidungsträger gegenüber, 

die sie nur ungenügend hinter beruhigenden Erklärungen und Ankündigungen verstecken 

können. Aber nicht nur bei "großen Entscheidungen" sind Defizite zu beobachten, wir 

alle versagen tagtäglich dabei, uns umweltfreundlich zu verhalten. 

 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit Vorschlägen, die von sich behaupten, im Falle ihrer 

Verwirklichung einen wichtigen Beitrag zur Lösung der Umweltprobleme leisten zu kön-

nen. Wenn dies zutrifft, könnten sie helfen, die Lücke zwischen Bewußtsein und Handeln 

zu schließen. 

 

Der hohe Anspruch, den die Vorschläge dabei für sich erheben, muß aber auch mißtrau-

isch machen. Eine Frage dieser Arbeit wird daher sein, ob es ein "Allzweckmittel" gegen 

die Umweltzerstörung gibt. 

 

Die Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform, berühren aufgrund ihres grundsätz-

lichen Ansatzes viele Themen und Problemstellungen. Es war für diese Arbeit deshalb 

notwendig, sich auf wenige Perspektiven zu begrenzen.  

Im ersten Kapitel habe ich drei Elemente herausgegriffen, die m.E. auch die neue Qualität 

der Steuerreformvorschläge ausmachen, und sie damit von anderen zahlreichen Vor-

schlägen zur Einführung von Umweltabgaben unterscheiden. Anhand dieser Elemente 

lassen sich die Entwicklung und die zentralen Gedanken der Steuerreformvorschläge auf-

zeigen. 

Die Elemente und  Inhalte der Steuerreformvorschläge sind meist keine "Erfindung" ihrer 

Protagonisten. Aus diesem Grund möchte ich zwei wichtige Wurzeln der Steuerreform-

vorschläge diskutieren: Die neoklassische Umweltökonomie (Zweites Kapitel) und die 

Prinzipien der deutschen Umweltpolitik (Drittes Kapitel). Dies erscheint mir auch des-

halb sinnvoll, da die Vorschläge sich zwischen wissenschaftlicher Theorie und prakti-

scher Politik bewegen.  

 

Dieser Arbeit liegen neun  Steuerreformvorschläge zugrunde, wobei die wesentlichen 

Informationen über diese Vorschläge in zwei Übersichten aufgearbeitet wurden. Ein  
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Schwerpunkt bei der Darstellung der Steuerreformvorschläge wird auf dem ersten Vor-

schlag von BINSWANGER (1983) und auf dem letzten Vorschlag von WEIZSÄCKER 

(1989) liegen. Der Vorschlag von BINSWANGER war  Vorbild für die darauffolgenden 

Vorschläge und ist gerade deshalb besonders wichtig. Der Vorschlag von WEIZSÄCKER 

stellt m.E. eine gewisse Konsolidierung aller Vorschläge dar, und hat ihre Aussagen teil-

weise zusammengefaßt.  

 

Im vierten und letzten Kapitel greife ich eine Diskussion aus der Tagespolitik - den 

Treibhauseffekt - auf und versuche, durch eine Gegenüberstellung zu der praktizierten 

Umweltpolitik, Perspektiven, Lösungspotentiale und Grenzen einer ökologischen Steuer-

reform aufzuzeigen. 
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1 Darstellung ökologischer Steuerreformvorschläge 

1.1 Konstituierende Merkmale einer ökologischen Steuerreform 

 

Was macht einen Vorschlag, ökonomische Anreize für Umweltziele in das Steuersystem 

einzubauen, zu einem ökologischen Steuerreformvorschlag? 

 

Aufgrund der Begriffsvielfalt und -verwirrung ist diese Frage nicht einfach zu beantwor-

ten. Einmal wird von Umweltabgaben, dann von Öko-Steuern, Öko-Abgaben oder Um-

weltsteuern gesprochen.  

Daher erscheint es sinnvoll, schon an dieser Stelle steuersystematische Aspekte einzufüh-

ren und daraus Merkmale abzuleiten, die es rechtfertigen können, Vorschläge als öko-

logische Steuerreform zu bezeichnen. 

 

Die Abb. 1 macht deutlich, daß der Begriff der Abgabe, unabhängig von der konkreten 

Abgabeform, alle öffentlichen Zwangsabgaben beinhaltet. Obwohl auch Gebühren1 und 

Beiträge umweltpolitische Lenkungsfunktionen übernehmen können, wird in dieser 

Arbeit nur auf Umweltsteuern und Umweltsonderabgaben eingegangen. Diese 

Eingrenzung ist dadurch gerechtfertigt, daß bei den Vorschlägen zu einer ökologischen 

Steuerreform nur diese beiden Abgabenarten vorkommen.  

In der umweltpolitischen Diskussion wird allerdings meist nicht klar zwischen Sonderab-

gaben und Steuern unterschieden, obwohl sich mit diesen beiden Abgabenformen unter-

schiedliche Zielsetzungen und Auswirkungen verbinden. Neben dieser Ungenauigkeit bei 

der Begriffsverwendung besteht darüber hinaus keine Übereinstimmung darüber, welche 

Abgabenform den finanzwirtschaftlichen und umweltpolitischen Erfordernissen am 

besten gerecht wird. Darauf wird im Abschnitt 2.3 "Ökologische Steuerreform und 

Finanzwissenschaft" eingegangen.   

  

Abb.1: Abgabensystematik 

 

  

          

Abgaben

Steuern     Gebühren     Beiträge     Sonderabgaben

Lenkungsabgabe     Finanzierungsabgabe  
 

Quelle: Nach Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 103ff. 

                                                
1Z.B. Müll- und Abwassergebühren. 
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An dieser Stelle ist es wichtig, die Begriffe zu definieren: 

 

Steuern sind "Geldleistungen (der Bürger oder der Unternehmen), für die der Staat keine 

konkrete Gegenleistung erbringt; mindestens als Nebenzweck der Gelderhebung muß be-

absichtigt sein, Einnahmen (für den Staatshaushalt) zu erzielen."2 

Dies bedeutet, daß Steuern in den allgemeinen Staatshaushalt fließen müssen und auf der 

Ausgabenseite i.d.R. keine Zweckbindung vorgesehen ist. Diese als "Nonaffektionsprin-

zip" bezeichnete Regel soll verhindern, daß bestimmte Verausgabungszwecke anderen 

vorgezogen werden und durch die Entstehung von Schattenhaushalten die 

Haushaltsautonomie des Parlaments beeinträchtigt wird.3   

Außerdem soll ein "möglichst umfassend großer Kreis von Bürgern im Zuge ihrer per-

sönlichen Leistungsfähigkeit zur Finanzierung der Staatsleistungen [beitragen]"4. 

 

Sonderabgaben5 hingegen können "zum Zweck der Bezahlung besonderer, genau festge-

legter Aufgaben nur von ganz bestimmten Gruppen in bestimmten Umfang erhoben wer-

den"6. Damit beruhen Sonderabgaben, wie Gebühren und Beiträge, auf dem 

"Äquivalenzprinzip". Bei Sonderabgaben mit Finanzierungsfunktion steht dabei die 

Erzielung von Einnahmen für einen bestimmten Zweck im Vordergrund und bei 

Sonderabgaben mit Lenkungsfunktion die Änderung des Verhaltens der Besteuerten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat für Sonderabgaben aber enge Grenzen gezogen. Sie 

sollen die Ausnahme sein und können daher nur eine begrenzte Aufkommenshöhe errei-

chen. Außerdem muß eine spezifische Beziehung zwischen dem Kreis der Abgabepflich-

tigen und dem mit der Abgabe verfolgten Zweck bestehen.7  

 

Aus dem bisher gesagten ist eine Klassifikation von Umweltabgaben aus der Sicht der 

Steuersystematik möglich (siehe Abb. 2). 

Nach dieser Systematik kann ein Vorschlag nur dann als ökologische Steuerreform be-

zeichnet werden, wenn die vorgesehenen Abgaben den Charakter einer Ökosteuer haben. 

Auf der Einnahmeseite muß die Lenkungsfunktion wichtiger sein als die Finanzierungs-

funktion, und auf der Seite der Aufkommensverwendung soll die Erzielung allgemeiner 

Deckungsmittel für den Haushalt im Vordergrund stehen.  

                                                
2Wilhelm, S., Ökosteuern, 1990, S. 49; vgl. auch § 3 Absatz 1 Abgabenordnung (AO) i.d. Fassung v. 16. 

März 1976 (BGBl. I S. 613): "Die Einnahmeerzielung kann Nebenzweck sein". 
3Vgl. Förster, H., Kritik Ökosteuern, 1990, S. 48 und Benkert, W./Bunde, J./Hansjürgens, B., 

Umweltpolitik mit Öko-Steuern, 1990, S. 78. 
4Benkert, W./Bunde, J./Hansjürgens, B., Umweltpolitik mit Öko-Steuern?, 1990, S. 71. 
5Die bekannteste Sonderabgabe ist der "Kohlepfennig". 
6Wilhelm, S., Ökosteuern, 1990, S. 50. 
7Vgl. Benkert, W./Bunde, J./Hansjürgens, B., Umweltpolitik mit Öko-Steuern?, 1990, S.75f. 
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Werden statt dessen  Sonderabgaben (Finanzierungs- oder Lenkungsabgaben) 

vorgeschlagen, bedeutet dies, daß neben dem bestehenden Steuersystem ein System von 

Sonderabgaben entsteht, was eher einer Ergänzung des Steuersystems als einer Reform 

gleichkommen würde.8 Von einer weitreichenden Reform könnte auch deshalb nicht 

gesprochen werden, da Sonderabgaben nach dem Bundesverfassungsgericht nur eine 

begrenzte Aufkommenshöhe erreichen dürfen.9 

  

Abb. 2: Klassifikation von Umweltabgaben 

 

             Ausgabenseite: Aufkommensverwendung 

 

  fiskalisch 

allgemeine  

Deckungsmittel 

lenkend 

zweckgebundene 

Verwendung 

Einnahmeseite:  fiskalisch klassische Steuer Finanzierungsabgabe 

Ausgestaltung lenkend Ökosteuer Lenkungsabgabe 

Quelle: In Anlehnung an Förster, H., Kritik Ökosteuern, 1990, S. 9. 

 

Wie sich zeigen wird, durchbrechen einige Steuerreformvorschläge diese Systematik, 

indem sie eine vollständige oder teilweise Zweckbindung für das entstehende Aufkom-

men vorsehen. Dabei können sie sich darauf berufen, daß in unserem historisch ge-

wachsenen Steuersystem das Nonaffektionsprinzip ebenfalls durchbrochen wird. So hat 

es in der Bundesrepublik Deutschland eine lange Tradition, daß Wegekosten des 

Verkehrs nach dem Äquivalenzprinzip durch Steuern, wie die Mineralölsteuer und die 

Kfz-Steuer, finanziert werden sollen.10  

Bei den Vorschlägen zu einer ökologischen Steuerreform, die eine Zweckbindung enthal-

ten, wird keine juristische, sondern eine politische Zweckbindung innerhalb des Haushalts 

vorgeschlagen, die der obigen Definition wieder entgegenkommt. 

 

Für diese Arbeit möchte ich daher von folgenden Merkmale einer ökologischen Steuerre-

form ausgehen: 

                                                
8An dieser Stelle ist keine Wertung gegenüber Sonderabgaben beabsichtigt. Es soll nur versucht werden, 

eine ökologische Steuerreform zu charakterisieren. 
9Im Jahr 1987 wurden 10,6 Mrd. (davon 4,8 Mrd. aus dem Kohlepfennig) Aufkommen durch 

Sonderabgaben erzielt; vgl. Benkert, W./Bunde, J./Hansjürgens, B., Umweltpolitik mit Öko-Steuern?, 
1990, S.75f. 

10Anfang der 50er Jahre begann man mit ersten Zusammenstellungen über Straßenausgaben und 
Steuern. Die ersten Wegerechnungen können als Grundlage der damals eingeführten Besteuerung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftstoffen angesehen werden; vgl. UPI-Bericht Nr. 21, Finanzinstrumente, 
1991, S. 1. 
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·  Relativ hohes Aufkommen (mindestens 10 Milliarden). 

·  Auf der Einnahmenseite müssen Ökosteuern enthalten sein.  

·  Auf der Ausgabenseite soll keine juristische Zweckbindung vorgesehen sein. 

 

1.2 Übersicht über ökologische Steuerreformvorschläge, Entwicklung der 

Aufgabenzuweisung und zentrale Zielsetzungen 

 

Gemäß den obigen Merkmalen habe ich zwei Übersichten angefertigt, die die wesentli-

chen Züge der jeweiligen Vorschläge enthalten.11 Die erste Übersicht (Abb. 3) zeigt Vor-

schläge aus dem wissenschaftlichen Bereich und die zweite Übersicht (Abb. 4) enthält 

parteipolitische Vorschläge.  

Die Übersichten sollen einerseits die zeitliche Abfolge und andererseits die Veränderun-

gen in der Konzeption einer ökologischen Steuerreform verdeutlichen. Dabei besteht ein 

Zielkonflikt zwischen der Ausführlichkeit und der Übersichtlichkeit. Ich habe mich dafür 

entschieden, der Übersichtlichkeit den Vorrang einzuräumen, da in den späteren Ausfüh-

rungen nicht immer auf jeden einzelnen Vorschlag eingegangen werden kann und es 

daher notwendig ist, schnell zuordnen zu können. 

 

Von den etablierten Parteien können nur die SPD und die GRÜNEN auf Vorschläge zu 

einer ökologischen Steuerreform verweisen.  

Die derzeitige Regierungskoalition zwischen CDU, CSU und FDP beabsichtigt bisher 

keinen ökologischen Umbau des Steuersystems. Es werden aber einzelne Sonderabgaben 

geprüft, so z.B. im Abfallbereich und in der Luftreinhaltung. Daneben soll das 

bestehende Steuersystem weiter ökologisch ausgerichtet werden, so zum Beispiel durch 

Umgestaltung der Kfz-Steuer nach umweltpolitischen Kriterien. Die EG-Kommission hat 

eine CO2-Abgabe/Energiesteuer vorgeschlagen, die von der Regierungskoalition 

unterstützt wird. 

Es wäre an dieser Stelle interessant, die umweltpolitischen Vorstellungen der einzelnen 

Parteien daraufhin zu analysieren, welchen Stellenwert sie jeweils den einzelnen Instru-

menten der Umweltpolitik und der Umweltpolitik an sich geben. Dies würde aber das 

gestellte Thema zu weit ausdehnen. Deshalb beschränke ich mich darauf, vorgelegte 

Steuerreformvorschläge zu diskutieren. 

 

                                                
11Nicht aufgenommen wurden insbesondere das Schwefelabgabegesetz des Landes Hessen (1983), das 

Waldpfenniggesetz von Nordrhein-Westfalen (1983), der Grottian-Plan der Grünen (1985), der SPD-
Vorschlag Sondervermögen "Arbeit und Umwelt" (1985) und die Chlorsteuer der Grünen (1986). Bei 
diesen Vorschlägen steht die Finanzierungsfunktion für Subventionen im Vordergrund und / oder das 
Aufkommen ist zu gering. Besonders beim SPD-Vorschlag wird die Finanzierungsfunktion 
hervorgehoben, da das Gemeinlastprinzip gegenüber dem Verursacherprinzip betont wird; vgl. dazu 
Klemmer, P., Sondervermögen SPD, 1985, S. 559. 
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Abb. 3: Ökologische Steuerreformvorschläge aus dem wissenschaftlichen Bereich 

 Urheber Binswanger, 
Nutzinger, u.a. 

Aubauer und 
Bruckmann 

Springmann Müller-Witt UPI Heidelberg Naumann/ 
Sauerborn 

E. U. von 
Weizsäcker 

Zeitpunkt 1983 1985 1986 und 1988 1988 1988 1989 1989 

Abgaben- 
gegenstand 

Primärenergie Primärenergie 1986:  
Rohstoffabgabe 
 
1988:  
Abgabe auf alle 
Abgase, Abfälle, 
Abwässer und  
Endenergieverbrauch 

Umweltabgabe auf 
jegliche Form von 
Naturinanspruch- 
nahme 

 35 Einzelsteuern. 
Stärkstes Aufkommen 
im Energie- und Ver-
kehrsbereich, Wasser-
verbrauch und Boden-
versiegelung. Daneben 
Produktsteuern, z.B.: 
Batterien, Pestizide 

Umweltverbrauchs-
steuer ohne Vorsteuer-
abzug auf alle Güter 
und Dienstleistungen 
entsprechend den 
Parametern eines 
Schadstoffregisters 

Energie (Strom, 
fossile Treibsoffe), 
Rohstoffe und Abfall 
(ohne 
Sekundärrohstoffe), 
Wasser, Bodenver-
siegelung, Schadstoffe
  

Verteuerung 
(% ual oder 
absolut) 

·  ca. 50% 
·  evtl. stufenweise 

Einführung über 10 
Jahre 

·  ca. 70% 1986: 68 % 
1988: o.A. 

·  jährlich um real 3%  
·  i.d.R. bis 99%ige 

Schadstoffver-
meidung erreicht ist 

z.B.: 1,90 DM/l   
Benzin 

o.A. Über 30-40 Jahre 
Endverbraucherpreise 
um jährlich 5% er-
höhen. 

Erwartetes 
Aufkommen 

10 - 50 Mrd. o.A. 1986: 116 Mrd. 
1988: o.A. 

5% des BSP im 
1.Jahr: 55.1 - 91,9 
Mrd. 

210 Mrd. o.A. steigt bis auf 5-10% 
des BSP in 20 Jahren 

Verwendung 
des 
Aufkommens 

·  Aufkommensneu- 
tralität durch 
Senkung der 
Beiträge zur 
Rentenversicherung 

·  Aufkommensneu-
tralität durch 
Senkung der 
Umsatzsteuer, 
Einkommenssteuer 
und der Sozialver-
sicherungsbeiträge 

1986: 
·  Aufkommensneu-

tralität durch 
Senkung der 
Sozialabgaben 

 
1988: 
·  Zweckbindung für 
 Investitions-

subventionen 

·  70% aufkommens-
neutral 

·  30% als "Sanie-
rungspreis" 
zweckgebunden 
(z.B. Altlasten, 
Subventionen etc.) 
verwenden  

·  Aufkommensneu-
tralität durch Ab-
schaffung der Um-
satzsteuer, Senkung 
der Lohn-/Einkom-
menssteuer und der 
Rentenversiche-
rungsbeiträge 

·  Ausnahme: 
Subventionen an 
Öko-Landwirtschaft 

·  zum Teil aufkom-
mensneutral durch 
Senkung des ermäs-
sigten Steuersatzes 
der Umsatzsteuer 

·  zum größeren Teil: 
politische Zweck-
bindung für öffent-
liche Nachfrage u. 
Subventionen  

·  Aufkommensneu-
tralität durch 
Abschaffung von 
Bagatellsteuern und 
später Senkung der 
Mehrwertsteuer 

Zentraler   
Gedanke 

·  Beitrag zur Lösung 
der drei wichtigen 
Probleme: Umwelt, 
Arbeitslosigkeit und 
Rentenfinanzierung 

·  Entkoppelung von 
Wirtschaftswachs- 
tum und Energie- 
verbrauch 

·  Nicht mehr der 
Mehrwert und der 
Lohn, sondern der 
Ressourcenver-
brauch soll nach ei-
ner geeigneten 
Übergangsperiode 
die Bemessungs-
grundlage für 
Steuern und 
Sozialbeiträge sein. 

1986: 
·  simultane Lösung 

von Umwelt- und 
Beschäftigungs-
problem 

 
1988: 
·  siehe 1986 

·  kybernetisch ge- 
steuertes Anreiz- 
instrumentarium 

·  linear-progressiv, 
allumfassende Um-
weltabgabe, um 
ökologische Pro-
duktivkraft 
ökonomiever-
träglich zu stimu-
lieren  

·  effizientere und 
effektivere Um-
weltpolitik 

·  Vernetzung mit 
anderen gesell-
schaftlichen Pro-
blembereichen 

·  starke soziale 
Komponente 

·  steuertechnische 
Operationalisierung 
der Ökosteueridee 

·  "Machbarkeit" von 
Ökosteuern 
demonstrieren 

·  sozial- und 
wirtschafts-
verträglicher 
ökologischer 
Strukturwandel 
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Abb. 4: Parteipolitische Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform 

Urheber SPD DIE GRÜNEN 
Zeitpunkt 1989 1989 (urspr. Fassung 1985) 
Abgaben- 
gegenstand 

Energie (Mineralölprodukte, Erdgas) 
und diverse Umweltsonderabgaben 

Energie (Primärenergie, Strom, 
Mineralöl), Wasser, Abgase etc. 

Verteuerung z.B. 45 Pf/l Benzin bleifrei o.A. 

Erwartetes 
Aufkommen 

ca. 30 Mrd. bei Energiesteuern 
unter 20 Mrd. bei Umweltabgaben 

ca. 83 Mrd. 

Verwendung 
des  
Aufkommen 

·  Zweckbindung bei Umweltabgaben 
·  Aufkommensneutralität bei Energie-

steuern durch 
·  Erhöhung des Grundfreibetrages der 

Lohn-/Einkommenssteuer 
·  Umwandlung der Kilometerpauschale 

in eine Entfernungspauschale 
·  Abschaffung der Kfz-Steuer 
·  Erhöhung von Transferleistungen 

·  politische Zweckbindung 
(Finanzierung des sozialen und öko-
logischen Umbaus der Industrie-
gesellschaft) 

 

Zentraler 
Gedanke 

·  "Moderne ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft" 

·  "Umbau der Industriegesellschaft" 

 

Die Steuerreformvorschläge in den 80er Jahren weisen im wesentlichen drei "neue 

Elemente" auf (siehe Abb. 5): 

 

Abb. 5: Aufgabenzuweisung an Ökosteuern 

     Das "neue Element" von Ökosteuern 
     ÚÄÄÄÄÄÄÄÄÄÄÄÄÄÄÅÄÄÄÄÄÄÄÄÄÄ¿ 
  
Aufgabenzu- Lenkungs- Umwelt- und  Ziel der Auf-      Ökologischer 
weisung ziele  beschäftigungs-  kommensneu-         Strukturwandel 
an Umwelt-   politische Ziele  tralität 
abgaben 
 
Vorschläge Im wissen- Binswanger u.a.  Umwelt-       E.U.v. Weizsäcker 
  schaftlichen                und Prognose-   
  Bereich ge-                Institut (UPI) 
  fordert und                  
                        mit der Ab- 
  wasserabgabe         
  partiell umgesetzt 
 
Jahr    ab 1971     1983       1988             1989 
 
Quelle: In Anlehnung an Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S.87. 
 

Mit Ausnahme der Vorschläge der GRÜNEN und von SPRINGMANN (1989), die auf 

Aufkommensneutralität völlig verzichten, enthalten alle Vorschläge die aufgeführten Ele-

mente. Sie unterscheiden sich aber durch die Setzung von Schwerpunkten und in der 

Argumentation. 
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Wie kam es zu diesen "neuen Elementen"?  

 

In den 70er Jahren war eindeutig, welche Aufgaben eine Umweltabgabe12 zu erfüllen 

hatte. Sie sollte allokativ lenkend wirken, also helfen, externe Effekte zu internalisieren. 

Folglich wurden auch für spezielle Umweltprobleme spezielle Umweltabgaben vorge-

schlagen.  

Das Aufkommen wurde in der umweltökonomischen Diskussion eher als "unerwünscht" 

gesehen, da die Gefahr der ineffizienten Verausgabung bestand. Praktiker verwiesen aber 

darauf, daß durch zweckgebundene Verwendung des Aufkommens für den 

Umweltschutz die ökologische Wirkung noch verstärkt werden könnte 

(Verwendungszweckabgaben). 

 

Anfang der 80er Jahre kehrte sich die Situation um. Mit dem BINSWANGER-Vorschlag 

stand zum erstenmal eine Steuerreform im Raum, die einen systematischen Ansatz für 

sich in Anspruch nahm und ein erhebliches Aufkommen aufwies.  

Den Vorschlägen in den 80er Jahren lag eine Betrachtungsweise des Ökologieproblems 

zugrunde, die sich folgendermaßen stichpunktartig beschreiben läßt: 

 

·  Umweltschäden werden nicht von einzelnen unbedeutenden Wirtschaftszweigen ver-

ursacht, sondern von allen Sektoren der Wirtschaft (Industrie, Dienstleistung13 und 

Landwirtschaft).  

·  Umweltschäden sind nicht mehr regional abgrenzbar, sondern global. 

·  Konsum- und Verhaltensmuster "vergiften" die eigenen Lebensgrundlagen. 

·  Unsere gesamte Art zu wirtschaften steht auf dem Prüfstand. 

·  Quantitatives Wachstum macht nachhaltigen Umweltschutz unmöglich, und es muß 

deshalb zu qualitativem Wachstum übergegangen werden.14 

 

Ziel der Vorschläge ist daher nunmehr der "ökologische Umbau der Industriegesell-

schaft".   

  

Das Ordnungsrecht und unsystematische Umweltabgabenvorschläge werden dabei für 

überfordert angesehen, unsere Wirtschaftsweise naturverträglich zu gestalten. Daher 

wird eine umfassende und systematische Ergänzung des ordnungsrechtlichen Rahmens 

durch monetäre Anreize angestrebt.  

                                                
12Der Begriff Umweltabgabe wird in dieser Arbeit als Oberbegriff für Umweltsonderabgaben und 

Umweltsteuern (Ökosteuern) verwendet. 
13Beim Dienstleistungssektor wirkt besonders der Güterverkehr umweltbelastend. 
14Siehe dazu auch die Kritik am Bruttosozialprodukt als Maßstab für Lebensqualität, die besonders von 

Leipert, C. systematisiert wurde; vgl. dazu: Leipert, C., Bruttosozialprodukt, 1983, S. 100-104. 
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Die wichtigsten "neuen Elemente" dieser Vorschläge sollen im folgenden dargestellt 

werden. 

 

 

1.2.1 Beschäftigungspolitische Ziele 

 
"Belastet wird, mit Einkommenssteuern und Sozialabgaben, wenn wir Arbeitsplätze schaffen. 
Belastet wird auch, wenn wir Gewinne machen, wenn wir Kapital bilden. Nicht belastet wird 
aber, wenn wir Luft verbrauchen, wenn wir das Wasser verschmutzen oder wenn Abfall ent-
steht. Deshalb sind wir völlig fehlgesteuert.  
Wir haben unsere Produktionsweise vor allem dahingehend optimiert, daß möglichst wenig 
Arbeitskraft notwendig ist; die Rohstoffeffizienz war meist völlig sekundär....Es gibt keine 
Alternative. Ich weiß, wie schwierig das ist, ich habe keine Illusionen. Aber langfristig ist eine 
grundsätzliche Verlagerung von Steuern und Belastungen weg von den Dingen, wo sie heute 
sind, hin zu den Dingen, die die Natur schädigen, notwendig."15 

 

In der Studie von BINSWANGER U.A. wurde erstmals explizit vorgeschlagen, mit Hilfe 

von Umweltabgaben gleichzeitig die Beschäftigungskrise zu entschärfen. Die Ziele sind 

dabei nicht nur gleichrangig, sondern es wird davon ausgegangen, daß sie sich 

gegenseitig bedingen. Begründet wird dies damit, daß eine jeweils isoliert betriebene 

Beschäftigungs- und Umweltpolitik sich gegenseitig konterkarieren. 

Einerseits hat eine isolierte Umweltpolitik zur Folge, daß nur die Kostenseite betrachtet 

wird, die die Wirtschaft belastet und damit Erweiterungsinvestitionen verhindert. Um-

weltschutz hat daher oft das Image eines "Jobkillers" und "Wachstumshemmers".16 Diese 

isoliert betriebene Umweltpolitik führt auch dazu, daß größtenteils nachträgliche und in 

ihrer ökologischen Wirkung zweifelhafte Entsorgungsmaßnahmen ("End-of-pipe-

Technologien") angewendet werden. 

Auf der anderen Seite läßt eine isoliert betriebene Beschäftigungspolitik - die auf 

Wachstum setzt, um Vollbeschäftigung zu erreichen - außer acht, daß quantitatives 

Wachstum i.d.R. mit mehr Verbrauch an Ressourcen verbunden ist.17  

Außerdem ist der Beschäftigungseffekt einer solchen Politik sehr fragwürdig, da 

aufgrund des Preisverhältnisses zwischen Kapital und Arbeit ein großer Teil der 

Investitionen für Arbeitsrationalisierungsmaßnahmen verwendet wird.18 
                                                
15Schmidheiny, S., Fehlgesteuert, 1992, S. 35; Stephan Schmidheiny ist ein Schweizer Topmanager und 

war Industrie-Berater für den Erdgipfel in Rio de Janeiro. 
16Viele Studien Ende der 70er Jahre und Anfang der 80er Jahre beschäftigten sich mit dem Thema, ob 

die Umweltschutzmaßnahmen im Saldo einen positiven oder negativen Beschäftigungseffekt gehabt 
haben; vgl. dazu: Meißner, W., Beschäftigung, 1979, S.330-340; Kabelitz, K.R., 
Beschäftigungspolitik, 1980, S. 36f.  

17Nach Ansicht von Müller-Witt hat zeitweise und in Teilbereichen zwar eine gewisse Entkoppelung 
zwischen Wirtschaftswachstum und Verbrauch an natürlichen Ressourcen stattgefunden, das 
Wirtschaftswachstum hat aber dazu geführt, daß die Belastung der Umwelt nicht vermindert werden 
konnte, sondern sich auf hohem Niveau stabilisiert hat; vgl. Müller-Witt, Öko-Steuern, 1989, S. 30f.  

18Vgl. Binswanger, Arbeit ohne Umweltzerstörung, 1983, S. 139f. 
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"Die Grenzen dieses Politiktypus werden entsprechend immer deutlicher: er ist teuer, unzuver-
lässig und im konkreten Fall nicht zielführend, weil er im Grunde nicht an den Ursachen, son-
dern nur an den Symptomen des Umweltproblems ansetzt"19 

 

Dieser Politikansatz hat zudem zu einer unnötigen Polarisierung geführt.:  

 
"Die Geringschätzung der Umwelt auf seiten der ´Wirtschaftsschützer  ́hat eine Geringschät-
zung (und moralische Abwertung) dieser Machtträger seitens der ´Umweltschützer  ́zur Folge. 
Kampf gegen das umweltfeindliche, anscheinend nicht reformierbare Industriesystem wird 
dann zur vermeintlich einzigen effektiven Reaktionsform."20 

 

Die Vorschläge von BINSWANGER, SPRINGMANN und AUBAUER/BRUCKMANN gehen von 

einem langfristigen Gleichlauf von Beschäftigungs- und Umweltinteressen aus. Als Aus-

weg aus dem Dilemma der isolierten Beschäftigungs- und Umweltpolitik wird daher eine 

integrierte Umwelt- und Beschäftigungspolitik gefordert, die u.a. das Ziel haben soll, das 

Preisverhältnis zwischen Arbeits- und Kapitaleinsatz zu ändern. Das Instrument, um dies 

zu erreichen, ist eine Umweltabgabe, deren Aufkommen dazu dient, die Sozialversiche-

rungsabgaben der Arbeitgeber zu senken. Damit würde der Faktor Arbeit entlastet und 

der Produktionsfaktor Umwelt belastet und das relative Preisverhältnis zu Gunsten des 

Arbeitseinsatzes verschoben werden.  

Das ist neben dem Ziel, soziale Kosten betriebswirtschaftlich geltend zu machen auch 

deshalb berechtigt, weil die steuerliche Belastung der Arbeit in den letzten Jahrzehnten 

überproportional zu anderen Steuern zugenommen hat.21  Damit wird die Substitution 

der Arbeit durch vermehrten Kapitaleinsatz mit der bestehenden Besteuerung massiv 

gefördert.  

 

AUBAUER/BRUCKMANN, gehen sogar soweit, daß langfristig nicht, wie bisher, der Mehr-

wert und der Lohn, sondern der Ressourcenverbrauch die Bemessungsgrundlage für 

Steuern und Sozialbeiträge sein soll.  

 

Für MÜLLER-WITT steht das Beschäftigungsproblem zwar nicht im Mittelpunkt seiner 

Ausführungen, aber auch er hofft, daß der "säkuläre Trend zur Substitution von Arbeit 

durch Kapital und Rohstoffe (Energie) in sein Gegenteil verkehrt wird."22 

 

                                                
19Vgl. Leipert, C./Simonis, U.E., Integrierte Beschäftigungs- und Umweltpolitik, 1985, S. 4. 
20Vgl. Leipert, C./Simonis, U.E., Integrierte Beschäftigungs- und Umweltpolitik, 1985, S. 5. 
21 Seit 1970 ist der Anteil der Energiesteuern am Steueraufkommen um die Hälfte gefallen und der 

Anteil des Produktionsfaktors um 10% gestiegen; vgl. Jarass, L., Besteuerung der Produktionsfaktoren, 
1993, S. 231. Zwischen 1967 und 1987 hat sich die Mineralölsteuer auf Benzin um 157% erhöht und 
die Besteuerung pro Beschäftigtem um 2000%; vgl. Teufel, D./Wagner, T., Vorschlag, 1988, S. 314. 

22Müller-Witt, H., Progressive Umweltabgaben, 1989, S. 279. 
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Auch das UPI erwartet positive Beschäftigungseffekte: 
"Das vorgeschlagene Konzept führt zu einer Substitution umweltbelastender durch umwelt-
freundliche oder -neutrale Produktion und Konsumtion.  
Durch den gewünschten Absatzrückgang umweltbelastender Produkte werden in einzelnen 
Wirtschaftszweigen in geringem Maße Arbeitsplätze abgebaut. Gleichzeitig werden durch eine 
Nachfragesteigerung nach umweltfreundlichen Produkten neue Arbeitsplätze geschaffen. Die 
Zahl der Arbeitsplätze wird dadurch insgesamt zunehmen, da umweltfreundliche Produktion  
in den meisten Fällen arbeitsintensiver ist als umweltbelastende (öffentlicher Verkehr, 
Gütertransport auf der Schiene, ökologische Landwirtschaft, Mehrweg statt Einweg, 
Energieeinsparung und regenerative Energie ist jeweils arbeitsintensiver als die jeweils 
umweltbelastende Alternative)....  
Zusätzlich wird durch Verringerung der Lohnnebenkosten die Konkurrenz zwischen mensch-
licher Arbeitskraft und Maschine zugunsten des Menschen verbessert, so daß dadurch weitere 
Arbeitsplätze, vor allem im Dienstleistungssektor geschaffen werden."23 

 
Außerdem weist das UPI darauf hin, daß eine Verringerung der Lohnnebenkosten nicht 
die Kaufkraft senkt, wie es bei Senkung der Lohnkosten der Fall wäre. 

 

WEIZSÄCKER macht keine konkreten Aussagen darüber, ob sein Konzept dazu beitragen 

könnte, die heute bestehende Massenarbeitslosigkeit abzubauen. Für ihn steht im Mittel-

punkt, daß der durch eine ökologische Steuerreform ausgelöste ökologische 

Strukturwandel bei "richtiger" Dimensionierung und bei "richtigem" Tempo so ablaufen 

könnte, daß die benachteiligten Sektoren nicht schneller schrumpfen als die begünstigten 

Sektoren wachsen - also keine zusätzliche Arbeitslosigkeit entsteht.24  

Langfristig eröffnet ein ökologischer Strukturwandel seiner Meinung nach die Chance, 

wirtschaftspolitische und beschäftigungspolitische Probleme zu lösen. Ohne einen Struk-

turwandel können sich die Probleme auf allen Ebenen nur noch verschärfen. 

 

 

1.2.2 Aufkommensneutralität 

 

Die beträchtliche Aufkommenshöhe der meisten Vorschläge führte dazu, daß das 

Element der Aufkommensneutralität in den Mittelpunkt rückte. Bei einem Aufkommen 

von 210 Milliarden DM, wie es der Vorschlag des UPI vorsieht, ist eine 

Einnahmekürzung an anderer Stelle fast unvermeidlich.  

Damit sind aber auch der zweckgebundenen Verwendung des Aufkommens enge 

Grenzen gesetzt. 

Der wirtschaftspolitische Hintergrund ist die Tatsache, daß die Abgabenquote mit 41,5% 

im Jahr 1992 (1961: 33,3%) einen Nachkriegsrekord erreicht hat.25 Eine zu hohe Staats-

quote wird dabei als volkswirtschaftlich schädlich angesehen. 
                                                
23Teufel, D., Der UPI-Vorschlag, 1989, S. 223 
24Vgl. Weizsäcker, E.U.v., Ökologische Steuerreform und EG, 1989,  S. 328.  
25Deutsche Bundesbank, Monatsbericht März, 1993, S. 20. 
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Auf der anderen Seite wird dieses Element auch als Mittel zur leichteren politischen 

Durchsetzung eingesetzt. Die Bürger sollen nicht das Gefühl haben, daß ihnen durch eine 

ökologische Steuerreform nur "das Geld aus der Tasche gezogen" wird. 

 

Auch bei WEIZSÄCKER ist das "neue Element" der Aufkommensneutralität ein zentraler 

Bestandteil seines Konzepts: 
 
"Die ökologische Steuerreform muß diesen Namen auch verdienen. Sie darf die Staatsquote 
nicht erhöhen [Hervorhebung im Original]. Sofern es unabweisbare ökologische Finanzie-
rungsziele gibt (Altlastensanierung, Osteuropa-Hilfe, Agenda 21), müssen die diesbezüglichen 
Finanzierungsbeschlüsse vom Parlament separat von der Steuerreform gefaßt werden."26 

 

Es sollen keine zusätzlichen Staatsfunktionen finanziert werden, sondern die "Preise 

sollen die ökologische Wahrheit sagen". 

 

Einige Vorschläge weichen jedoch von der vollkommenen Aufkommensneutralität ab:  

 

MÜLLER-WITT will 30 % des Aufkommens als "Sanierungspreis" verwenden. Die Einbe-

haltung eines Teils des Aufkommens soll die Wirkung der Umweltabgaben verstärken. 

Der "Sanierungspreis" soll als Sondervermögen verwaltet und dafür verwendet werden,  

·  mehr Personal für den Vollzug der Umweltpolitik einzustellen,  

·  Wirkungs- und Meßforschung (um Permanentmessungen von Schadstoffen zu 

ermöglichen) zu unterstützen,  

·  Umwelttransfers an die 3.Welt zu finanzieren,  

·  Altlastensanierung zu betreiben,  

·  "Ultra-Betriebe" mit 99%iger Schadstoffvermeidung zu unterstützen und  

·  die Öko-Landwirtschaft zu subventionieren.  

Allgemeine Umweltsubventionen lehnt er aber ab, weil die Gefahr besteht, daß die Ver-

ursacher von Umweltschäden nicht diejenige Maßnahmen ergreifen, die besonders wir-

kungsvoll und gesamtwirtschaftlich effizient sind, sondern diejenigen, für die sie die 

höchsten Subventionen erhalten.27  

Außerdem induzieren sie End-of-pipe-Technologien, da integrierter Umweltschutz kaum 

zu spezifizieren und daher schwieriger zu subventionieren ist. 

 

Folgte SPRINGMANN in seinem Vorschlag 1986 noch BINSWANGER, indem er ebenfalls 

eine Senkung der Sozialabgaben forderte, rückt er in seinem Vorschlag von 1988 davon 

ab. In seinem letzten Vorschlag geht er davon aus, daß die beschäftigungspolitischen 

                                                
26Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 1992, S. 162. 
27Allgemein besteht bei zweckgebundener Verwendung des Aufkommens die Gefahr allokativer 

Verzerrungen; vgl. Diekmann, B., Zweckbindung von Umweltabgaben?, 1990, S. 458.  
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Ziele auch erreicht werden können, indem Energie verteuert und das Aufkommen dazu 

verwendet wird, Energiesparinvestitionen zu subventionieren. Dabei stellt er sich einen 

Mechanismus vor, der die Höhe der Subvention unmittelbar von der Menge der durch 

die neue Technologie erzielten Einsparung abhängig macht: 

 
 "Dann können mit einem relativ geringen umzuverteilenden Finanzvolumen relativ hohe 
Energieeinsparungen erreicht werden. ...Diese Art der Mittelverwendung hat außerdem den 
Vorteil, daß die von der Energieverbrauchsabgabe besonders betroffenen Industrien erhebliche 
Entlastungen realisieren und damit ihre Konkurrenzfähigkeit erhalten können, sofern sie inno-
vationsfreudig sind und in Energiespartechnologien investieren."28 

 

NAUMANN/SAUERBORN wollen den größten Teil des Aufkommens einer kräftigen öffent-

lichen Nachfrage und Förderung des ökologischen Umstrukturierungsprozesses 

vorbehalten. Sie folgen damit einer keynesianischen Sichtweise. Nur diese 

Aufkommensverwendung werde "die gewünschte Wirkung entfalten, ungewünschte 

Verteilungswirkungen minimieren und nicht nur die Steuereinnahmen wachsen lassen"29. 

Da jedoch eine haushaltsrechtliche Zweckbindung bei einem allgemein umweltsteuerli-

chen Ansatz keinen Sinn ergibt, regen NAUMANN/SAUERBORN an, die Mittel einer politi-

schen Zweckbindung zu unterlegen. 

 

Der Vorschlag der GRÜNEN sieht für das gesamte Aufkommen eine Zweckbindung vor. 

Die Mittel sollen gezielt für den Umbau der Industriegesellschaft verwendet werden.  

 
"Die steuerpolitischen Vorschläge der Grünen verfolgen zumeist gleichzeitig zwei Ziele:  
Zum einen das fiskalische Ziel, Mittel für einen sozialen und ökologischen Staatshaushalt zu 
beschaffen und zum anderen das Ziel, das bestehende Steuersystem nach den Kriterien umzu-
gestalten, die generell für grüne Politik gelten: sozial, ökologisch und basisdemokratisch....  
Um zu verdeutlichen, daß es nur die nach grüner Sicht erforderlichen sozialen und ökologi-
schen Ausgabenprogramme sind, die eine Erhöhung der Steuerquote rechtfertigen, erfreut sich 
der Vorschlag der Zweckbindung von Einnahmen großer Beliebtheit."30 

 

Aus dem Vorschlag wird nicht deutlich, ob es sich um eine politische oder juristische 

Zweckbindung handelt. Eine juristische Zweckbindung würde allerdings verfassungs-

rechtliche Probleme aufwerfen, da das Bundesverfassungsgericht Sonderabgaben nur 

eine Ausnahmerolle zubilligt. Bei einem Aufkommen von ca. 83 Milliarden dürfte es 

schwierig sein, den Ausnahmecharakter zu begründen.  

 

Der SPD Vorschlag beinhaltet eine Zweiteilung: Das Aufkommen der Umweltsonderab-

gaben soll zweckgebunden im Rahmen des Programms "Arbeit und Umwelt" verwendet 

                                                
28Springmann, F., Energieeinsparung durch Energieabgaben, 1989, S. 197.  
29Sauerborn, W., Umweltverbrauchssteuer, 1989,  S. 257.  
30Schreyer, M., Grüne Steuersystem, 1985, S. 178-180. 
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werden. Ziel dieses Programms ist die Förderung von Umweltinvestitionen. Das Auf-

kommen der Energiesteuer soll aufkommensneutral zurückgegeben werden. 

Das Programm "Arbeit und Umwelt" wurde bereits 1985 in den Bundestag eingebracht. 

Damals stand aber auf der Einnahmenseite die Finanzierungsfunktion im Vordergrund.31 

Mit dem Vorschlag von 1989 hat die SPD durch die Betonung der Lenkungsfunktion bei 

Sonderabgaben und den Vorschlag einer Energiesteuer eine Wende zu einer 

ökologischen Steuerreform vollzogen. 

  

 

1.2.3 Ökologischer Strukturwandel32 

 
"Der ökologische Strukturwandel muß weit über die Erhöhung der Energie- und Rohstoffeffi-
zienz und über bestimmte Emissionsminderungen hinausgehen. Er muß die ganze 
Technologie, Infrastruktur und Kultur [Hervorhebung im Original] erfassen. Verkehr, 
Versorgungs- und Entsorgungssysteme, Bausubstanz ..., Reparaturservice, Handwerk, 
Berufsbildung, Informationssysteme, Allgemeinbildung, kurz: alle Errungenschaften unserer 
Zivilisation müssen einen Wandel durchmachen. Das dauert Zeit. Das Ergrünen der 
Infrastruktur und der Kultur dauert mehr als die 30-40 Jahre der ökologischen Steuerreform. 
Aber ist deren Signal einmal etabliert, entwickelt sich die neue Zivilisation fast von selbst."33 

 

Der Begriff "ökologischer Strukturwandel" ist ein zentraler Bestandteil der Argumenta-

tion von WEIZSÄCKER.  

Die inhaltlichen Elemente sind aber keine "Entdeckung" von WEIZSÄCKER, sondern sind 

in allen Vorschlägen zu finden. Das Verdienst von WEIZSÄCKER besteht darin, die Ele-

mente in einem Begriff zusammengefaßt zu haben. 

 

Die Abb. 6 macht deutlich, daß der Begriff "ökologischer Strukturwandel" grundsätzlich 

zwei Ebenen hat.  

Die eine Ebene ist die ökologische Zielebene. Ziel eines ökologischen Strukturwandels 

soll es sein, durch integrierten und vorsorgenden Umweltschutz nachhaltig den 

Verbrauch an natürlichen Ressourcen34 zu verringern.  

Diese Ebene kann weiter unterteilt werden in Veränderung von Großstrukturen (z.B. 

Verkehrsinfrastruktur oder Freizeitverhalten) und den  rationelleren Ge- und Verbrauch 

(z.B. durch "integrierte Technik"35) von natürlichen Ressourcen.  

                                                
31Vgl. Klemmer, P., Sondervermögen SPD, 1985, S. 559-563. 
32Siehe auch Anhang 1: Ökologischer Strukturwandel und Preiselastiziät. 
33Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 1992, S. 183. 
34Zum Begriff "natürliche Ressourcen" siehe auch Abb. 9 Natürliche Ressourcen.. 
35Der Begriff "integrierte Technik" bezeichnet eine Technik, bei der Emissionen "aufgrund intelligenten 

Prozeßentwurfs ganz oder weitestgehend vermieden werden. Schadstoffvermeidung ist somit - neben 
der Herstellung eines bestimmten Produkts - ein ´integrierteś  Ziel des Anlagenbetreibers. Integrierte 
Techniken dienen deshalb der Prävention und nicht der Nachsorge von Umweltproblemen" 
(Bongaerts, J., Umweltschutz und technische Innovationen, 1988, S.253). 
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Die zweite ökonomische und soziale Ebene hat zum Ziel, den ökologischen Wandlungs-

prozeß so zu gestalten, daß die Anpassungsfähigkeit nicht über-, aber auch nicht unter-

fordert wird.  

Eine Überforderung zu vermeiden, ist auch besonders wichtig, um die ökologischen Ziele 

nicht zu gefährden. Wird bei der Ausgestaltung umweltpolitischer Instrumente dem An-

passungsprozeß (Strukturwandel) zu wenig Beachtung geschenkt, besteht die Gefahr 

eines Strukturbruchs, der weder sozial, ökonomisch noch ökologisch wünschenswert ist: 

Setzen sich die "Wirtschaftsschützer" durch, unterbleibt ein wirksamer Umweltschutz 

und die Natur entzieht der Wirtschaft und unserer Zivilisation früher oder später die 

Existenz- und Produktionsgrundlagen. Setzen sich "engagierte Umweltschützer" durch, 

dann besteht die Gefahr, daß die Wandlungskapazität der Gesellschaft nicht beachtet 

wird und es zum ökonomischen Strukturbruch kommt, der zur Folge hat, daß weder der 

Wohlstand noch die Umwelt erhalten werden kann. Bei einer Umweltpolitik, die den 

Menschen die ökonomische Grundlage entzieht, wird sich eine Allianz fast aller 

gesellschaftlichen Kräfte bilden, die sich gegen einen wirksamen Umweltschutz wendet.   

Eine ökologische Realpolitik muß sich demnach auf eine Gratwanderung zwischen öko-

logischen Erfordernissen und einem sozial- und wirtschaftsverträglichen Strukturwandel 

begeben.36   

 

Abb. 6: Ebenen des Begriffs "ökologischer Strukturwandel"  

 

Ö K O L O G I  S C H E R   S T R U K T U R W A N D E L  
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Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen hat diese Gratwanderung mit etwas an-

deren Worten 1976 so beschrieben: 

 
"Die dauerhafte Lösung von Umweltproblemen gelingt auch in Zukunft nur bei politischer 
Stabilität; die Forderung nach radikaler Umwertung aller Werte berücksichtigt dies nicht und 
wirkt daher unglaubwürdig und gefährlich. 
Alle Erfahrung zeigt, daß die industrielle Entwicklung, die viele Umweltprobleme geschaffen 
hat, auch am ehesten zu ihrer Lösung in der Lage ist, wenn das politische System die richtigen 

                                                
36Vgl. Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 12. Kapitel: Wirtschaftsverträgliche Umweltpolitik - 

Umweltverträgliche Wirtschaft, 1992, S. 174-185. 
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Rahmendaten setzt. Die Erhaltung der innovativen Leistungsfähigkeit unserer Industrie liegt 
daher auch im Interesse des Umweltschutzes."37  

  

Den in allen Vorschlägen vorkommenden Begriff der vorsorgenden Umweltpolitik und 

den Zusammenhang zum ökologischen Strukturwandel hat der Politologe MARTIN 

JÄNICKE folgendermaßen präzisiert: 

 
"In der Umweltpolitik lassen sich grundsätzlich zwei Optionen unterscheiden: zum einen die 
nachsorgende, additive End-of-pipe-Strategie, die gegebene Problemtechnologien voraussetzt 
und als solche unangetastet läßt; zum anderen die vorsorgende, integrierte Strategie .... Sie 
reagiert nicht nur auf technisch vorgegebene Umweltprobleme mit nachgeschalteten Entla-
stungsmaßnahmen, sondern ändert Produktion und Verbrauch ex ante in Richtung auf ökolo-
gisch angepaßtere Formen.  
In diesem Sinne kann zwischen einem additiv-nachsorgenden und einem integriert-vorsorgen-
den Umweltschutz unterschieden werden. Letzteren verstehen wir als Oberbegriff aller Formen 
von Umweltpolitik oder ökologisch motivierter Wirtschaftspolitik, die auf wirtschafts-
strukturellen und / oder technischen Wandel (´ökologische Modernisierung )́ abzielen. 
Letztlich geht es um das, was heute zunehmend als umweltentlastender Umbau der 
Industriegesellschaft verstanden wird. Die darauf abzielende Politik nennen wir ökologische 
Strukturpolitik."38  

 

Abb. 7: Modell und Beispiele umweltpolitischer Strategien 
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Quelle: Jänicke, M., Industrieller Strukturwandel, 1992,  S. 16. 

 

Die Beispiele der Abb. 7 machen deutlich, warum es sich bei einer vorsorgenden Um-

weltpolitik um eine Veränderung von Strukturen handelt. 

                                                
37Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, Längerfristige Umweltpolitik, 1978, S. 3. 
38Jänicke, M./Mönch, H./Binder, M., Industrieller Strukturwandel, 1992, S. 16. 
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Entgegen einer ökologischen Strukturpolitik schafft es die gegenwärtige Umweltpolitik39 

oft nicht, strukturelle Umweltbelastungen wirklich zu verringern. 

Bestehende Belastungen werden durch nachsorgende Umweltschutzmaßnahmen meist le-

diglich transformiert oder regional bzw. medial verschoben, und die eingesetzte Technik 

verbraucht dabei selbst wieder natürliche Ressourcen.  

Ein besonders gutes Beispiel ist die großtechnische Entschwefelung und Entstickung von 

Kraftwerken. Diese End-of-pipe-Technologie hat an der strukturellen Umweltbelastung 

der Stromerzeugung nicht viel geändert:40 

 ·  Die CO2-Emissionen bleiben unverändert. 

·  Der hoher Wasserverbrauch, die Abwärmeproblematik, die Transportbelastungen 

und die Landschaftsbeeinträchtigungen bleiben ebenso unverändert.  

·  Die Restemissionen steigen zudem wieder mit dem Wachstum der Stromproduktion. 

·  Hinzu kommen Abwasser-, Abfallaufkommen und hoher Energieverbrauch der Reini-

gungsanlagen. 

 

Auch in der Verkehrspolitik glaubte man die Umweltprobleme durch die Einführung 

eines geregelten Dreiwegekatalysators lösen zu können. Vernachlässigt wurde dabei, daß 

·  wiederum die CO2-Emissionen nicht beeinflußt werden, 

·  der immense Flächenbedarf Lebensräume für Tier- und Pflanzenarten zerstört und die 

Lebensqualität der Menschen vermindert, 

·  mit der Produktion eines Autos hohe Ressourcenbelastungen und Emissionen 

verbunden sind, 

·  der Verkehr die Gesundheit der Menschen durch Lärm, Abgase, Streß und Unfälle 

stark beeinträchtigt und vielen das Leben kostet. 

Darüber hinaus wurden die Stickoxidemissionen nicht verringert, da der Verkehr weiter-

hin zunahm.41  

 

Strukturelle Umweltbelastungen sind nach  JÄNICKE dadurch gekennzeichnet,  

 
"daß sie auch im Falle entsorgender Umweltschutzmaßnahmen mit erheblichen ökologischen 
Restbeeinträchtigungen verbunden [sind].... 
Insbesondere ein langfristig konzipierter Umweltschutz wird strukturpolitisch angelegt sein 
müssen, wenn eine t́ragfähige Entwicklung  ́gewährleistet bleiben soll. Dies nicht zuletzt we-
gen der Tatsache, daß sich im Wachstumsprozeß die Möglichkeiten des entsorgenden Umwelt-

                                                
3990 % der jährlichen Umweltschutzaufwendungen entfallen auf  Maßnahmen der End-of-pipe-Entsor-

gung; vgl. Faber, M./Michaelis, P., Änderung der Produktions- und Verbrauchsweise, 1989, S. 103. 
40Vgl. Bongaerts, J., Umweltschutz und technische Innovation, 1988, S. 249f und  Jänicke, M./Mönch, 

H./Binder, M., Industrieller Strukturwandel, 1992, S. 17. 
41Vgl. Seifried, D., Verkehr, 1990, S.45f. 
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schutzes erschöpfen und verbleibende Restemissionen wieder das alte Ausgangsniveau errei-
chen können"42. 

 So nützlich der Strukturbegriff in diesem Zusammenhang erscheint, so darf dabei aber 
nicht vergessen werden, daß es Schwierigkeiten gibt, diesen Begriff theoretisch klar zu 
definieren und einzuordnen. So schreibt BOMBACH: 
 

"Können wir dies [über Strukturwandel reden, d.A.] in der Gewißheit tun, daß wir nunmehr 
genau anzugeben vermögen, was wir unter ´Struktur  ́zu verstehen haben, und daß wir vor al-
lem, wenn wir diesen Begriff gebrauchen, alle das Gleiche meinen? ... 
Es scheint in der Tat schlimm zu stehen, viel schlimmer noch als vor ein paar Jahrzehnten, 
wenn wir den Aufsatz von Fritz Machlup aus dem Jahre 1958 zur Hand nehmen, der den Titel 
trägt: ´Structure and Structural Change: Weaselwords and Jargon .́ Machlup präsentiert uns 
einen so verwirrenden Katalog von mehr oder weniger klaren - bzw. ganz obskuren - Defini-
tionen und Interpretationen, auf die er im Bereich unserer Wissenschaft gestoßen ist, daß man 
zu resignieren geneigt sein mag.  
Allein, wir können es uns nicht leisten, wegen des gewiß unerfreulichen Begriffswirrwarrs ein 
so wichtiges Forschungsgebiet einfach auszuklammern, ebensowenig wie wir es uns leisten 
könnten, nicht mehr über Inflation zu sprechen, weil noch keine allgemein akzeptierte Defini-
tion hierfür gefunden wurde, oder nicht mehr über Konzentration, nur weil dies ... ein so 
schillernder Begriff ist. Es war nicht Machlups Absicht, das Kind mit dem Bade 
auszuschütten. Vielmehr ging es ihm darum zu zeigen, wie wichtig es ist, genau anzugeben, 
was im konkreten Fall gemeint ist, wenn von Strukturwandlungen gesprochen wird."43    

 

Obwohl der Begriff ´ökologischer Strukturwandel´ nicht eindeutig mit den 

herkömmlichen Definitionen zu fassen ist44, halte ich die oben angegebene Darstellung 

für sinnvoll, da sie sehr gut die Aufgabenstellung einer zukunftsweisenden Umweltpolitik 

umschreibt. Es besteht allerdings die Gefahr, daß dieser Begriff aufgrund seiner noch 

inhaltlichen Vagheit dazu mißbraucht wird, Nichtstun zu kaschieren.  

 

Genau wie MÜLLER-WITT setzt WEIZSÄCKER zur Initiierung eines ökologischen 

Strukturwandels auf  dynamische Umweltabgaben45.  

Die dynamische Ausgestaltung, d.h. die kontinuierliche (jährliche) Erhöhung von Um-

weltabgaben, ist ein zentraler Bestandteil beider Konzepte. Bei anderen Vorschlägen 

wird zwar auch angedeutet, daß eine stufenweise Einführung möglich sei, für 

WEIZSÄCKER wird dieses Element aber zum eigentlichen Instrument, um einen sozial und 

wirtschaftlich verträglichen ökologischen Strukturwandel in Gang zu bringen. Dabei ist 

die Forderung nach Sozial- und Wirtschaftsverträglichkeit kein schmückendes Beiwerk, 

sondern Voraussetzung für das Gelingen des ökologischen Umbaus einer Industriegesell-

schaft. 
                                                
42Jänicke, M./Mönch, H./Binder, M., Industrieller Strukturwandel, 1992, S. 17f. 
43Bombach, G., Strukturbegriff, 1964, S.10f. 
44Siehe z.B. historischer, statistischer, ökonometrischer oder soziologischer Strukturbegriff; regionale 

und sektorale Strukturpolitik etc.; vgl. Bombach, G., Strukturbegriff, 1964, S. 11-17; Boudon, 
R./Bourricaud, F., Soziologische Stichworte, 1992,  S. 555f; Jänicke, M./Mönch, H./Binder, M., 
Industrieller Strukturwandel, 1992, S.18f. 

45Müller-Witt bezeichnet sie als progressive Umweltabgaben. 
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WEIZSÄCKER beschreibt die Wirkung der kontinuierlichen Erhöhung folgendermaßen: 
 
"Trotz der Geringfügigkeit der jährlichen Lastenverschiebung wäre die Lenkungswirkung 
enorm. Wenn die Energie zuverlässig jährlich um 5% teurer wird, so ist das in 14 Jahren eine 
Preisverdoppelung, in 28 Jahren eine Vervierfachung, in 42 Jahren eine Verachtfachung. Da 
lohnt sich dann auch eine Langfristinvestition in die Erhöhung der Energieproduktivität. Es 
lohnt sich, eine energiesparende Verkehrsinfrastruktur und -technik zu entwickeln. Energie-
kosten fangen an, zur entscheidenden Größe bei der Standort- und Siedlungsplanung zu 
werden. Durch Nichtbesteuerung können sich ferner auf einmal ökologisch tolerable Energie-
quellen am Markt durchsetzen ."46 

 

Die Abb. 8 zeigt dabei, wie sich der Anteil erneuerbarer Energiequellen am gesamten 

Energieverbrauch in 40 Jahren ökologischer Steuerreform entwickeln könnte. Heute 

wird langfristig allenfalls ein Anteil von 10 % der regenerativen Energiequellen am 

Energieverbrauch für realistisch angesehen.47  

Die Graphik soll verdeutlichen, daß der Anteil umweltverträglicher Energiequellen ent-

scheidend von den Preisen der anderen Energieträger und der Höhe des Gesamtenergie-

verbrauchs abhängt.    
 
Abb. 8: Anteil erneuerbarer Energiequellen am Energieverbrauch 
 
 1992            2006          2020        2034 
 

                    
 
          heutige                     verdoppelte                vervierfachte              verachtfachte 
 

Preise fossiler und nuklearer Energie 
 
Kreisgröße: Gesamtenergieverbrauch 
Hellgrauer Ausschnitt: Anteil umweltfreundlicher Energieträger 

Quelle: Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 1992, S. 74. 
 

Es sei nochmals festgehalten, warum Weizsäcker sein Konzept für wirtschafts- und so-

zialverträglich sowie auch für ökologisch treffsicher hält. Folgende Elemente sollen dies 

gewährleisten: 

 

·  Jährliche Erhöhung der Umweltabgaben über 30 bis 40 Jahre hinweg 

                                                
46Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 1992, S. 163. 
47Vgl. zum Beispiel: Deutsche Shell AG, Energie-Szenarien, 1993 
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·  Relative Planungssicherheit über diesen langen Zeitraum  

·  Planungssicherheit macht Strukturveränderungen möglich, ohne daß es zu Struktur-

brüchen mit all den negativen Begleiterscheinungen wie Rezession und Arbeitslosig-

keit kommen muß; wenn der Preis eine Änderung des Verhaltens erzwingt, sind 

Alternativen vorhanden. 

·  Auch wenn eine schnellere Umwandlung ökologisch wünschenswert wäre, gibt es 

keinen schnelleren Weg. Die Alternative des Strukturbruchs führt zu weniger 

Umweltschutz. 

 

1.2.4 Überfrachtung mit Nebenzielen 

 

In der Literatur wird oft kritisiert, daß das umweltpolitische Instrument der Umweltab-

gabe durch (Neben-)Ziele wie Beschäftigungspolitik oder Finanzierung der Rentenver-

sicherung überfrachtet wird und falsche Hoffnungen geweckt werden. Es wird mit unan-

gebrachtem Bewältigungsoptimismus die "Quadratur des Kreises" versucht.48 

 

BERGMANN/EWRINGMANN schreiben hierzu:  

 
"Es ist ein wenig verblüffend, wie hier unterderhand die ´Neoklassik pur  ́Einzug gehalten hat 
und eine allzu simple Vorstellung über Ursachen gesamtwirtschaftlicher Ungleichgewichte und 
entsprechender Therapien das Denken bestimmt. Lohn(neben)kosten runter, Beschäftigung 
rauf - als wenn die Welt so einfach wäre und als wenn es nie Konjunktur- und Ungleichge-
wichtstheorien und keinerlei Erfahrungen mit Stabilitätsprogrammen gegeben hätte."49 

 

Die Kritik richtet sich einerseits darauf, daß die Substitutionselastizität zwischen den 

Produktionsfaktoren Arbeit und natürliche Ressourcen überschätzt wird und andererseits 

die Senkung der Arbeitskosten zu gering ist, um nachhaltig zu wirken.50 

Die durchgeführten arbeitsplätzesparenden Rationalisierungen der letzten Jahrzehnte 

seien nicht einfach und ohne Kosten rückgängig zu machen und auch die rein technischen 

Möglichkeiten des Ersatzes von energie- und rohstoffintensiven Produktionsverfahren 

durch den Mehreinsatz von Arbeit seien begrenzt. Die meisten Autoren ziehen daher die 

Schlußfolgerung, daß die Faktorpreisverschiebung nicht unmittelbar beschäftigungsför-

dernd wirkt, sondern höchstens zur Beschäftigungssicherung beitragen könne. 

 

                                                
48Vgl. Gretschmann, K./Voelzkow, H., Energieabgabe und Rentenversicherung, 1990  S.78-93; 

Gretschmann, K., Ökosteuern - Zwischen Vision und Revision, 1989, S. 423-431. 
49Bergmann, E./Ewringmann, D., Öko-Steuern, 1989,  S. 51.  
50Vgl. Gretschmann, K./Voelzkow, H., Öko-soziale Steuerreform, 1986, S. 561-565; Gretschmann, 

K/Voelzkow, H., Energieabgabe und Rentenversicherung 1989,  S. 78-93; Förster, H., Kritik 
Ökosteuern, 1990, S. 51f.  
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Besonders wichtig erscheint mir die Anmerkung von GRETSCHMANN/VOELZKOW, daß 

"viel eher eine substitutive Beziehung zwischen Naturkapital und Technologiekapital 

vorliegt als zwischen Rohstoffinput und Arbeit"51. Langfristige Prognosen über 

Beschäftigungseffekte durch eine ökologische Steuerreform sind zudem nur schwer 

möglich.   

Beschäftigungspolitische Hoffnungen sollten daher m.E. nicht allzusehr geweckt werden. 

Vielleicht sind genauere Aussagen möglich, wenn mehr Klarheit über die eigentlichen 

Gründe für die dauerhafte Erhöhung der Arbeitslosenrate in der westlichen Welt vorhan-

den ist.52 

                                                
51Gretschmann, K./Voelzkw, H., Energieabgabe und Rentenversicherung, 1990, S.83.  
52Vgl. Schettkat, R., Arbeitsmarkt- und Beschäftigungstheorie, 1993, S. 268-276. 
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2 Umweltökonomie und ökologische Steuerreform 

2.1  Wertprämissen der neoklassischen Umweltökonomie 

 

Die Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform liegen auf der Nahtstelle zwischen 

Umweltökonomie und Umweltpolitik. Will man diese Vorschläge mit der theoretischen 

Perspektive vergleichen und sie einordnen, tritt man  aus dem wissenschaftlichen 

"Elfenbeinturm" heraus in die Nähe der Politikberatung. Ich schließe mich dabei der 

Meinung von WEIMANN an, der meint, daß es an dieser Nahtstelle  

 
"die wissenschaftliche Redlichkeit verlangt, daß die grundlegenden Werturteile der ökonomi-
schen Theorie offengelegt werden [müssen], denn nur dann ist eine rationale Diskussion kon-
kurrierender Ansätze möglich"53. 
 

M.E. meint HABERMAS etwas ähnliches, wenn er sagt, daß die Erhellung der normativen 

Gehalte einer Theorie zur Theorie selbst gehört.54 

 

In den folgenden Ausführungen wird HAMPICKE55 gefolgt, der in seinem Buch 

"Ökologische Ökonomie - Individuum und Natur in der Neoklassik" versucht heraus-

zufinden, ob eine individualistische Modellgesellschaft fähig ist, die natürlichen 

Lebensgrundlagen auch für spätere Generationen zu erhalten.  

 

Die Neoklassik ist ein "Kind der Aufklärung". Die Klassiker, aus deren Theorien die 

Neoklassik entstand, artikulierten den Zeitgeist des materiell besitzenden, wirtschaftlich 

tätigen und sich gegen die alten Autoritäten auflehnenden Dritten Standes, des 

Bürgertums. 

Der Schritt von der Klassik zur Neoklassik wurde maßgeblich durch die Krise der 

Arbeitswertlehre ausgelöst, die mit RICARDO begann. Nachdem MARX in dieses Vakuum 

mit seiner Interpretation und Analyse gestoßen war, antwortete das Bürgertum etwa um 

1870 darauf mit der Neoklassik, und ersetzte die Arbeitswertlehre durch eine konsequent 

subjektive Wertlehre. HAMPICKE äußert die Vermutung, daß auch ADAM SMITH, wenn es 

ihm schon möglich gewesen wäre, "Grenznutzentheoretiker" geworden wäre. 

 

Das Weltbild der ersten Neoklassiker, wie EDGEWORTH, JEVONS, MENGER und später 

dann auch von WALRAS, WICKSELL, MARSCHALL, FISCHER u.a. war geprägt von der 

NEWTONschen Physik, in der die Dynamik eines Systems aus einem Minimum von 

Annahmen über Kräfte und Interdependenzen heraus erklärt wird. 

                                                
53Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 104. 
54Horster, D., Habermas, 1991, S. 2. 
55Vgl. Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, insbesondere Kapitel 1.2 "Was ist die 

´neoklassische Ökonomié ?", S. 20-37. 
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Die Kehrseite davon war allerdings eine methodenimmanente Weltferne, die, so 

HAMPICKE, zu Zeiten ADAM SMITH`s wohl kaum akzeptiert worden wäre:  

 
"Als die Welt mit Industriegiganten überzogen wurde, als sich die Nationalstaaten, 
überwiegend aus militärischen Gründen, anschickten, sich selbst zu einflußreichen 
´Wirtschaftssubjekten  ́zu entwickeln, hatten die Ökonomen (darunter einige, die keineswegs 
nur das Studierstübchen kannten, sondern ebenso wie RICARDO und MILL eine große Rolle in 
der Öffentlichkeit spielten) nichts anderes zu tun, als über den Tausch von Äpfel und Birnen 
zwischen zwei Individuen zu spekulieren....  
Die Folgen des an Gleichgewichtsidealen orientierten Theoretisierens bestanden zum einen 
darin, daß die Wirtschaftswissenschaft für praktische Zwecke, z.B. für die Bewältigung von 
Krisen, völlig unbrauchbar wurde; der durch  KEYNES entfachte Gegenwind war vorauszu-
sehen.  
Die zweite Folge war, daß in der ausschließlichen Fixierung auf den Tausch die Probleme der 
Produktion - in der es natürlich keine harmonischen Gleichgewichte gab, sondern die 
hierarchische Koordination der Individuen vielmehr immer ausgeprägter wurde - vollkommen 
aus den Augen verloren wurde. Dieses Gebiet wurde ganz dem Marxismus überlassen."56 

 

Die Wurzeln der bürgerlichen Ökonomie, die die Neoklassik laut HAMPICKE mit dem 

Marxismus gemeinsam hat, liegen in der Aufklärung, und lassen sich mit Begriffen wie 

Diesseitigkeit, Rationalität, gezügelter Egoismus, rationale Begründung von Pflichten 

und relative Herrschaftsfreiheit charakterisieren.57 

Der ideologische Kern blieb dabei über Jahrhunderte im "Mainstream" der ökonomischen 

Theorie trotz aller Veränderungen unverändert. 

Drei Aspekte der Theorieentwicklung lassen sich jedoch feststellen:58  

 

(1)  "Anti-ethicalism": 

Diese Einstellung zeigt sich besonders in der Entwicklung des Nutzenkonzepts und 

in der Ablehnung intersubjektiver Nutzenvergleiche. Eine Folge davon ist allerdings, 

daß  Verteilungsgerechtigkeit nur stiefmütterlich behandelt oder ausgeklammert 

wird.  

  

(2)  Mathematische Formalisierung als Folge der normativen Sinnentleerung.59  

                    

(3)  (Wieder)erkennung der "Kehrseite der unsichtbaren Hand": 

Es wurde im Laufe der Zeit deutlich, daß dem Harmoniebild der individualistischen 

dezentral gelenkten Wirtschaft so blind, wie es viele nach SMITH taten, keineswegs 

zu trauen ist. Die "Unsichtbare Hand" wirkt nicht  unbedingt, vielmehr ist ihr Wirken 

an Voraussetzungen geknüpft, welche sorgfältig zu spezifizieren sind. Sind diese 
                                                
56Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 24 
57Vgl. Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 23. 
58Vgl. Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 25f. 
59Siehe Anhang 2: Mathematische Formalisierung. 
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nicht erfüllt, so wirkt die "Kehrseite der Unsichtbaren Hand" und führt die Akteure, 

die egoistisch ihrem Vorteil nachgehen, nicht in den Zustand des allgemein Besten, 

sondern zum Gegenteil. 

 

Die heutige neoklassische "Mainstream"-Ökonomie besitzt laut HAMPICKE fünf konstitu-

tive Merkmale:60 

 

(1)  Methodologischer und normativ-politischer Individualismus: 

Es bestehen in der Neoklassik unterschiedliche Auffassungen über die Interpretation 

dieses konstitutiven Merkmals. M.E. wird die Diskussion über die Stärken und 

Schwächen der Neoklassik oft erschwert, weil folgende drei Argumentationsebenen 

vermischt werden und es daher zu Mißverständnissen kommt: 

 

·  Methodologischer Individualismus: Es wird versucht, soziale Phänomene 

(Allokationen) auf individuelle Handlungen zurückzuführen.61 

·  Normativer Individualismus: "Jedes Individuum soll über seine Belange selbst 

entscheiden." 

·  Empirischer Individualismus: "Jedes Individuum weiß über seine Belange selbst 

am besten Bescheid." 

    

(2)  Utilitarismus: 

Trotz erheblicher Differenzen62 sind Utilitarismus und Neoklassik eines Geistes 

Kind. Beide sind teleologisch, trennen mit HUME Werturteile und Instrumente, sehen 

in der Nutzenstiftung den Sinn des Wirtschaftens und zeichnen sich im Gegensatz zu 

holistisch-gefühlsmäßigen Weltanschauungen durch die Rechenhaftigkeit, das abwä-

gende Kalkulieren aus. 

 

(3)  Rationalitätsaxiom: 

Es wird rationales individuelles Verhalten angenommen, wobei "rational" nicht mit 

egoistisch gleichzusetzen ist.  

 

(4)  Tauschparadigma: 

Die normale Form der Interaktion ist die des Äquivalententausches. 

 

                                                
60Vgl. Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 30-38. 
61Vgl. Boudon, R./Rourricaud, F., Soziologische Stichworte, 1992. S. 223-226. 
62Wie z.B. die neoklassische Ablehnung intersubjektiver Nutzenvergleiche. 
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(5)  "Unsichtbare Hand":  

SMITH`s "Unsichtbare Hand" ist hinreichend wirksam, um zentrale Allokationsent-

scheidungen überflüssig zu machen. 

 

Für HAMPICKE charakterisieren diese fünf Merkmale eine "naive" oder "Lehrbuch"-

Neoklassik, "in der Subjekte wie dissoziierte Ionen vor sich hintreiben und nur ab und zu 

im Kraftfeld der Preise Ladungen tauschen"63. 

 

Aus der Einsicht, daß eine industrielle Zivilisation nicht denkbar ist ohne koordiniertes, 

geplantes Vorgehen (Kollektivität), ergaben sich Erweiterungen der Neoklassik, die sich 

durch folgende drei Punkte charakterisieren lassen: 

 

(6)  Kontrakttheorie: 

Subjekte unterwerfen sich freiwillig und zum gegenseitigen Vorteil bindenden Ver-

einbarungen unter Verzicht auf jederzeitige Tauschautonomie. Anlässe sind die Be-

freiung aus Dilemmasituationen sowie die Senkung von Transaktionskosten. 

 

(7)  "Government-Assisted Invisible Hand":  

wie z.B. Präferenzenthüllungsmechanismen und Kosten-Nutzen-Analysen. 

 

(8)  "The Back of the Invisible Hand" versus Machtmißbrauch bei Kollektivität: 

In vielen Fällen muß zwischen diesen beiden Gefahren abgewogen werden. 

 

·  Als Gründe für Selbstschädigungen durch individuelle Rationalität werden ex-

terne Effekte (mit Spezialfall des Öffentlichen-Gut-Problems) angesehen.  

 Entstehungsgründe für externe Effekte sind: Zu hohe Transaktionskosten, die 

Unmöglichkeit der Spezifikation von Eigentumsrechten und 

Informationsprobleme. 

 

·  Auf der anderen Seite wird Kollektivität nicht aufgrund ontologischer oder  meta-

physischer Begründungen akzeptiert. Weitsichtige, vernünftige Subjekte müssen 

erkennen können, daß kollektives Handeln in ihrem eigenen Interesse ist 

(Kontrakttheorie). Hieraus folgt, daß Kollektivität an sich dem Individualismus 

nicht widerspricht. Der abzulehnende Gegensatz zu Individualismus ist nicht 

Kollektivismus, sondern Despotie. 

 

                                                
63Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 33. 
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Aus den obigen Ausführungen ergibt sich, daß die Neoklassik einem humanistischen An-

satz folgt, der  durch ein anthropozentrisches Weltbild geprägt ist. Das bedeutet, daß alle 

Wertbegriffe zurückgeführt werden auf  Kategorien des menschlichen Nutzens. Dinge er-

halten allein dadurch einen Wert, daß sie dem Menschen Nutzen stiften.64 

 

Aus der Perspektive der wachstumskritischen normativen Wirtschaftswissenschaft65 und 

aus Teilen der soziologisch-politologischen Wissenschaft66 wird diesem Ansatz eine na-

turalistische Ethik entgegengesetzt. Ihrer Ansicht nach liegt der Grund für die bisher 

unzulängliche Umweltpolitik in einer inadäquaten Sozialphilosophie:  

 
"Erst der Übergang zu einem veränderten Weltbild des Menschen bildet die grundlegende Vor-
aussetzung zur Bewahrung der Natur. Im Rahmen ethischer Überlegungen liegen die Gründe 
für die Unzulänglichkeit der Umweltpolitik - ...in der Konzeption und in den Zielsetzungen des 
zugrunde liegenden anthropozentrischen Weltbildes der Industriegesellschaft.... 
Erst die Überwindung des anthropozentrischen Weltbildes zugunsten eines physiozentrischen 
ebnet den Weg zu einer der natürlichen Mitwelt besser angepaßten Wirtschaftsweise. ...Das 
physiozentrische Weltbild ordnet der Natur einen eigenständigen Wert und daraus 
abzuleitende Rechte zu. Es verweist so den Menschen von seiner Rolle als selbsternannten 
Herrscher über die Natur in seine Stellung als vorübergehendes Produkt der 
naturgeschichtlichen Entwicklung zurück."67 

 

Als Konsequenz aus dieser Sichtweise folgt, daß im Extremfall jede Nutzung natürlicher 

Ressourcen moralisch verwerflich ist. Bei einer anthropozentrischen Sichtweise besteht 

demgegenüber eine Nutzungskonkurrenz.68 

 

WEIMANN versucht zwischen diesen Positionen zu vermitteln, wenn er feststellt:  

 
"Selbst wenn man die Ansicht der Naturalisten teilen würde..., so ändert dies nichts an der 
Tatsache, daß die Nutzung natürlicher Ressourcen nun einmal nicht vermeidbar ist. ...Erkennt 
man diese Tatsache an, so ist die Forderung, daß die Nutzung solcher Güter in einer 
effizienten Weise erfolgen soll, naheliegend und vernünftig."69

  

 

Auch HAMPICKE verteidigt die Anthropozentrik, wenn er herauszufinden versucht,  

 
"ob aus ihr bereits Forderungen nach Naturerhalt abzuleiten wären, die, wenn sie sich nur bes-
ser Gehör verschaffen könnten, bereits hinreichten, um den größten Teil der heute drohenden 
Gefährdungen abzubauen. Wenn letzteres aus göttlichen Geboten oder aus einem plausibel ab-
zuleitenden Eigenrecht der Natur ebenfalls folgte - um so besser für die Natur. ...Einen in-

                                                
64Vgl. Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 105. 
65Z.B.: Kapp, Binswanger. 
66Z.B. Jänicke. 
67Gräber-Seißinger, U., Verursacherprinzip, 1991, S. 65f. 
68Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 18 und Weimann, J., 

Umweltökonomik, 1991, S.108. 
69Vgl. Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S.108f. 
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härenten Wert besitzt die Natur vielleicht, einen instrumentalen Wert für den Menschen besitzt 
sie aber auf jeden Fall"70. 

Auf den ersten Blick bietet die anthropozentrische Sichtweise einen eindeutigeren Maß-

stab für das Handeln, als Ansätze, die der Natur einen Eigenwert beimessen.  

Stellt man sich jedoch die Frage, wieviel natürliche Ressourcen wir zukünftigen Genera-

tionen aus anthropozentrischer Sicht überlassen müssen, stehen wir m.E. vor dem glei-

chen Dilemma wie die Naturalisten. Denn es gibt gute Gründe anzunehmen, daß jede 

weitere Pflanzen- oder Tierart, die ausstirbt, auch aus anthropozentrischer Sicht eine zu-

viel ist. Ebenso verhält es sich bei anderen natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen, 

wie zum Beispiel beim Klima. Jedes weitere Hinzufügen von Treibhausgasen oder 

FCKW zu den schon vorhandenen Bestandsgrößen kann aufgrund von verzögerten Wir-

kungen schon zuviel sein.  

Das Problem der grundsätzlichen Unsicherheit von Zukunftsprojektionen, wird immer 

wieder in dieser Arbeit auftauchen. Es kennzeichnet die neue Dimension des heutigen 

Umweltproblems. HANS JONAS, der mit seinem Buch "Prinzip Verantwortung", eine 

nichtanthropozentrische Umweltethik formuliert hat, schreibt dazu: "Die Tatsache aber, 

... daß das vorhersagende Wissen hinter dem technischen Wissen, das unserem Handeln 

die Macht gibt, zurückbleibt, nimmt selbst ethische Bedeutung an"71. Er folgert daraus 

den Grundsatz des "Vorrangs der schlechten vor der guten Prognose"72.  

Diese Forderung kann m.E. allerdings auch als Grundsatz einer anthropozentrischen Um-

weltpolitik dienen.73 

 

Meiner Ansicht nach zeigt dieser Grundsatzstreit auch die Dramatik und die Zuspitzung 

der heutigen Situation. Eine Frage, über die Philosophen Jahrtausende gestritten haben, 

wird von der Realität hinter sich gelassen.  

Zwei grundlegend unterschiedliche Grundeinstellungen sind mit den Sätzen "Macht Euch 

die Erde untertan" (Gen. 1.28) oder "Gott der Herr...setzte ihn in den Garten Eden, daß 

er ihn baute und bewahrte" (Gen. 2.15) verbunden - und trotzdem gibt es für den 

heutigen Menschen kein Zurück mehr in einen Zustand der voranthropozentrischen 

Unschuld.74   

Mit unvorstellbaren Anstrengungen wird es uns vielleicht gelingen, die natürlichen Le-

bensgrundlagen für uns Menschen zu erhalten. Nach welchen ethischen Grundsätzen 

oder welcher philosophischer Weltanschauung wir dabei handeln, hat an Bedeutung 

verloren.   

                                                
70Vgl. Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 55. 
71Jonas, H., Das Prinzip Verantwortung, 1979, S. 28. 
72Jonas, H., Das Prinzip Verantwortung, 1979, S. 70. 
73Vgl. Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S. 69. 
74Vgl. Reiche, J./Fülgraff, G., Eigenrechte der Natur und praktische Umweltpolitik, 1987, S. 231-250. 



2 Umweltökonomie und ökologische Steuerreform                                             Seite 34 

Für eine ökonomische Theorie, die definitionsgemäß Maßstäbe  für Entscheidungen bei 

Güterkollisionen liefern soll, erscheint es mir legitim, die anthropozentrische Sichtweise 

zu wählen. Damit bleibt sie auch in der Tradition der Aufklärung, die letztlich auf die 

Vernunft des Menschen setzt. 

 

 

2.2 Einfluß der Umweltökonomie auf die Umweltpolitik 

 

Die Internalisierung sozialer Kosten ist der theoretische Kern aller Steuerreformvor-

schläge. Die meisten Vorschläge beziehen sich dabei explizit auf die Sichtweise der 

Neoklassik und sprechen von externen Effekten, die es zu internalisieren gelte. Deshalb 

kommt der Umweltökonomie eine entscheidende Bedeutung zu, um die Entstehung 

ökologischer Steuerreformvorschläge zu verstehen. 

 

Umweltökonomie wird im Umweltprogramm 1971 der Bundesregierung definiert als  

 
"die Wirtschaftswissenschaft, die in ihren Theorien, Analysen und Kostenrechnungen ökologi-
sche Parameter miteinbezieht"75 

 

Die Aufgabe der Umweltökonomie ist es also,  

 
"ökonomische Hilfestellung dabei zu leisten, den gesellschaftlichen Wohlstand unter Berück-
sichtigung der wichtigen Wohlstandskomponente 'hohe Umweltqualität' zu maximieren.... 
Bei Erfüllung ihrer Aufgaben bedient sich die Umweltökonomie des ´normalen  ́Handwerk-
zeuges der Volkswirtschaftslehre, insbesondere der wohlfahrtstheoretischen und der 
finanzwissenschaftlichen Forschungsmethoden"76. 

 

Obwohl unter Ökonomen von Anfang an Einigkeit darüber bestand, daß Umweltschutz 

mit pretialen Elementen weniger Kosten verursacht und mehr Innovationsanreize bietet 

als das Ordnungsrecht, wurde in der Praxis das Ordnungsrecht zu einem immer dichteren 

Regelungsnetz ausgebaut. 

Umweltökonomische Anreizinstrumente wurden hingegen nur begrenzt, nämlich mit der 

Verabschiedung der Abwasserabgabe von 1976 und der Kompensationsklausel bei der 

Novellierung der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) von 1986, 

in die Praxis umgesetzt. Diese Elemente blieben zudem weit hinter ihren 

umweltökonomischen Möglichkeiten zurück,77 und besonders die Abwasserabgabe 

                                                
75Vgl. Deutscher Bundestag, Umweltprogramm, 1971, S. 63. 
76Wicke, L., Umweltökonomie, 1989, S.11. 
77Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, S. 15; Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 

1983, S. 397f; Dreyhaupt, F.J., Umweltpolitische Strategien, 1988, S. 61 und Hansemeyer, K.-H., 
Abgaben und steuerliche Instrumente, 1987, S. 257. 
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scheint ihre allokationstheoretische Funktion im Laufe der Novellierungen immer mehr 

zu verlieren.78  

 

Für mich stellt sich die Frage, warum der Einfluß der Umweltökonomie auf die prakti-

sche Umweltpolitik relativ gering blieb. Im Zusammenhang damit ist auch interessant, 

daß es keine neoklassischen Umweltökonomen sind, die Vorschläge zu einer 

ökologischen Steuerreform unterbreiten, obwohl klassische ökonomische 

Fragestellungen berührt werden.79 

 

 

2.2.1 Umweltökonomie und Umweltsystem 

 

Ausgelöst von der verstärkten Umweltdiskussion Ende der 60er Jahre und besonders 

nach dem Umweltprogramm der Bundesregierung von 1971, wurde auch die 

umweltökonomische Forschung intensiviert. 

Allerdings bestand zu diesem Zeitpunkt ein erheblicher theoretischer Nachholbedarf. Als 

Theorieansätze standen der Pigou-Ansatz von 1920 und der Coase-Ansatz von 1960 zur 

Verfügung.  

 

Beide Ansätze haben die Methode der ökonomischen Wohlfahrtstheorie gemeinsam. 

Diese Methode hat folgende Kennzeichen:80 

 

(1) Es werden Knappheitsprobleme und die sich daraus ergebende konkurrierende 

Verwendung von Gütern analysiert. 

 

(2) Der Wert eines Gutes - auch eines Umweltgutes - wird von individuellen Präferen-

zen abhängig gemacht. 

 

(3) Ein Allokationsmechanismus wird aufgrund des Effizienzkriteriums (Pareto-Effi-

zienz) bewertet, das sicherstellen soll, daß die konkurrierende Verwendung von 

Gütern aufgrund individueller Präferenzen optimal gelöst ist. 

 

(4) Verteilungsfragen werden nicht entschieden. Die Wohlfahrtstheorie bleibt für  

Theorien "gerechter" Verteilung offen. 
                                                
78Vgl. Hansemeyer, K.-H./Gawel, E., Schleichende Erosion der Abwasserabgabe?, 1993,  S. 325-332. 
79Man tut Binswanger wohl nicht unrecht, wenn man ihn nicht als eingefleischten Neoklassiker 

bezeichnet. Dieter Teufel (UPI), Springmann und Weizsäcker sind Naturwissenschaftler, und 
Sauerborn ist Referent in der ÖTV-Hauptverwaltung. 

80Vgl. Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S.15f und S.107; Bonus, H., Ökologische Marktwirtschaft, 
1982, S.12f. 
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Die moderne Allokationstheorie stellt mit dem ersten Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie 

fest, daß Walras-Gleichgewichte stets Pareto-effizient sind und damit Knappheitsproble-

me nach obigen Kriterien optimal gelöst werden.  

WEIMANN übersetzt den ersten Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie folgendermaßen:  

 
"Befindet sich eine Ökonomie in einem Preis-Gleichgewicht, bei dem alle Märkte geräumt 
sind, so ist die dabei realisierte Allokation unter gewissen Voraussetzungen in dem Sinne 
effizient, als durch Reallokation kein Individuum besser gestellt werden kann, ohne ein anderes 
schlechter zu stellen."81 

 

Oder anders: mit den gegebenen Mitteln wurde das bestmögliche erreicht. 

 

Der Grund für dieses Ergebnis liegt in der Funktion, die der Preis in einer vollkommenen 

Marktwirtschaft erfüllt.  

Der Preis gibt die Knappheit des jeweiligen Gutes an und wirkt damit lenkend im Sinne 

der relativen Dringlichkeit individueller Bedürfnisse.  

Dabei ist für BONUS besonders wichtig, daß der Preis individuelle Selbstverantwortung 

inmitten großer und anonymer Systeme ermöglicht. Preise sind für ihn "geronnene Ver-

antwortung", die wirtschaftliche Mündigkeit ermöglichen.82   

Im Falle leider nicht selten vorliegender externer Effekte bricht diese "schöne Welt" je-

doch in sich zusammen, da individuelle und gesamtwirtschaftliche Grenzkosten weit aus-

einander klaffen können.  

Das zentrale Thema der Umweltökonomie ist herauszufinden, ob es Möglichkeiten gibt, 

individuelle und gesamtwirtschaftliche Grenzkosten wieder zusammenzuführen. 

  

In den Anfängen der Nationalökonomie galten  Teile der Umwelt als Engpaßfaktor der 

Produktion. So wurde daran gezweifelt, ob der bestellbare Boden ein starkes Bevölke-

rungswachstum auf Dauer überhaupt tragen könne. Boden zählte zusammen mit Arbeit 

und Kapital zu den Quellen des gesellschaftlichen Reichtums. Alsbald gewann aber die 

"Substitutionseuphorie" die Oberhand, und die Umwelt wurde als eigenständiger knapper 

Produktionsfaktor gestrichen und dem Faktor Kapital zugeschlagen.83 

Erst spät wurde in der Ökonomie (wieder) erkannt, daß auch natürliche Ressourcen wie 

sauberes Wasser, saubere Luft, lebendige Böden, stabiles Klima und intakte Lebens-

räume84 - allgemein Ökosysteme und deren Assimilationsfähigkeit - knapp geworden sind 

und damit Gegenstand der ökonomischen Forschung sein müssen.  

                                                
81Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 18. 
82Bonus, H., Ökologische Marktwirtschaft, 1982, S. 26-29. 
83Vgl. Meißner, W., Umweltökonomische Forschung, 1985,  S. 345f. 
84Die Bewahrung von Lebensräumen ist Voraussetzung für Artenschutz. 
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Die "Reichtümer der Natur" erschienen zwischenzeitlich unendlich groß, so daß diese 

Ressourcen als "freie Güter" bezeichnet wurden. 

 

In Anlehnung an HARTKOPF/BOHNE85 umfaßt in dieser Arbeit der Begriff "natürliche 

Ressourcen" folgende in der Abb. 9 dargestellten Elemente: 

 

Abb. 9: Natürliche Ressourcen 

 

Natür liche Ressourcen 

Erschöpfbare Ressourcen 

(Rohstoffe) 

Erneuerbare Ressourcen Ökosysteme mit begrenz-

ter Absorptionskapazität 
Z.B.: Kohle, Öl, Gas, Erze, 
Edelmetalle 

Z.B.: Biomasse im weite-
sten Sinne (Nahrung, Holz, 
biologische Öle, etc.), 
Fischbestände, Wind, Son-
neneinstrahlung 

Z.B.:  
·  Ein Klima, das mensch-

liches Leben und unsere 
Zivilisation ermöglicht. 

·  Fruchtbarer Mutterboden 
·  Ökologisch intakte Le-

bensräume für Pflanzen 
und Tiere 

 

Als "freies Gut", also eine Ressource, deren Nutzung keine Opportunitätskosten86 verur-

sacht, kann nur noch die Sonneneinstrahlung bezeichnet werden. Diese ökonomische 

Sichtweise deckt sich auch mit der naturwissenschaftlichen Analyse. 

 

Die Sonneneinstrahlung macht die Erde zu einem teilisolierten System. Nur durch die 

ständige Zufuhr von Energie von "außen" (niedriger Entropie), ist es auf der Erde mög-

lich, dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik "zu entgehen", der besagt, daß mit der 

Zeit die Entropie87  in einem isolierten System zunimmt. Die Sonneneinstrahlung ist also 

die letzte  Ressource, die schier unerschöpflich ist. 

Würde der Mensch sich damit begnügen, nur erneuerbare Ressourcen - bei Beachtung 

der Regenerationsfähigkeit - zu nutzen, würden im Grunde keine Umweltprobleme 

entstehen. Sie entstehen, weil der Mensch die Regenerationsfähigkeit mißachtet und seit 

etwa 200 Jahren in großem Ausmaß nicht erneuerbare Ressourcen verbraucht 

(verschwendet). Damit erhöht er die Entropie im System Erde, weil die Ressourcen nach 

                                                
85Vgl. Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S.1f. und S. 8f. 
86Von Opportunitätskosten spricht man, wenn der Verzicht auf andere Verbrauchsmöglichkeiten durch 

die Inanspruchnahme eines knappen Gutes erforderlich wird; vgl. Bonus, H., Umweltschutz und 
öffentliche Güter, 1980, S. 64. 

87 Von Entropie spricht man bei Umwandlung von Ordnung in Unordnung, von verfügbarer Energie zu 
nicht mehr verfügbare Energie. 
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ihrer Nutzung nicht mehr in den natürlichen Kreisläufen regeneriert werden können und 

damit die Funktionsweise der Ökosysteme nachhaltig verändern.  

Die Auswirkungen sind bekannt. Es ist nicht mehr auszuschließen, daß das Ökosystem 

Erde seine Fähigkeit verlieren könnte, menschliches Leben zu ermöglichen.88 

 

Anfang der 70er Jahre wurden demgegenüber die Probleme betont, die mit der Endlich-

keit von Ressourcen an sich zusammenhängen.89  

Es wurde diskutiert, wie lange die Rohstoffvorräte im einzelnen und bei welchem Ver-

brauchsszenario reichen.90  Aufgrund der andersartigen Umweltprobleme, die heute im 

Mittelpunkt stehen (wie z.B. das weltweite dramatische Artensterben, 

(Tropen)Waldsterben und die befürchtete Klimakatastrophe), sind diese Fragen in den 

Hintergrund gerückt. Für viele besteht das Problem heute in erster Linie darin, 

rechtzeitig Substitute für zu Ende gehende Rohstoffe zu finden, und gehört daher nicht 

zum ökologischen Problemkreis im engeren Sinne.  

Für natürliche Ressourcen, wie das Klima oder den unverseuchten Boden, gibt es eben 

keine Substitute.91  

 

 

2.2.2 Innerwissenschaftliche Diskussion verschiedener Theorieansätze in den 70er 

Jahren: Von PIGOU über COASE zu den Standard-Ansätzen 

 

Die große Leistung von PIGOU bestand darin,  

 
"daß er als sogenannter ´bürgerlicher  ́Ökonom bereit und in der Lage war, zu erkennen, daß 
das Marktsystem auch Schwächen hat, daß der Markt bei der ihm gestellten Allokationsaufga-
be versagen kann.  
Vor allem, so erkannte PIGOU, ist dies der Fall, wenn die sozialen Kosten einer Produktion 
oder eines Konsums nicht identisch sind mit den privaten Kosten, wenn also eine Situation 
vorliegt, die durch externe Effekte gekennzeichnet ist"92. 

 

Der Begriff der externen Effekte ist der entscheidende Grundbaustein der modernen Um-

weltökonomie. Jedes Umweltproblem wird letztendlich auf das Konzept externer Ef-

fekte93 zurückgeführt.  
                                                
88Vgl.  Binswanger, Geld und Natur, 1991, S. 42-82; Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 3-14; 

Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983,  S. 8f. 
89Mit diesen Fragen beschäftigt sich die gegenüber der Umweltökonomie viel ältere 

Ressourcenökonomie. Diese Abgrenzung scheint aber immer weniger Bedeutung zu haben, da durch 
eine veränderte Sichtweise des Ökosystems, Methoden der Ressourcenökonomie auch in der 
Umweltökonomie Anwendung finden; vgl. Meißner, W., Umweltökonomische Forschung, 1985, S. 
345-352. 

90Siehe Meadows, D.L., Die Grenzen des Wachstums, 1972. 
91Vgl. Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 60. 
92Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 110. 
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Zur Internalisierung von externen Effekten wurden in den 70er Jahren zwei auf den 

ersten Blick völlig verschiedene Denkschulen verfolgt. Die Diskussion hatte letztlich ihre 

Wurzeln in unterschiedlichen Vorstellungen über die wirtschaftspolitische Funktion des 

Staates und läßt sich verkürzen auf die Frage: Markt versus Staat? Für Fachfremde war 

die Diskussion vielfach nicht nachvollziehbar und ließ den Bezug zu den immer drängen-

deren Umweltproblemen vermissen. 

Die von PIGOU vorgeschlagene "Staatslösung" mit Hilfe von Steuern und Subventionen 

das Marktversagen zu heilen, wurde von COASE schroff als voreiliger Staatsinterventio-

nismus abgelehnt. Für ihn  war das Vorliegen externer Effekte kein Beweis für Marktver-

sagen, sondern nur für Marktunvollkommenheit, die durch Schaffung von exklusiven 

Eigentums-, Verfügungs- und Nutzungsrechten für Umweltgüter und anschließenden 

Verhandlungen zu heilen ist.  

 
"Dieser neoklassische Paradigmenstreit, der sich hauptsächlich aus dem ungeklärten Charakter 
der Umweltgüter ergab und daher in unterschiedlichen Einschätzungen ihrer Privatisierungs-
möglichkeiten mündete, zwang der Umweltökonomie eine lange Phase interner Modellaus-
einandersetzungen auf.  
So notwendig dieser Klärungsprozeß aus wissenschaftlicher Sicht auch war; der Ertrag der 
Grundsatzdiskussion für die Umweltpolitik war zwangsläufig gering. Aus diesen 
unterschiedlichen Theorie- und Strategieansätzen erklärt sich auch die 
´Überzeugungsschwäché  der Umweltökonomen. Sie konnten der homogenen ordnungsrechtli-
chen Eingriffsdynamik kein plausibles, einheitliches Konzept entgegenstellen."94 

 

Ich möchte nun den Pigou-Ansatz und den Coase-Ansatz in gebotener Kürze präzisieren 

und die mit ihnen verbundenen Realisierungsprobleme skizzieren.  

Es blieb allerdings der Spieltheorie der 80er Jahre vorbehalten, Problemstrukturen, die 

hinter den Realisierungsproblemen liegen, theoretisch genauer zu fassen und zu systema-

tisieren. Diese Fragen werden im Abschnitt 2.2.3 "Konsolidierung in den 80er Jahren - 

Das soziale Dilemma" besprochen.  

 

Anschließend werde ich den aus dem Pigou-Ansatz hervorgegangenen Standard-Preis- 

Ansatz  und den aus dem Coase-Ansatz hervorgegangenen Standard-Mengen-Ansatz 

(Zertifikatslösung) vorstellen.  

 

Der Pigou-Ansatz 

 

Die Geschichte zu einem Standardmodell mit externem Effekt lautet: 
                                                                                                                                          
93Externe Effekte werden als Einflüsse charakterisiert, die auf die Produktion eines Unternehmens oder 

den "Nutzen" eines Konsumenten wirken, ohne daß der Produzent bzw. Konsument steuernd 
eingreifen kann. Entscheidend dabei ist, daß die relativen Güterpreise nicht reagieren. Öffentliche 
Güter sind dabei nur ein Spezialfall externer Effekte.  

94Hansmeyer, K.-H., Umweltpolitik, 1990, S. 16f. 
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Eine Papierfabrik produziert am Oberlauf eines Flusses und leitet Abwässer in diesen 

Fluß. Ein Fischer am Unterlauf wird durch diese Abwässer geschädigt. 

Der Verbrauch der Ressource "sauberes Wasser" wirkt sich nicht auf die Faktorkosten 

der Papierfabrik aus. Damit handelt es sich um einen externen Effekt, weil er am Preis-

system vorbei wirkt. 

 
Formale Darstellung:95 
 
P = A(x) sei die Gewinnfunktion der Papierfabrik. (1) 
F = B(y) - S(x,y) sei die Gewinnfunktion des Fischers. (2) 
 
Bei einzelwirtschaftlicher Gewinnmaximierung ergeben sich folgende Bedingungen: 
 
Ax(xo) = 0  und  By(yo) - Sy(xo,yo) = 0 (3)  
 

Werden beide Akteure gedanklich in einem Unternehmen zusammengefaßt, folgt daraus 

folgende Bedingung:96 
 
Ax(xe) - Sx(xe,ye) = By(ye) - Sy(xe,ye) (4) 

 

Vergleicht man (3) mit (4) ergibt sich, daß die einzelwirtschaftliche Gewinnmaximierung 

nicht effizient ist, und daß der Verursacher den Grenzschaden, den er dem Fischer 

zufügt, in seinem Kalkül berücksichtigen müßte, um eine effiziente Allokation zu 

erreichen. 
 
PIGOU schlug als Lösung vor, den Verursacher eines externen Effektes zu besteuern:97 
 
P = A(x) - tx (5) 
 
Damit ergäben sich folgende Bedingungen für ein Gewinnmaximum: 
 
Ax(x) - t = 0 und  By(y) - Sy(x,y) = 0 (6) 
 
Die Allokation ist nun effizient, wenn 
 
t = Sx(xe,ye) (7) 
 
gewählt wird.  

                                                
95In Anlehnung an Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 34. 
96Diese Bedingung führt zur Effizienz, da individueller und "gesamtwirtschaftlicher" Grenznutzen nicht 

mehr auseinanderfallen. 
97Äquivalent dazu wäre aber auch eine Subvention von Emissionsvermeidungsanstrengungen, die Pigou 

interessanter Weise bei externen Effekten, die von der Industrie verursacht werden, vorschlug; vgl. 
Gräber-Seißinger, U., Verursacherprinzip, 1991, S. 23. 
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Die Abb. 10 zeigt die Wirkung einer Pigou-Steuer. Die privaten Grenzkosten (GK) 

liegen vor der Erhebung einer Steuer immer unterhalb der sozialen Grenzkosten 

(negativer externer Effekt). Dabei wird der realistische Fall angenommen, daß der 

Grenzschaden mit zunehmenden Ausstoß zunimmt (Sxx (x,y) > 0). Im Punkt E (M1/P1) 

schneiden sich die private GK-Kurve mit der Nachfragekurve. 

Um eine effiziente Allokation zu gewährleisten, fällt dem Staat nun die Aufgabe zu, t so 

zu bemessen, daß die private GK-Kurve die soziale GK-Kurve in D schneidet. In diesem 

Punkt wird weniger und zu einem höheren Preis produziert. Der externe Effekt ist inter-

nalisiert. 

  

Abb. 10: Wirkung einer Pigou-Steuer 
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Quelle: H. Zimmermann, H./Henke, K.-D., Finanzwissenschaft, 1990,  S. 385. 

 

Aus der Grafik und der Gleichung (7) ist ersichtlich, welche Informationen der Staat 

haben muß, um t richtig festsetzen zu können. Er muß die Grenzkosten- und die Grenz-

schadensverläufe kennen. Es ist bereits intuitiv verständlich, daß er diese Informationen 

nicht allzu leicht bekommen dürfte.98 

Trotzdem ist die Pigou-Steuer der eigentliche theoretische Kern aller Umweltabgaben-

vorschläge und  der Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform. 

 

Der Coase-Ansatz99 

 

In seinem berühmten Aufsatz von 1960100 wies COASE darauf hin, daß es bei ineffizienten 

Allokationen - wie bei Vorliegen von negativen externen Umwelteffekten - definitionsge-

                                                
98Siehe Abschnitt 2.2.3 "Konsolidierung in den 80er Jahren - Soziale Dilemma". 
99Ronald H. Coase erhielt 1991 den Nobelpreis für Ökonomie, für die Entdeckung und Klärung der 

Transaktionskosten und der wirtschaftlichen Rechte für die institutionelle Struktur und 
Funktionsweise des wirtschaftlichen Systems; vgl. Endres, A/Querner, I., Anmerkungen zum 
Nobelpreis 1991 für R.H. Coase, 1991, S. 586-592. 

100Coase, R.H., The Problem of Social Cost, 1960, S. 1-44. 
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mäß möglich sein muß, mindestens einen Akteur besser zu stellen, ohne jemanden zu ver-

schlechtern.  

COASE schließt daraus, daß die Wirtschaftsakteure selbst - durch Verhandlungen und 

Kompensationszahlungen - zu einem effizienten Ergebnis kommen müßten. PIGOU habe 

also zu voreilig den Staat dazu aufgerufen, direkt zu intervenieren.  

Das einzige, was dem Staat zu tun übrig bleibt, ist die Zuweisung und die Garantie über-

tragbarer Eigentumsrechte. Dann würde von selbst ein Markt entstehen, der zu 

effizienten Ergebnissen führt.  

Neben dieser Effizienzthese stellte COASE auch eine Invarianzthese auf, die besagt, daß 

es allokationstheoretisch unerheblich ist, wem das Eigentumsrecht zugesprochen  

wird.101  Wird es dem technischen Verursacher zugestanden, wird von einer Laissez-

faire-Regel gesprochen und bei Zuerkennung an den Geschädigten von einer 

Verursacher-Regel. 

 

Wendet man die Laissez-faire-Regel auf obiges Beispiel an, läßt sich die Problemstruktur 

folgendermaßen darstellen. 

 
Formale Darstellung:102 
 
P = A(xo) sei der Gewinn bei der Produktion der einzelwirtschaftlich gewinnmaximalen 

Menge xo.  
 
F = B(y) - S(x,y) sei die Gewinnfunktion des Fischers. 
 

F hat die Möglichkeit P einen Vertrag anzubieten: [X,Z] 

Wobei Z die Kompensationszahlung bei der Produktion der Menge X darstellt. 
 
Die Gewinnfunktion des Fischers 
 
F = B(y(X)) - S(X,y(X)) - Z (8) 
 
wird dann maximiert, wenn er folgenden Vertrag [X,Z] mit 

X = xe;  

Z = A(xo) - A(xe) (9) 
 

                                                
101 Distributiv besteht allerdings ein fundamentaler Unterschied. Diese These gehört zu den 

umstrittensten Thesen der Wohlfahrtstheorie der letzten Jahrzehnte; vgl. Bonus, H., Eine Lanze für 
den "Wasserpfennig", 1986,  S. 451-455. Bonus hält die Gleichsetzung von Verursacher und 
Verschmutzer nicht für eindeutig. 

102In Anlehnung an Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 36f. 
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anbietet, denn das Papierunternehmen realisiert in jedem Fall, mit oder ohne Vertrag, P = 

A(xo), so daß der Pay-off von F dann maximal wird, wenn die Gesamtauszahlung ihr 

Maximum annimmt. 

 

Die Realisierungschancen des Coase-Ansatzes wurden in den 70er Jahren allerdings auf-

grund meist vorliegender Transaktionskosten103 nicht sehr hoch eingeschätzt. Denn diese 

können so prohibitiv hoch104 sein, daß überhaupt keine Verhandlungen stattfinden. 

Auch Vertreter des Coase-Ansatzes sahen und sehen diese Problematik. Einem vor-

schnellen Ruf nach dem Staat halten sie aber entgegen, daß  
 

"aus der Existenz von Transaktionskosten nicht unmittelbar die Rückkehr zur PIGOUschen 
Sichtweise folgt und dem damit verbunden Ruf nach staatlichem Handeln.  
Im Gegenteil, die Vertreter der Chicagoer-Schule würden eine solche Konsequenz weit von 
sich weisen. Sie würden vielmehr folgendermaßen argumentieren: Wenn es wegen zu hoher 
Transaktionskosten zu keiner Internalisierung externer Effekte kommt, dann ist das lediglich 
ein Zeichen dafür, daß eine Berücksichtigung der externen (oder sozialen) Kosten gesamtwirt-
schaftlich nicht wünschenswert ist, weil eben die Nutzengewinne, die dabei erzielt werden 
können, geringer sind als die damit verbundenen (Transaktions-) Kosten. Akzeptiert man diese 
Sicht, so sind externe Effekte nicht länger ein Zeichen für die Ineffizienz einer Allokation, son-
dern signalisieren, daß unter dem gegebenen Eigentumsrechtssystem eine Internalisierung 
keine Pareto-superiore Verbesserung des Allokationsergebnisses bedeuten würde.... 
Folgt aus dem Transaktionskostenkonzept nicht zwingend, daß jede Umweltschutzmaßnahme, 
die nicht ohnehin von den beteiligten Produzenten und Konsumenten durchgeführt wird, abge-
lehnt werden muß, weil sie offensichtlich ineffizient wäre?  
Schlußfolgerungen dieser Art können nur dann gezogen werden, wenn das Coase-Theorem, so 
wie es in seiner ursprünglichen Form formuliert wurde, richtig ist. Lange Zeit schien daran 
kein Zweifel zu bestehen, und erst in den letzten Jahren hat sich die Diskussion in eine 
Richtung entwickelt, die das Coase-Theorem in einem anderen Licht erscheinen läßt."105 

 

Mir erscheint es wichtig festzuhalten, daß die  Chicagoer-Schule sich gerade dadurch 

auszeichnet, daß sie grundsätzlich dem Markt mehr zutraut als dem Staat.  

Aber gerade die Thematisierung von Transaktionskosten hat zu einer teilweisen Rehabi-

litierung des Staates durch eine andere Theorieschule geführt.  

Ein Zweig der Institutionenökonomie beruht auf dem Transaktionskostenkonzept und 

versucht, je nach Problemstellung herauszufinden, welche Institution die Transaktions-

kosten minimiert. Bei vielen real bestehenden Institutionen wird davon ausgegangen, daß 

sie über einen evolutorischen Prozeß dieses Kriterium erfüllen - so auch manche 

staatliche Institution. 

                                                
103Auch Coase stellte in Rechnung, daß Transaktionskosten den verfügbaren Netto-Verhandlungsgewinn 

schmälern. 
104Man denke nur an das Beispiel der Papierfabrik, die natürlich nicht nur den Fischer schädigt, sondern 

Millionen andere Akteure, wie Trinkwassernutzer, Angler, Touristen, Landwirte etc. Auch gibt es bei 
den meisten Umweltproblemen nicht nur einen Schädiger.  

105Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 29-31. Siehe dazu auch Abschnitt 2.2.3 "Konsolidierung in 
den 80er Jahren - Soziale Dilemma" 
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Darüber hinaus war der Coase-Ansatz auch für mehr praxisorientierte Fragestellungen 

nicht wirkungslos.  

Die Zertifikatsidee106 und auch die Diskussion um das Umwelthaftungsrecht107 wurde 

durch COASE befruchtet. Auch die in den letzten Jahren geführte Diskussion um "Swabs 

for Nature" beruht auf der Sichtweise von COASE. Diese Idee beruht im Kern darauf, 

Entwicklungsländern Schulden zu erlassen, wenn diese dafür umweltzerstörende 

Tätigkeiten (z.B. Brandrodung des Regenwaldes) unterlassen. Der Schuldenerlaß kann 

im Sinne von COASE als Kompensationszahlungen des Geschädigten aufgefaßt werden, 

wobei beim Schädiger das Eigentumsrecht liegt. 

Nicht zu vergessen ist, daß der Property-Right-Ansatz mit auf dem Coase-Theorem 

beruht. 

 

Auch wenn von diesen beiden "historischen" Ansätzen hier nur einige Facetten 

aufgezeigt werden konnten und die damit verbundene theoretische Diskussion nur 

angedeutet wurde, dürfte verständlich sein, daß auch in der Umweltökonomie sich der 

Wunsch nach operablen Ansätzen immer mehr breit machte. Die Antwort darauf waren 

der Standard-Preis-Ansatz von BAUMOL/OATES108 und die Idee der Umweltzertifikate109 

(Standard-Mengen-Ansatz). 

 

Standard-Preis-Ansatz 

 

Dieser Ansatz steht in der Tradition von PIGOU. Er gibt allerdings - aufgrund der Infor-

mationsprobleme - den Anspruch auf, daß Konsumpräferenzen  über die Umweltqualität 

entscheiden sollen.110 Nicht mehr die allokative Effizienz (wohlfahrtsoptimale Internali-

sierung externer Effekte) wird angestrebt, sondern die kosteneffiziente Erfüllung staatlich 

gesetzter Umweltqualitätsziele.111  

Statt Steuern nach Grenzschäden und Grenzvermeidungskosten zu berechnen, fällt nun 

dem Staat die Aufgabe zu, wünschenswerte oder vernünftige Umweltqualitätsziele zu 

setzen. Konkret müßten in der Luftreinhaltepolitik bestimmte Immissionsziele für eine 

                                                
106Wobei allerdings der Versuch aufgegeben wird, die Menge über den Markt zu bestimmen. 

Kosteneffizienz steht im Vordergrund. 
107Das Haftungsrecht weist letztlich eigentumsrechtliche Schutzzuweisungen auf. U.a. kennt das 

Haftungsrecht aber die Laissez-faire-Regel; vgl. Endres, A./Querner, I, Anmerkungen zum Nobelpreis 
1991 für R.H. Coase, 1991, S. 590. 

108Siehe Boumol, W.J./Oates, W.E., The Theory of Environmental Policy, 1975. 
109Siehe stellvertretend für viele: Bonus, H., Emissionsrechte als Mittel der Privatisierung öffentlicher 

Ressourcen aus der Umwelt, 1980. 
110Für einzelne Umweltmaßnahmen werden allerdings teilweise Bewertungsverfahren empfohlen, die 

die Zahlungsbereitschaft  der Bürger herausfinden sollen (Willingness-to-pay-Prinzip). Diese 
Verfahren haben aber nur eine eingeschränkte allokative Funktion, sondern eher eine punktuelle 
Kontroll- und Rechtfertigungsfunktion; vgl. Hansmeyer, K.-H., Umweltpolitik, 1990, S. 21f. 

111Vgl. Bärsch, J./Frank, J., Kollektive Verwaltung versus ökologische Selbstbestimmung, 1985, S. 158f. 
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bestimmte Region gesetzt und entsprechende Emissionen dann mit einer Abgabe belegt 

werden.  

Über eine wechselseitige Anpassung über Versuch und Irrtum könnte dann die ge-

wünschte Norm erreicht werden. Nach strukturellen Veränderungen müßte allerdings im-

mer "nachjustiert" werden. 

 

Mit zwei grundsätzlichen Problemen ist dieser Ansatz behaftet: 

 

(1) Die Setzung "vernünftiger" Umweltqualitätsziele 

 

Auf den ersten Blick erscheint diese Anforderung naheliegend zu sein. In einer 

marktwirtschaftlichen Ordnung soll sich der Staat möglichst damit begnügen, 

Rahmenbedingungen vorzugeben. In diesem Zusammenhang wird dabei oft vom 

"ökologischen Rahmen für die Marktwirtschaft"112 gesprochen.  

Auch aus ökologischer Sicht erscheint es sinnvoll, sich mit Umweltqualitätszielen ausein-

anderzusetzen als mit Genehmigungsverfahren für jede einzelne Emissionsquelle nach 

dem "Stand der Technik", der meist wenig mit der erforderlichen Umweltqualität zu tun 

hat. "Umweltqualitätsbezogene Ziele müßten sich im Idealfall auf Ökosysteme als Ganz-

heiten beziehen."113  

Aber auch hier holt uns das Informationsproblem wieder ein. Es gibt für die meisten 

Umweltprobleme aufgrund der Komplexität und des daraus folgenden mangelnden Wis-

sens keine naturwissenschaftlich eindeutigen Belastungswerte.  

Wieviel CO2-Emissionen verträgt unser Klima? Wie hoch ist die Absorptionskapazität 

verschiedener Ökosysteme? Was wissen wir über Synergieeffekte, Schwellenwerte, ver-

zögerte Wirkungen, Akkumulationseffekte und Kumulationseffekte? Wir wissen wenig 

und allzu oft  zu wenig. Wir wissen meist nur, daß wir die natürlichen Ressourcen 

übernutzen. 

 

MAIER-RIGAUD kritisiert in diesem Zusammenhang die Schlußfolgerung, die aus dieser 

Unwissenheit in der praktischen Umweltpolitik und im ökonomischen Konzept des Sach-

verständigen Rates für Umweltfragen gezogen wird: 

 
"Der Entscheidungsprozeß über die ŕichtigé  Umweltqualität stellt sich dem Rat 
ausschließlich ´als Abwägung von Nutzenverzicht und Grenzkosten der Vermeidung bzw. 
Beseitigung einer Umweltbelastung  ́(87/88).  
Das ´Fließgleichgewicht  ́oder die ´Stabilität des Ökosystemś  (87/349) wird Gegenstand eines 
Verfahrens von Versuch und Irrtum durch Politik und Bürger (87/88). Der jeweilige gesell-
schaftliche Konsens entscheidet sozusagen über die Assimilationsfähigkeit der Natur. 

                                                
112Vgl. Bonus, H., Ökologischer Rahmen, 1979, S. 141-146.  
113Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S.89. 
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Tritt damit an die Stelle des zurückgewiesenen naturalistischen Fehlschlusses, nämlich von 
einem Sein der Natur auf ein Sollen zu schließen (87/85), der Glaube an die Entdeckung von 
Funktionsbedingungen des Ökosystems durch gesellschaftlichen Konsens? Man kann sich fra-
gen, ob der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen mit dieser Gedankenführung und die-
sem Rekurs auf den gesellschaftlichen Konsens, mit dem sich praktisch jedwede 
Umweltpolitik rechtfertigen läßt, seinem gesetzlichen Auftrag genügt"114 

 

MAIER-RIGAUD zieht dagegen folgende Schlußfolgerung: 

 
"Die wissenschaftstheoretische richtige Konsequenz aus dem nur hypothetischen Wissen kann 
im Gegensatz dazu nur die rigorose Minimierung von Eingriffen in das komplexe unverstan-
dene System Natur sein."115 

 

MAIER-RIGAUD sei recht gegeben, daß besonders unter ethischen Gesichtspunkten das 

Minimierungsprinzip geboten ist. Will man die Existenz der Menschheit nicht zur Dis-

position stellen, muß vom schlechtesten vorhersehbaren Fall ("Worst-Case") 

ausgegangen werden.  

Allerdings enthebt auch dies nicht von der Aufgabe, in einem demokratischen System für 

diese Sichtweise gesellschaftliche Akzeptanz herbeiführen zu müssen. Naturwissen-

schaftliche Erkenntnisse sind in diesem demokratischen Prozeß unverzichtbar, dürfen ihn 

aber nicht ersetzen wollen. Dazu besitzen sie u.a. auch deshalb keine Legitimation, da es 

nicht möglich ist, naturwissenschaftlich gesicherte Umweltqualitätsziele anzugeben.116   

 

Politisch gesetzte Umweltetappenziele, die unter Mithilfe der Naturwissenschaften zu-

stande kommen,117 können allerdings durchaus einen positiven Effekt haben, da sie die 

Politik selbst binden und es damit möglich ist, sie an ihrem Erfolg oder Mißerfolg zu 

messen.  

 

Die Sichtweise der Umweltökonomie - man brauche nur ein Umweltqualitätsziel und die 

entsprechenden Preise festlegen - ist m.E. allzu statisch.  

Die wichtige Frage, wie der Prozeß aussieht, der zwischen dem Zeitpunkt der Rahmen-

setzung und dem Erreichen des Qualitätsziels liegt, wird damit sträflich vernachlässigt. 

Die Umweltökonomie macht sich  zu wenig Gedanken darüber, wie Instrumente der Um-

weltpolitik ausgestaltet werden könnten, um einen geordneten Strukturwandel zu 

gewährleisten. Die Abstraktion von Anpassungsprozessen in neoklassischen Modellen ist 

                                                
114Maier-Rigaud, G., Konzept des SRU, 1990, S. 65; Zahlen in Klammern des Zitats bedeuten (87/88): 

Umweltgutachten 1987, S. 88 des Sachverständigen Rates für Umweltfragen. 
115Maier-Rigaud, G., Konzept des SRU, 1990, S. 72. 
116Die naturwissenschaftliche Erkenntnis ist aber soweit gediehen, daß die bekannten Risiken unseres 

Wirtschaftens im höchsten Maße beängstigend sind. 
117Wie z.B. das Ziel der Bundesregierung, die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2005 um 25-30 % zu 

reduzieren oder der von Willy Brand ausgegebene Slogan des "Blauen Himmels über der Ruhr". 
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für viele Fragestellungen sinnvoll, doch geht es darum, Politikempfehlungen abzuleiten, 

muß der Wandlungsprozeß intensiv untersucht werden, um dann Schlußfolgerungen für 

die Ausgestaltung von Instrumenten ziehen zu können.118 

Bei den Vorschlägen zu einer ökologischen Steuerreform wird aus diesen Gründen auf 

die explizite Festlegung von Umweltqualitätszielen verzichtet.  

 

(2) Hohe Implementierungskosten durch das "Trial-and-error-Verfahren" 

 

WEIMANN: 

 
" Wird beispielsweise der Steuersatz zunächst zu hoch angesetzt, so werden die Verursacher 
Vermeidungskapazitäten erstellen, die später, nach Korrektur der Besteuerung, brachliegen. 
Im umgekehrten Fall eines zu niedrig angesetzten Steuersatzes werden zunächst Vermeidungs-
anlagen mit zu geringer Kapazität errichtet, die nach Steueranhebung erweitert werden 
müssen.  
In vielen Fällen dürfte eine solche nachträgliche Erweiterung zu höheren Kosten führen [und 
daher unterbleiben, d.A.], als entstanden wären, wenn die erforderliche Kapazität von Anfang 
an bekannt wäre."119 

 

Das "Trial-and-error-Verfahren" des  Standard-Preis-Ansatzes widerspricht der Forde-

rung nach einem sozial- und wirtschaftsverträglichen Strukturwandel, wie sie von 

WEIZSÄCKER aufgestellt wird. Investitionen in ökologische Strukturveränderungen haben 

meist einen langjährigen Vorlauf. Es ist deshalb widersinnig, einen Preis setzen zu 

wollen, der das Umweltqualitätsziel erreicht, wenn die dazu nötigen Strukturveränderun-

gen erst Jahre später wirksam werden können. Dieses Verfahren führt nur zur Drosse-

lung wirtschaftlicher Tätigkeit, verhindert aber Innovationen und damit den Strukturwan-

del.  

WEIZSÄCKER setzt daher auf langfristige Planbarkeit und hofft dadurch einen tiefgreifen-

den, aber geordneten ökologischen Strukturwandel induzieren zu können. Es mag sein, 

daß diese Problematik den meisten Umweltökonomen bewußt ist, thematisiert haben sie 

diese aber unzureichend. 

 

Standard-Mengen-Ansatz (Umweltzertifikate) 

 

Dieser auf COASE zurückgehende Ansatz geht ebenso wie der Standard-Preis-Ansatz da-

von aus, daß der Staat Umweltqualitätsziele setzen muß. Allerdings wird das "Trial-and-

error-Verfahren" zur Preisfindung nun einem "künstlich" geschaffenen Markt überlassen, 

der dafür der prädestinierte Mechanismus ist.  

                                                
118Diese Problematik scheint auch in den Neuen Bundesländern und in Osteuropa eine entscheidende 

Rolle zu spielen. 
119Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 141. 
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Die Preisfindung durch den Markt wird dadurch erreicht, daß eine vom Staat festgelegte 

Menge an Zertifikaten getauscht wird, die zu einer jeweils bestimmten Menge und Art 

von Emissionen berechtigen. Auch hier findet keine Privatisierung im Sinne von COASE 

statt, aber durch die Handelbarkeit von Emissionsrechten kann grundsätzlich Kosteneffi-

zienz erreicht werden. 

 

Es gibt unzählige Ausgestaltungsvariationen für Umweltzertifikate, die sich teilweise 

auch von der obigen Definition wieder entfernen.  

So wird u.a. vorgeschlagen, keine Menge festzusetzen, sondern Zertifikate durch einen 

Auktionator versteigern zu lassen, wobei jeder, auch Konsumenten, berechtigt ist, 

Zertifikate zu erwerben.  

Auf diesem Wege sollen letztendlich doch die Konsumentenpräferenzen über die Menge 

des Gutes Umweltqualität entscheiden.  

Dem ist entgegenzuhalten, daß es sich für die, die Zertifikate nicht ausnutzen wollen, 

weiterhin um ein öffentliches Gut handelt und damit eine Unterversorgung abzusehen 

ist.120  

   

Von den Problemen, die beim Standard-Preis-Ansatz angesprochenen wurden, bleibt auf 

den ersten Blick "nur" die Setzung der "richtigen" Umweltqualität übrig.  

Dieser Ansatz hat weiterhin den Vorteil, daß das Umweltziel auch bei Inflation und Wirt-

schaftswachstum weiterhin gesichert bleibt, da der Markt automatisch die Preise entspre-

chend anpaßt.  

 

Aber auch diesem Ansatz liegt eine statische Sichtweise zugrunde, da wiederum unter-

schlagen wird, daß Umweltqualitätsziele i.d.R. mit heutigen Strukturen nicht zu erreichen 

sind. Der Preismechanismus des Marktes würde in diesen Fällen zu Preisen führen, die 

Strukturbrüche, mit all den negativen Begleiterscheinungen, verursachen.121 

 

Für diesen Abschnitt bleibt festzuhalten , daß sich schon in den 70er Jahren in der theore-

tischen Umweltökonmie die Ansicht durchgesetzt hat, daß die Entscheidung über Um-

weltqualität eine meritorische Entscheidung ist. "Erst anschließend können ökonomische 

Steuerungsinstrumente greifen, die unter Beachtung von Effizienzkriterien der Errei-

chung der Meritorisierungsziele dienen."122  

Praktikable Vorschläge, die die Umweltökonomie nach ihrer rein theoretischen Diskus-

sion in Form von Abgaben oder Zertifikaten vorgebracht hat, befaßten sich allerdings 

                                                
120Zur Begründung siehe Abschnitt 2.2.3 "Konsolidierung in den 80er Jahren - Soziale Dilemma" 
121Als Beispiel sei der Benzinpreis angeführt: Es gibt Schätzungen, die vermuten, daß der Benzinpreis 

zwischen 5 und 10 DM liegen müßte, um zu einem verträglichen Verkehrsaufkommen zu gelangen. 
122Hansmeyer, K.-H., Umweltpolitik, 1990, S. 22. 
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meist mit begrenzten Umweltproblemen. Daraus ergab sich, daß Fragen der strukturellen 

Anpassung des gesamten Wirtschaftens nicht auf der Tagesordnung standen.   

Nach CANSIER herrschte in den 70er Jahren auch bei der Betrachtung technologischer 

Veränderungen eine statische Sichtweise vor: 

 
"Die umweltpolitische Funktion des technischen Fortschritts findet erst in jüngster Zeit in 
Theorie und Praxis stärkere Beachtung.  
Bislang sah die ökonomische Umweltforschung die Umweltschutzproblematik überwiegend als 
Problem der Internalisierung externer Kosten an. Diese allokationstheoretische Betrachtungs-
weise ist in ihrem Kern mikroökonomisch, statisch und kurzfristig orientiert und behindert die 
explizite Einbeziehung langfristiger technologischer Veränderungen"123. 

 

In den 80er Jahren wurden die Ergebnisse des Öffentlichen-Gut-Problems konsolidiert 

und verstärkt über intergenerationale Gerechtigkeit nachgedacht. 

Aber auch diese Forschung änderte nichts an der Feststellung, daß  

 
"das Umweltproblem von der wissenschaftlichen Gemeinschaft neoklassischer Ökonomen 
nicht gelöst wird.  
Die Lösung des Problems scheitert an der Bestimmung der optimalen Angebotsmenge des öf-
fentlichen Gutes Umweltqualität. Dieses Scheitern ist auf die allgemeine Unfähigkeit der neo-
klassischen Theorie zurückzuführen, das Problem öffentlicher Güter zu lösen. Diese Unfähig-
keit resultiert ihrerseits aus der Tatsache, daß im Falle öffentlicher Güter individuelle 
Präferenzen durch die Individuen nicht wahrheitsgemäß offenbart werden.  
Zum Problem wird diese Tatsache deshalb, weil ... das Selbstbestimmungsaxiom ... die Maxi-
mierung des individuellen Nutzens zum Optimalitätskriterium erhebt [und damit] auch das 
Angebot öffentlicher Güter an den individuellen Präferenzen ausgerichtet werden müßten."124 

 

M.E. dürfte dieses konstatierte "Versagen" nicht nur auf das Umweltproblem zutreffen. 

Es handelt sich aber nur um ein relatives Scheitern, da Theorien - nicht nur sozialwissen-

schaftliche - in einer komplexen Welt nie wirklich "Lösungen" anbieten können. Sie 

können aber helfen, Probleme zu strukturieren und können versuchen, Wirklichkeit 

abzubilden. 

 

 

2.2.3 Konsolidierung in den 80er Jahren - Das soziale Dilemma 

 

WEIMANN kommt über die spieltheoretische Behandlung des Coase-Ansatzes zu dem Er-

gebnis, daß rationale Individuen i.d.R. nicht über Verhandlungen zu einer optimalen 

Menge eines Umweltgutes kommen. Dies gilt insbesondere auch für den  hypothetischen 

Fall, daß keine Transaktionskosten vorliegen.  

                                                
123Cansier, D., Förderung umweltfreundlichen technischen Fortschritts, 1978, S. 456. 
124Weimann, J., Normgesteuerte ökonomische Theorie, 1987, S. 334. 
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Wird dieser Analyse gefolgt, ist die Position der Chicagoer-Schule nicht mehr haltbar. 

WEIMANN stellt fest: COASE habe nur nachgewiesen, daß eine effiziente Verhandlungslö-

sung existiert. Mit der Spieltheorie und der "Theory of Incentives" konnte jedoch nach-

gewiesen werden, daß es keinen Verhandlungsmechanismus gibt, der zu einer entspre-

chenden Verhandlungslösung führt.  

Auch der Pigou-Ansatz ist aus den gleichen noch zu erläuternden Gründen grundsätzlich 

undurchführbar.125 

 

Beim einfachsten Fall bilateraler Verhandlungen besteht i.d.R. auf beiden Seiten das 

Problem unvollständiger Informationen126 (privater Informationen), die in den Verhand-

lungen strategisches Verhalten ermöglichen.  

Bei solchen Verhandlungen handelt es sich daher eher um ein bilaterales Monopol - ein 

Spiel mit ungewissem Ausgang127 -, als um einen Markt mit vollständiger Konkurrenz. 

Damit wird gerade eine der wichtigsten Prämissen für eine effiziente Marktallokation, 

nämlich das Preisnehmerverhalten, verletzt.  

  

Die allermeisten Umweltprobleme zeichnen sich aber dadurch aus, daß viele Akteure 

beteiligt sind. Geht man von einer Laissez-faire-Regel aus, so ist der Block der Geschä-

digten nicht monolithisch, sondern durch Interessenkonflikte gekennzeichnet.  

Für die Beteiligten wird das Verhandlungsangebot zu einem öffentlichen Gut128, und 

damit eröffnet sich die Option des Trittbrettfahrens. Also auch hier verhindert die 

Möglichkeit strategischen Verhaltens ein effizientes Ergebnis. 

Das, was bei privaten Gütern zur Effizienz führt - die Erhöhung der Zahl der Marktteil-

nehmer und des daraus folgenden Preisnehmerverhaltens -, führt bei Vorhandensein von 

externen Effekten zum Öffentlichen-Gut-Problem. 

 

Es gilt festzuhalten: Bei privaten Gütern wird es sinnlos, private Informationen strate-

gisch einsetzen zu wollen, wenn die Zahl der Marktteilnehmer sich erhöht.129  

Im Gegensatz dazu bleibt bei Vorliegen von externen Effekten der Anreiz zum strategi-

schen Handeln erhalten, da bei mehreren Akteuren sich der Öffentlichkeitsgrad des Gutes 

erhöht und sich somit die Option des Trittbrettfahrerverhaltens eröffnet. 

 

                                                
125Vgl. Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 47-93. 
126Z.B. über Gewinn- und Kostenfunktionen. 
127Vgl. Endres, A / Querner, I., Anmerkungen zum Nobelpreis 1991 für R.H. Coase, 1991, S. 589. 
128Zu beachten ist aber, daß  rein öffentliche Güter in den seltensten Fällen vorkommen. I.d.R. ist es 

deshalb sinnvoll, vom Öffentlichkeitsgrad eines Gutes zu sprechen; vgl. Bonus, H., Umweltschutz und 
öffentliche Güter, 1980, S. 37. 

129Dieser Sachverhalt wird auch als das eigentliche Geheimnis der "Invisible Hand" des Marktes 
bezeichnet; vgl.  Bonus, H., Umweltschutz und öffentliche Güter, 1980, S.21.  
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Das Coase-Theorem gilt also nur für den folgenden - etwas unrealistischen -

Spezialfall:130 

 

·  Bilateraler externer Effekt und bilateraler Verhandlungen 

·  Vernachlässigbare Transaktionskosten 

·  Vollständige Informationen 

 

WEIMANN bezeichnet die Situation, in der sich ein Kollektiv bei Bereitstellung eines öf-

fentlichen Gutes befindet als Soziales Dilemma (The Tragedy of the Commons).  

Dieses Problem ist schon lange thematisiert worden und wurde von vielen Forschern ver-

schiedenster Fachrichtungen bearbeitet. Das klassische Modellbeispiel in der Spieltheorie 

ist dabei das Gefangenendilemma. 

 

Der Vorsitzende des Bund für Umwelt und Naturschutz e.V. (BUND), Hubert 

Weinzierl, hat das Gefangenendilemma auf nichtökonomische Weise in einer Rede einmal 

so formuliert: "Keiner ist für Waldsterben - aber wir alle tragen dazu bei. Kein Bauer ist 

für verseuchtes Grundwasser - aber fast alle tragen dazu bei. Fast alle wollen eine ruhige 

lebenswerte Stadt, in der Kinder sich freier und ungefährdeter bewegen können - aber 

wir alle tragen dazu bei, daß unsere Städte von Verkehr überquellen, Kinder ständig in 

Lebensgefahr sind und nicht kindgemäß aufwachsen können."131 

Spieltheoretisch bedeutet dies, daß individuell rationales Verhalten zu einem kollektiv 

nicht rationalen Ergebnis führt, weil die Individuen die für sie beste (dominante) Strate-

gie wählen. Hierdurch ist es möglich, daß, auch wenn alle die Produktion eines Umwelt-

gutes vorziehen würden, sich ein Resultat einstellen kann, das für alle schlechter ist. 

 

BONUS hat die Situation, in der ein Individuum sich in diesem Fall befindet, folgender-

maßen zusammengefaßt: 
 

" - Wenn er im Interesse der Gesamtheit handelt, wie das eigentlich wünschenswert wäre, so hat 
das für ihn ganz unmittelbare Nachteile zur Folge; 
 
- orientiert er sich aber am Eigeninteresse, so kann er statt dessen unmittelbare Vorteile für 
sich verbuchen; er schadet jedoch zugleich der Gesamtheit und damit letztlich wiederum sich 
selbst; 
 
- auch wenn er aus besserer Einsicht sein unmittelbares Eigeninteresse in den Wind schlüge 
und trotz unmittelbarer Nachteile für sich selbst zum Wohle der Gesamtheit handelte, würde 
das der Gesamtheit wenig nützen, weil sein  i s o l i e r t e r  [Hervorhebung im Original] Bei-
trag zu wenig ins Gewicht fällt; 
 

                                                
130Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 43. 
131Zitat aus dem Gedächtnis. 
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- nur wenn sich  a l l e   z u g l e i c h  [Hervorhebung im Original] entgegen ihrem unmittelba-
ren Vorteil für das Gemeinwohl  einsetzten, könnte das Dilemma behoben werden; aber da je-
der dem anderen mißtraut, kann es dazu nicht kommen."132 

 

Experimentelle Befunde133 und die Alltagserfahrung zeigen aber, daß kooperatives Ver-

halten, das nötig ist, um solche Dilemmata zu überwinden, durchaus zu beobachten ist. 

Um herauszufinden, unter welchen Bedingungen kooperatives Verhalten auftritt, wurden 

in Laborexperimenten die Umstände ("Versuchsanordnung") immer wieder variiert - 

ohne jedoch zu signifikanten Ergebnissen zu kommen. 

Allerdings ließ sich beobachten, daß die Bedingungen für kooperatives Verhalten bei den 

Versuchspersonen selbst zu suchen sind, da das Verhalten der einzelnen Versuchsperso-

nen relativ  unabhängig von der Versuchsanordnung war.  

Daraus läßt sich schließen, daß das Verhalten des Menschen zum Teil durch Normen134 

geleitet wird.135 Diese Erkenntnis mag banal klingen, stellt jedoch für die Neoklassik ein 

Problem dar. Wenn es keine rationale Begründung für das Befolgen und für die Entste-

hung von Normen gibt, wird damit das "Rationalitätsaxiom" in Frage gestellt. Es reicht 

dann nicht mehr aus, über  Präferenzen nur anzunehmen, daß "mehr besser ist als 

weniger".136 

Bei der spieltheoretischen Untersuchung der Frage, ob es grundsätzlich kollektiv stabile 

Strategien gibt137 - d.h. Strategien, die, sind sie erst einmal etabliert, von einzelnen Indi-

viduen ("Mutanten") nicht verdrängt werden können -, stellt sich heraus, daß dies grund-

sätzlich für die Strategie "Nie kooperieren" und für die Strategie "Tit for Tat" gilt.   

 

Die "Tit for Tat-Strategie" sieht vor, im ersten Spiel kooperativ zu spielen und in allen 

weiteren Durchgängen die Strategie zu wählen, die der Gegenspieler im vorausgegange-

nen Durchgang spielte.138 

Auch wenn ein "Tit for Tat-Spieler" den kürzeren zieht, wenn er auf  jemanden trifft der 

nicht kooperiert, so ist diese Strategie doch kollektiv stabil, da, wenn alle Mitglieder 

                                                
132Bonus, H., Umweltschutz und öffentliche Güter, 1980, S. 17. 
133Es wurden unzählige Experimente von verschiedenen Fachrichtungen durchgeführt, die das soziale 

Dilemma simulieren sollten. 
134Normen sind sozial definierte und sanktionierte Handlungs-, Seins- und Denkweisen, vgl. Boudon, 

R./Bourricaud, F., Soziologische Stichworte, 1992, S. 355-362. 
135Altruistische Präferenzen als Ursache lassen sich auch ausschließen, da ein rationaler Altruist auch 

keinen Beitrag leisten würde, da dieser Beitrag definitonsgemäß keine Auswirkung hat. 
136Laut  Weimann bieten die Konzepte von RAWLS, HARSANYI und KANT zwar Antworten auf die Frage, 

welche Normen "vernünftige" oder zumindest rationale Individuen zur Verhaltenssteuerung der 
Gesellschaftsmitglieder wählen würden. Sie liefern jedoch keine Erklärung für das Entstehen von 
Normen, vgl. Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 72f. 

137Um dies herauszufinden, werden mehrstufige Spiele mit endlicher und unendlicher Wiederholung 
untersucht. 

138Verkürzt gesagt: "Wie du mir - so ich dir". 
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einer Population diese Strategie anwenden, sich ein einzelner Mutant nicht mehr durch-

setzen kann.139 

 

Damit wäre auch spieltheoretisch der bekannte Sachverhalt nachgewiesen, daß Normen 

grundsätzlich soziale Dilemmata überwinden können. Eine rationale Begründung für das 

Entstehen von Normen liegt damit aber noch nicht vor.  

Nachdem WEIMANN  einige Erklärungsansätze durchdiskutiert, hält er die These für am 

wahrscheinlichsten, daß  

 
"die Entstehung von Normen als das Ergebnis eines sozialen Austauschprozesses zu begreifen 
[sind], in dem Menschen Beiträge zur Erstellung öffentlicher Güter leisten, um dadurch soziale 
Anerkennung zu finden"140.  

 

Hierbei bezieht WEIMANN sich auf ein Modell von HOLLÄNDER. Durch die Einführung 

einer Präferenz für soziale Anerkennung  kommt HOLLÄNDER zu dem Ergebnis, daß die 

Individuen unter bestimmten Bedingungen ihren Nutzen gerade dann maximieren, wenn 

sie auf die Trittbrettfahrer-Option verzichten. Voraussetzung für ein solches soziales 

Gleichgewicht ist   

 
"neben einer hinreichend niedrigen Statusorientierung, die emotionale Fähigkeit der Menschen, 
Anerkennung zu vermitteln und in ihrem eigenen Verhalten von der Anerkennung anderer ab-
hängig zu sein. Es kann also durchaus Situationen geben, in denen es nicht zu freiwilligen Bei-
trägen kommt, in denen Kooperation nicht stattfindet"141. 
 

Im Umweltbereich scheint letzteres sehr verbreitet zu sein. Zwar ist das Umweltbewußt-

sein anerkanntermaßen groß, umweltbewußtes Handeln beschränkt sich allerdings nur 

auf Randbereiche. Es werden zwar Joghurtbecher ausgewaschen, aber wenn es darum 

geht, auf das Auto zu verzichten, schaffen dies nur wenige.  

In wirklich harten Kernbereichen der Umweltproblematik scheint das soziale Dilemma 

vorherrschend zu sein.142   

 

Daher stellt sich die Frage, ob der Staat uns aus diesem Dilemma befreien kann. 

 

WEIMANN faßt seine Diskussion hierüber so zusammen: 

                                                
139Interessanterweise kommt die tierische Verhaltensforschung zu ähnlichen Ergebnissen, vgl. dazu: 

Wickler, Wolfgang/Seibt, Uta: Das Prinzip Eigennutz. Zur Evolution sozialen Verhaltens, München 
1991. 

140Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 83. Soziale Anerkennung kann dabei auch als positive 
Sanktion und unterbliebene Anerkennung (oder schlimmeres) als negative Sanktion bezeichnet 
werden. 

141Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 87. 
142Siehe auch Anhang 4: Die Tücken des Umweltbewußtseins. 
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"Insgesamt fällt damit die Beurteilung staatlicher Eingriffe zwiespältig aus. Auf der einen 
Seite entstehen durch sie Kosten und Nutzeneinbußen in einem nicht zu unterschätzenden 
Ausmaß. Auf der anderen Seite jedoch sind sie immer dann die Ultima ratio, wenn freiwillige 
Kooperation, aus welchen Gründen auch immer, nicht entsteht. Letzteres scheint im 
Zusammenhang mit der Umweltproblematik eher die Regel denn die Ausnahme zu sein.  
Wir wissen noch sehr wenig darüber, wie Kooperation zustande kommt, aber eines dürfte 
feststehen: wie auch immer der Prozeß aussieht, an dessen Ende rationale Individuen freiwillig 
Beiträge zur Erstellung öffentlicher Güter leisten, es ist ein Prozeß, der viel Zeit beansprucht. 
Alles deutet darauf hin, daß Kooperation nicht spontan entsteht.  
Die Lösung vieler Umweltprobleme erlaubt jedoch keinen Aufschub. Letztendlich kommt man 
daher auch aus ökonomischer Sicht nicht umhin, zuzugestehen, daß staatliches Handeln not-
wendige Bedingung für eine Lösung dieser Probleme ist.  
Dennoch sollte man sich bei der Diskussion der Möglichkeiten und Grenzen solchen Handelns 
jederzeit der Tatsache bewußt sein, daß der Staat keine erstbeste Lösung erreichen wird und 
mit seinem Eingreifen Kosten verbunden sind, die vermeidbar wären, käme es zu freiwilliger 
Kooperation."143

  

 

Bis jetzt wurde implizit die plausible Annahme getroffen, daß die Individuen an der Er-

stellung des öffentlichen Gutes Umweltqualität selbst interessiert sind und "nur" durch 

das Vorliegen eines sozialen Dilemmas die Menge des tatsächlich erstellten öffentlichen 

Gutes zu gering ist. 

Die Frage aber, ob rationale Individuen überhaupt daran interessiert sind, das öffentliche 

Gut "Erhaltung der Lebensgrundlagen für künftige Generationen" nachzufragen, bereitet 

der Neoklassik große Kopfzerbrechen. Innerhalb dieser Arbeit ist es leider nicht möglich, 

diese Diskussion nur einigermaßen zufriedenstellend darzustellen. 

Trotzdem darf diese Fragestellung nicht unerwähnt bleiben, da sie die zentrale Problema-

tik ausmacht. Die neue Dimension der heutigen Umweltprobleme liegt gerade darin, daß 

wir die Fähigkeit besitzen, die Lebensgrundlagen zukünftiger Generationen nachhaltig zu 

zerstören. Die Frage bleibt m.E. jedoch offen, ob die menschliche Fähigkeit, Verantwor-

tung für sein Tun zu übernehmen, mit den technischen Fähigkeiten Schritt halten kann.144 

 

HAMPICKE hat m.E. aus neoklassischer Sicht ein sehr interessantes Buch über dieses 

Thema geschrieben, dessen Ergebnisse ich kurz referieren will.  

Nach ausführlichen philosophischen, ethischen und umweltökonomischen Überlegungen, 

wobei HAMPICKE nach eigener Aussage aber immer auf dem Boden der Neoklassik 

bleibt, kommt er zu folgendem Schluß: 

 

                                                
143Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 92. Ein interessantes Beispiel ist in diesem Zusammenhang, 

daß die Bereitschaft, Blut zu spenden, zurückging, als dazu übergegangen wurde Blutspenden  zu 
bezahlen. Der Verlust an sozialer Anerkennung war vielleicht größer als der materielle Anreiz; vgl. 
Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 87. 

144Das gilt ebenso für die Beherrschung der Atombombe, die Fragen der Gentechnik, des 
Informationszeitalters etc.  
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"Sind universelle Ehrlichkeit und Fairneß vorhanden, so funktioniert die individualistische 
Modellgesellschaft, und an die Zukünftigen wird gedacht.  
Fehlen beide, so zerfällt das System schon intragenerationell. Das Ergebnis ist, daß die indivi-
dualistische Gesellschaft die Rechte künftiger Menschen achtet."145 

 

HAMPICKE behauptet natürlich nicht, daß reale bürgerliche Gesellschaften dem Bild der 

individualistischen Modellgesellschaft entsprechen.  

Sein Ergebnis lautet vielmehr, daß nur individualistische Gesellschaften, in denen Ge-

rechtigkeit herrscht und rational mit Kollektivität umgegangen wird, langfristig überleben 

werden.  

Er geht davon aus, daß dies nur möglich ist, wenn die Menschen  KANT bis zu einem ge-

wissen Grad folgen, indem sie sich KANTs Prinzip der Verallgemeinerung zu eigen ma-

chen und sich sagen, daß sie theoretisch das Opfer eines Regelübertritts werden könnten. 

Dies hätte Gerechtigkeit und Normentreue zur Folge, was fundamentaler Bestandteil für 

die Überlebensfähigkeit von menschlicher Zivilisation ist. Die individualistische Mo-

dellgesellschaft sei dazu grundsätzlich in der Lage.  

  

Faßt man die letzten beiden Abschnitte zusammen, so kann gesagt werden, daß es auf 

hohem theoretischem Niveau zu einer Konsolidierung der Umweltökonomie gekommen 

ist. Die Umweltökonomie kann sich in sehr differenzierter Weise an der Diskussion 

beteiligen, welche Institutionen besser geeignet sind, ein bestimmtes Umweltziel zu 

erreichen. Dem Staat fällt dabei eine bedeutende Rolle zu.  

Die Frage, mit welchem konkreten Instrumentarium der Staat tätig werden soll, läßt sich 

auf dieser Ebene allerdings noch nicht beantworten, da pretiale Instrumente ihre pareto-

effiziente "Unschuld" verloren haben. Preisinstrumente müssen daher erst beweisen, daß 

sie gegenüber den anderen Instrumenten, die dem Staat zur Verfügung stehen, 

komparative Vorteile aufweisen können. Kosteneffizienz alleine genügt nicht.146    

 

 

2.2.4 Die mißverstandene Ökonomie - Ökonomen zwischen Umweltschützern und    

politischem Aktionismus 

 

Neben der im obigem Abschnitt schon öfter angesprochenen theoretischen 

Überzeugungsschwäche der Umweltökonomie hat sie auch Schwierigkeiten, ihre 

Sichtweise gegenüber emotional geprägten Überzeugungen von Umweltschützern und 

den Interessen der Politik durchzusetzen. 

 

                                                
145Hampicke, U., Ökologische Ökonomie, 1992, S. 357. Der intragenerationelle Zerfall wird auch als 

Rückfall in regellose Urzustände (Hobsche Dschungel) bezeichnet. 
146Siehe Abschnitt 2.3 "Instrumentenanalyse". 
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Viele Umweltschützer lehnen es ab, sich sozusagen durch das Bezahlen eines Preises für 

Umweltnutzung moralisch freikaufen zu können. Umweltnutzung würde damit legalisiert 

und  zu einem Umweltnutzungsrecht. 

Außerdem würde eine Monetarisierung des Umweltschutzes das Eigennutzdenken 

fördern und noch mehr sämtliche aus Sicht des Gemeinschaftsinteresses nötigen 

Korrektive verdrängen. "Handlungsmotivationen wie Solidarität und Kooperation, die 

einen hohen sozialen Stellenwert in den Präferenzen der Individuen haben, würden 

entwertet."147 

 

Nach dem Modell von HOLLÄNDER, der Präferenzen für soziale Anerkennung unterstellt, 

wäre dieser Vorwurf berechtigt. Es besteht sicher die Gefahr, daß, ähnlich dem mittelal-

terlichen Ablaßhandel, die Bürger - haben sie erst einmal ihren Obolus bezahlt - mit rei-

nem Gewissen (mehr) Auto fahren und ein freiwilliger Verzicht unterbleibt. 

Dem muß allerdings gegenübergestellt werden, daß das oben dargestellte soziale Di-

lemma bei Umweltgütern aufgrund fehlender sozialer Kontrolle in der heutigen Massen-

gesellschaft und aufgrund fehlender konsistenter Umweltnormen148 sehr dominant ist.  

Es ist auch zu fragen, ob es wünschenswert ist, daß umweltgerechtes Verhalten nur 

durch soziale Alltagsnormen herbeigeführt wird. Bei jeder alltäglichen Entscheidung 

müßten die eigenen Interessen mit denen der Mitmenschen und der zukünftigen 

Generationen abgewogen werden, wobei die soziale Kontrolle Ausmaße annehmen 

könnte, die in einer freiheitlichen Gesellschaft nicht mehr tolerierbar wären. 

Daneben müßten sich die Konsumenten eine Unmenge an Informationen über alle 

Produkte des täglichen Lebens beschaffen und verarbeiten, um das Konsumverhalten 

ökologisch auszurichten. 

 

Auch die meisten Umweltschützer sehen diese Problematik und fordern daher von der 

Politik, daß Emitenten Vorschriften nach dem "Neuesten Stand der Technik" gemacht 

werden sollen.  

Diese Forderung entspricht auch der Intuition. Es ist nicht einfach einzusehen, warum es 

für die Umwelt besser sein soll, wenn aus einem rauchenden Schornstein mehr heraus-

kommt als technisch nötig sein müßte, wie dies bei Umweltabgaben der Fall sein kann. 

                                                
147Bärsch, J./Frank, J., Kollektive Verwaltung versus ökologische Selbstbestimmung, 1985, S. 152; siehe 

auch Anhang 3: Egoismus und Umweltschutz. 
148Es ist sehr schwer, konsistente Umweltnormen aufzustellen. Z.B. werden Mehrwegflaschen propagiert 

- aber leider enthalten viele Verschlüsse dieser Flaschen PVC, das wieder nach Aussage von 
Umweltverbänden vermieden werden sollte. Was ist besser: Kunststoffenster oder Holzfenster, die 
regelmäßig lackiert und abgebeizt werden müssen? etc. Siehe auch Anhang 4: Die Tücken des 
Umweltbewußtseins. 
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Durch Emissionsstandards wie dem "Stand der Technik"  wird aber faktisch ebenfalls ein 

Umweltnutzungsrecht in Höhe der Restemissionen zugewiesen, das aber im Gegensatz 

zu Emissionsabgaben kostenlos ist. 

 
"Damit entpuppt sich die naturalistische Position als ein einziges Mißverständnis. Sie ist 
bereit, Effizienzeinbußen zu tolerieren, um dadurch ein ethisches Prinzip zu wahren, und 
übersieht dabei, daß sie damit diesem Prinzip erheblich mehr Schaden zufügt."149 

 

In einer Gesellschaft, in der Preise fast die gesamte Güterproduktion lenken und es dabei 

aufgrund von "falschen" Preisen zu erheblichen Fehlallokationen auf  Kosten der Umwelt 

kommt, kann auf  ökonomische Instrumente im Umweltschutz nicht verzichtet werden. 

Für BONUS hat zudem der Preis eine eminente  gesellschaftliche Funktion: 

 
"Indem die Marktwirtschaft Kollisionen zwischen Eigennutz und Gemeinnutz abfängt, enthebt 
sie den einzelnen einer Konfrontation in der er zwangsläufig unterliegen müßte; und indem sie 
ihm die Möglichkeit einräumt, die wirtschaftliche Verantwortung seiner Entscheidung selbst 
zu tragen, schafft sie den Freiraum für individuelle Entfaltung  inmitten einer Massengesell-
schaft."150 

 
BONUS sei grundsätzlich rechtgegeben. Zwei Einschränkungen halte ich allerdings für an-
gebracht. 
 

(1) Nicht alle Bereiche des Lebens lassen sich monetarisieren. Die Gesellschaft bleibt auf 

Kooperationsbereitschaft angewiesen. Joghurtbecher auszuwaschen und dann in den 

richtigen Behälter zu werfen, läßt sich nicht bezahlen und nicht kontrollieren - um ein 

banales Beispiel zu wählen. Allgemein: Ohne daß tagtäglich soziale Dilemmata auch 

überwunden werden und soziale Anerkennung für Kooperationsbereitschaft gestiftet 

wird, kann eine Gesellschaft nicht funktionieren. 

 

(2) Bewußtseinsbildung bleibt weiterhin wichtig - auch um zum Beispiel gesellschaftliche 

Akzeptanz für pretiale Instrumente im Umweltschutz zu gewinnen.  

 Um so mehr wäre dies für eine ökologische Steuerreform nötig, die u.U. in Zeitdi-

mensionen von 30-40 Jahren denkt, um die natürlichen Existenzgrundlagen für zu-

künftige Generationen zu sichern.  

 Moralisches Handeln kann in Anbetracht der Größe der Aufgabe nicht aus dem 

"Lösungskatalog" gestrichen werden. Langfristig ist der Mensch darauf angewiesen, 

daß seine moralischen Fähigkeiten mit seinen technischen Fähigkeiten mitwachsen. 

 

                                                
149Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 156. 
150Bonus, H., Umweltschutz und öffentliche Güter, 1980, S. 21. 
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Festzustellen ist aber, daß in den 80er Jahren sich die Ansichten über umweltökonomi-

sche Instrumente bei Umweltschützern grundlegend geändert haben.  

Bei den großen Umweltverbänden hat sich die Situation sogar umgekehrt. Alle fordern  

mittlerweile Umweltabgaben als zusätzliches Instrument der Umweltpolitik. Die Studie 

von BINSWANGER wurde als Publikation des "Bundes für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e.V." herausgegeben, und dieser Umweltverband vertritt seitdem offensiv 

dieses Konzept.151  

 

Folgendes Zitat von NUTZINGER, der Mitautor der Binswangerstudie war, zeigt auf ironi-

sche Weise, was dieser Abschnitt aussagen wollte: 

 
"Die Rezeption unserer Studie war überwiegend freundlich, aber es gab zwei Arten von ableh-
nenden Stellungnahmen. Die eine kam von seiten der Industrie, die uns vorwarf, unsere Studie 
stehe in einer Reihe von Publikationen, die sämtlich den Ausstieg aus der Industriegesellschaft 
forderten, und schon deswegen seien diese Vorschläge nicht praktikabel. 
Just zum selben Zeitpunkt flatterte mir eine Besprechung einer linken Zeitschrift auf den 
Schreibtisch, und da wurde aus der Lektüre unseres Buches genauso schlüssig bewiesen, es 
handle sich um einen schamlosen Versuch, die Industriegesellschaft bis an ihr kapitalistisches 
Extrem zu treiben, einen Versuch, der aus der Propagandaabteilung der Arbeitgeberverbände 
stammen könnte.  
Ich habe mir den Spaß gemacht und jeweils die eine Besprechung dem jeweils anderen Rezen-
senten geschickt mit der ironischen Bitte um Aufklärung: Ich sei ganz verwirrt, was wir denn 
nun eigentlich wirklich gefordert hätten? Einstieg oder Ausstieg aus der Industriegesellschaft? 
Der "linke" Rezensent antwortete gar nicht, der "rechte" mit der Bemerkung, seine Kritik sei 
jedenfalls viel höflicher gewesen."152 

   

Anfangs hatten umweltökonomische Rezepte Schwierigkeiten, bei Umweltschützern 

positiv aufgenommen zu werden. Aber auch bei der Politik war das lange der Fall. Ein 

wesentlicher Grund dürfte sein, daß die Politik sichtbare Erfolge braucht, die auch 

zurechenbar sein müssen.153 Dies verleitet zu einem Aktionismus, der die Einweihung 

einer großtechnischen Entschwefelungsanlage allemal attraktiver macht, als die Einfüh-

rung umweltökonomischer Instrumente.  

Allerdings kann man zur Entlastung der Politik vorbringen, daß die Umweltökonomie 

nicht rechtzeitig  überzeugende und praktikable Vorschläge zur Verfügung hatte.  

Als der politische Handlungsdruck bereits zu instrumentellen Entscheidungen zwang, 

war die Umweltökonomie noch in einer aus wissenschaftlicher Sicht unerläßlichen 

theoretischen und akademischen Diskussion über das "richtige" Grundkonzept befangen. 

Die Diskussion, die letztlich ihre Wurzeln in unterschiedlichen Vorstellungen über die 

wirtschaftspolitische Funktion des Staates und über den Gutscharakter der Umwelt hatte 
                                                
151Siehe entsprechende Publikationen wie BUNDargumente, Umwelt(-)Steuern, 1990. 
152Nutzinger, H.G., Was leistet die Wirtschaftswissenschaft?, 1986,  S. 155. 
153Vgl. Dietz, F./Straaten, Jan van der, Umweltökonomie auf dem Prüfstand, 1991, S. 253 und Gawel, 

E., Mischinstrumentelle Strategie, 1992, S.273. 
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und immer noch hat, war für den Fachfremden vielfach nicht nachvollziehbar. Sie ließen 

insbesondere jeden Bezug zu den immer drängender werdenden konkreten Problemen 

des Umweltschutzes vermissen.  

In der umweltökonomischen Kontroverse hat zwar in den letzten Jahren eine gewisse 

"Befriedung" stattgefunden, jedoch auf einem so hohen theoretischen Niveau, daß 

praxisnahe umweltpolitische Handlungsempfehlungen nach wie vor die Ausnahme 

bilden.154  

So wurde der ordnungsrechtliche Rahmen so weit ausgebaut und perfektioniert, daß es 

der Umweltökonomie nunmehr schwerfällt, eine grundsätzlich andere Denkweise bei den 

Entscheidungsträgern einzuführen, die teilweise seit über 20 Jahren Umweltpolitik be-

treiben.  Besonders bei der Bürokratie tritt dieses Problem zu Tage, da zum größten Teil 

Führungspositionen mit Juristen besetzt sind und daher von vornherein eine Affinität zum 

Ordnungsrecht besteht.155 

 

 

2.3 Instrumentenanalyse 

 

HANSJÜRGENS gibt folgende Begründung für eine breiter angelegte Instrumentenanalyse, 

die über die Standardansätze hinausgeht: 

 
"Sowohl der Pigou-Ansatz als auch der Standard-Preis-Ansatz sind ... für eine handhabbare 
Umweltpolitik nur begrenzt geeignet. Der Pigou-Ansatz scheidet als umweltpolitische 
Strategie wegen seiner Informationsprobleme als praktikabler Ansatz gänzlich aus, der 
Standard-Preis-Ansatz verlagert das Problem der Zielformulierung in die Politik, indem der 
ŕichtigé  Steuersatz von dort exogen vorgegeben wird. Dabei ist zu beachten, daß die Politik 

die erforderlichen Informationen häufig nicht zur Verfügung stehen hat. Es ist auch fraglich, 
ob sie diese Informationen überhaupt in Erfahrung bringen kann.  
Wenn die theoretischen Ansätze zur Konzeption von Umweltabgaben nicht in vollem Umfang 
befriedigen können, so bleibt für die Umweltpolitik eine pragmatische Vorgehensweise: Sie 
muß bestimmte Gestaltungskriterien für den Einsatz umweltpolitischer Instrumente festlegen 
und überprüfen, inwieweit die einzelnen Instrumente mit diesen Kriterien übereinstimmen. 
Dies richtet den Blick auf die komparativen Vorteile von Umweltabgaben im Verhältnis zu 
anderen umweltpolitischen Instrumenten."156

  
 

Dabei kann die Internalisierungsdiskussion in der Umweltökonomie leicht den Eindruck 

erwecken, daß dem Staat eigentlich nur sehr wenige Instrumente zur Verfügung stehen. 

Tatsächlich hat er allerdings eine unüberschaubare Anzahl von Eingriffsmöglichkeiten 

und Instrumenten. Die Abb. 11 gibt darüber eine groben Überblick. Jedes aufgeführte 

                                                
154Vgl. Hansmeyer, K-H., Umweltpolitik, 1990, S. 12. 
155Vgl. Ludwig-Erhard-Stiftung, Neue Wege in der Umweltpolitik, 1984, S. 65. 
156Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 32. 
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Instrument läßt sich allerdings wieder nach unterschiedlichen Angriffspunkten des Instru-

ments differenzieren. 

 

Abb. 11: Gesamtüberblick über die umweltpolitischen Instrumentenkategorien 

 
Nichtfiskalische 
Instrumente 

Umweltpolitik mit 
öffentlichen Ausgaben 

Umweltpolitik mit 
öffentlichen Einnahmen 

·  Umweltauflagen 
·  Änderung rechtlicher 

Rahmenbedingungen  
·  Kooperationslösungen 
·  Bewußtseinsbildung 
·  Benutzervorteile 
·  Umweltplanerische 

Instrumente 

·  Direkter öffentl. Umwelt-
schutz mit Gebühren- und 
Beitragsfinanzierung 

·  Direkter öffentlicher 
Umweltschutz mit 
Steuerfinanzierung 

·  Umweltbewußte staatliche 
Beschaffungspolitik 

·  Induzierung umweltverbes-
sernder (privat-)wirt-
schaftlicher Aktivitäten 

·  Forschungs- und 
Entwicklungsförderung 

·  Finanzierung des institu-
tionellen Umweltschutzes 

·  Umweltlizenzen 
·  Umweltabgaben 

Quelle: In Anlehnung an Wicke, Umweltökonomie 1989, S. 166 und S. 169 

 

Das Instrument der Umweltauflagen in der Kategorie der nichtfiskalischen Instrumente 

läßt sich folgendermaßen aufgliedern: 

 

Abb. 12: Die verschiedenen Ansatzpunkte von Umweltauflagen 

 
Emissionsauflagen Auflagen für 

Produktionsverfahren 
Produktionsauflagen 

·  Produktnormen 
   z.B. Katalysator 
·  Reduzierungsauflagen 
·  Emissionsnormen 
   z.B. Emissionsgrenzwerte 

der TA-Luft 

·  Inputauflagen 
   z.B. Verwendung 

schwefelarmen Heizöls 
·  Prozeßnormen (anzu-

wendende Technologie) 

·  Mengenlimitierung 
·  Produktionseinstellung 
·  Ansiedlungsverbote 

Quelle: In Anlehnung an Wicke, Umweltökonomie, 1989, S. 169 

 

In dieser Arbeit werden allerdings nur zwei Instrumente genauer betrachtet, die in der 

umweltökonomischen Debatte in einer gewissen Konkurrenz zueinander stehen. Es han-

delt sich dabei um das nichtfiskalische Instrument der Umweltauflagen und um Umwelt-

abgaben/Umweltlizenzen (Umweltpolitik mit öffentlichen Einnahmen). 
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Ein aktuelles Beispiel soll verdeutlichen, daß die Bipolarität zwischen Auflagen und 

Umweltabgaben/Umweltlizenzen, die in der umweltökonomischen Diskussion 

anzutreffen ist, die Vielfalt der Möglichkeiten in der Realität verkürzt darstellt. 

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, welches die Bundesregierung im September 

1993 in den Bundestag eingebracht hat, hat zum Ziel, grundsätzlich die Verantwortung 

des Produzenten und des Konsumenten auf den gesamten Lebenszyklus von Produkten 

auszudehnen. Es handelt sich demnach um eine Änderung der rechtlichen 

Rahmenbedingungen. Hersteller und Vertreiber sollen durch Rücknahmeverpflichtungen 

mit den Verwertungs- und Entsorgungskosten konfrontiert werden.  Damit wird ein 

ökonomischer Anreiz geschaffen, Produkte so zu gestalten, daß Abfall vermieden wird 

oder eine gute Verwendung und Verwertung möglich ist. Es handelt sich also im 

Grundsatz um integrierten Umweltschutz. Diese Regelung ist aber nur wirksam, wenn 

die einfache Beseitigung (Verbrennen oder Vergraben) erschwert wird. Die 

Bundesregierung hat dabei beim Hausmüll im Abkommen mit dem Dualen System 

Deutschland auf Auflagen gesetzt, indem sie bestimmte Verwertungsquoten festgesetzt 

hat. Möglich wäre es aber auch, die Beseitigung durch Umweltabgaben zu verteuern 

(z.B. höhere Deponie- und Verbrennungsgebühren etc.). Dieses Beispiel sollte deutlich 

machen, wie die verschiedenen Instrumente in der Praxis ineinandergreifen können.  

 

Trotzdem will ich ebenfalls nur Auflagen und Umweltabgaben/Umweltlizenzen gegen-

überstellen. Einerseits, weil eine ausführlichere Diskussion an dieser Stelle nicht möglich 

ist, andererseits, weil die Analyse der komparativen Vorteile zwischen diesen In-

strumenten besonders auch für die Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform  rele-

vant sind und diese Vereinfachung wichtige Strukturen offenlegt. 

 

 

2.3.1 Umweltauflagen und eine erste Gegenüberstellung zu Preisinstrumenten 

 

Im Abschnitt 2.2.2 wurden mit dem Pigou- und dem Coase-Ansatz sowie mit den Stan-

dardansätzen die Grundidee der Umweltabgaben/Umweltlizenzen bereits erläutert. 

Darum möchte ich nun kurz die wichtigsten Merkmale der Auflagenpolitik darlegen und 

eine erste Gegenüberstellung zu Preisinstrumenten vornehmen. 

 

Umweltauflagen definiert WICKE folgendermaßen: 

 
"Umweltauflagen in Form von Ge- und Verboten sind direkte umweltbezogene Verhaltensvor-
schriften für Produzenten und sonstige die Umwelt beeinträchtigende Wirtschaftssubjekte, mit 
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denen die umweltpolitischen Instanzen ihre Zielvorstellungen durchsetzen wollen. Sie können 
als das ´klassisché  umweltpolitische Instrument bezeichnet werden."157 

 

Besonders eingehen möchte ich auf  Prozeßnormen, die beim Produktionsverfahren 

ansetzen. Hierbei handelt es sich um Bauart- bzw. Betriebsnormen, die auf  drei unter-

schiedliche Weisen definiert werden können: 

 

(1) Stand von Wissenschaft und Forschung 

 

 Es müssen die fortgeschrittenen Umweltschutz- und Sicherheitstechniken eingesetzt 

werden. Sie beziehen sich vor allem auf atomtechnische Anlagen. 

 

(2) Stand der Technik 
 
 "ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, 

der die praktische Eignung einer Maßnahme zur Begrenzung von Emissionen gesichert 
erscheinen läßt. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere 
vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die mit Erfolg im 
Betrieb erprobt sind"158. 

     

Wenn bei der Neuerrichtung von genehmigungsbedürftigen Anlagen,  

 
"die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, 
schädliche Umweltwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit ... 
zu gefährden, ... der Stand der Technik nicht eingehalten [wird], .. [ist] die Genehmigung 
zu versagen"159.  

 

Es ist auch möglich, bei Altanlagen den Stand der Technik durch sogenannte nach-

trägliche Anordnungen durchzusetzen. Allerdings muß  nach § 17 Abs. 2 Bundesim-

missionsschutzgesetz (BImSchGl.I S.880 i.d. Fassung v. 14. Mai 1990) der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit angewandt werden. In der Praxis hat das zur 

Folge, daß nachträgliche Anordnungen nur sehr schwer durchsetzbar sind.  

 

(3) Allgemein anerkannte Regeln der Technik 

 

 Im Gegensatz zum Stand der Technik, wo bereits ein erfolgreicher Einsatz genügt, 

muß hier das Verfahren weit verbreitet sein. 

 

                                                
157Wicke, L., Umweltökonomie, 1989, S. 169.  
158§ 3 Abs. 6 Bundes-Immisionsschutzgesetz (BImSchGl.I S. 880 i.d. Fassung v. 14. Mai 1990). 
159Wicke, L., Umweltökonomie, 1989, S.171. 



2 Umweltökonomie und ökologische Steuerreform                                             Seite 63 

Das Vorschreiben bestimmter Techniken kann als Emissionsstandardphilosophie ("Politik 

des individuellen Schornsteins") bezeichnet werden. Sie geht davon aus, daß der best- 

mögliche Umweltschutz erreicht wird, wenn den verschiedenen Typen von Emissions-

quellen die Einhaltung des ihr zugeordneten Emissionsstandards vorgeschrieben wird. 

Demgegenüber kann eine Politik, die nach den Standardansätzen arbeiten würde, als Po-

litik nach der Immissionsstandardphilosophie bezeichnet werden. Nach dieser Philoso-

phie soll die Politik Umweltqualitätsziele unabhängig vom Stand der Technik festsetzen.  

 

Die bundesdeutsche Praxis ist durch eine Mischphilosophie gekennzeichnet, die sowohl 

anlagebezogenen Immissionsschutz160 (Emissionsstandardphilosophie), als auch gebiets-

bezogenen Immissionsschutz (Immissionsstandardphilosophie) betreibt.161 Der gebietsbe-

zogene Immissionsschutz beruht auf Immissionsgrenzwerten für die wichtigsten Leit-

schadstoffe. Anhand dieser Grenzwerte gibt es drei Gebietsklassen: 

 

·  Belastungsgebiete: Dort werden Immissionsgrenzwerte überschritten oder es liegt 

eine besondere Belastungssituation vor. 

·  Normalluftgebiete: Die Immissionsgrenzwerte werden deutlich unterschritten. 

·  Schutzgebiete: sollen dort eingerichtet werden, wo austauscharme 

Wetterbedingungen vorliegen oder die Natur besonders schutzwürdig ist. 

 

Für Belastungsgebiete162 ist das jeweilige Bundesland gehalten, Luftreinhaltepläne aufzu-

stellen, die als wichtigsten Bestandteil einen Maßnahmeplan enthalten sollen, der auf-

zeigt, wie die Immissionsgrenzwerte wieder unterschritten werden können. Die Maßnah-

men können bis zu Ansiedlungsbeschränkungen und Stillegungen gehen, wobei aber bei 

Altanlagen wiederum das Verhältnismäßigkeitsprinzip anzuwenden ist.  

Eine Kurzbewertung der deutschen Luftreinhaltepolitik kommt zu dem Ergebnis, daß 

Altanlagen schwer "in den Griff" zu bekommen sind, da die Betriebe sich nachträglichen 

Anordnungen durch einen Widerspruch mit dem Hinweis auf technische Unmöglichkeit 

oder auf "Unverhältnismäßigkeit" zumindest bis zum Ende eines möglichen Rechtsstreits 

entziehen können. Da die Behörden Rechtsstreitigkeiten aus dem Weg gehen wollen, ist 

die dynamische Sperrspitze des BImSchG stumpf.163 

Bei Neuanlagen oder nachträglichen Anordnungen muß die Genehmigungsbehörde u.U. 

auf die Suche nach dem "Stand der Technik" gehen und versuchen zu beweisen, daß 

                                                
160Dieses Element aus dem BImschG hat eine lange Tradition und geht zurück auf die preußische 

Gewerbeordnung von 1845; vgl. Dreyhaupt, F.J., Umweltpolitische Strategien, 1988,  S. 62. 
161Außerdem gehören dazu noch der produkt- und verkehrsbezogene Immissionsschutz. 
162Die Einrichtung von Belastungsgebieten ist jedoch Ermessensfrage des jeweiligen Bundeslandes. 
163Vgl. Wicke, L., Umweltökonomie, 1989, S. 190. 



2 Umweltökonomie und ökologische Steuerreform                                             Seite 64 

diese einsatzfähig ist. Dabei sind sie auf den Sachverstand der Experten in den 

Wirtschaftsverbänden und Unternehmen angewiesen.  

In der Praxis kommt es daher häufig zu einem "Bargaining-Prozeß", der eine Dominanz 

des gesetzlich nicht vorgeschriebenen Instruments der Absprache gegenüber der behörd-

lichen Anordnung bewirkt.164 

 

Aus diesen Gründen wird in der deutschen Umweltpolitik über ein Vollzugsdefizit ge-

klagt, das weitgehende Gesetze und zahlreiche Verordnungen konterkariert.165 

 

Umweltabgaben spielen in der bundesdeutschen Umweltpolitik, mit Ausnahme der Ab-

wasserabgabe, keine Rolle. 

1985 wurde allerdings im BImSchG eine Kompensationsregel rechtlich verankert und in 

die Novelle zur Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA-Luft) eingefügt. 

Sie besagt, daß eine nachträgliche Anordnung unterbleiben kann, wenn 

Ausgleichsmaßnahmen beim Betreiber oder bei einem Dritten ein Mehr an 

Schadstoffverminderung erbringt.   

Damit hat die Bundesregierung das nachvollzogen, was in den USA mit dem "Clean-Air-

Act" schon 1971 begonnen wurde. Ziel dieser Politik ist in erster Linie aber nicht mehr 

Umweltschutz, sondern weniger Kosten und Schaffung von Wachstumsspielräumen in 

Belastungsgebieten. Die Konzeption von Zertifikatsmärkten, die hinter dieser Kompensa-

tionsregel steht, wird damit aber bei weitem nicht umgesetzt. 

Im Vergleich zu Umweltabgaben/Umweltlizenzen läßt sich die Kritik an der Auflagenpo-

litik stichwortartig folgendermaßen zusammenfassen: 

 

·  Ist einmal ein Emissionsniveau genehmigt, besteht kein Anreiz mehr zu dessen Sen-

kung. Betriebswirtschaftlich ist meist eine Ausschöpfung des genehmigten 

"Emissionsrechts" optimal. 

·  Daraus resultiert, daß dann kein Anreiz mehr besteht umweltfreundlichere Technolo-

gien zu entwickeln, den Produktionsprozeß zu optimieren, Inputfaktoren zu 

substituieren oder das Produkt zu verändern. Oft besteht sogar ein entgegengesetzter 

Anreiz. Um zu verhindern, daß bei Neu- oder Erweiterungsinvestitionen eine teuere 

Technologie eingesetzt werden muß, werden Innovationen zurückgehalten oder nicht 

gefördert. In der Literatur gibt es für diesen Vorgang folgende griffige 

                                                
164Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 56; Müller-Witt, Öko-Steuern, 

1989, S. 274-278; Maier-Rigaud, G., Umweltpolitik und Marktwirtschaft, 1980, S. 342. 
165Siehe auch Anhang Nr. 5: Vollzugsdefizit und Preisinstrumente. 
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Bezeichnungen: "Schweigekartell der Oberingenieure", "Zunftsolidarität", 

"Strukturkonservierungseffekt".166 

·  Auflagen induzieren i.d.R. End-of-pipe-Technologien, also nachsorgenden Umwelt-

schutz. 

·  Auflagen haben grundsätzlich eine geringe Effizienz, da unterschiedliche 

Kostenstrukturen nicht berücksichtigt werden. 

·  Begriffe wie "wirtschaftliche Zumutbarkeit" oder "Stand der Technik" eröffnen be-

sonders Großunternehmen die Möglichkeit der Einflußnahme.167 

·  In Belastungsgebieten wird der Strukturwandel gebremst, da neue 

Emissionsgenehmigungen auch für modernste Technologien nur schwer erteilt 

werden können.168 

·  Die Auflage "Stand der Technik" für Neuanlagen und Erweiterungen führt zur 

Verlängerung der Lebensdauer von Altanlagen, da an sie die Emissionsrechte gebun-

den sind und sich die Nutzung von Altanlagen tendenziell länger lohnt.169 

 

Überspitzt ausgedrückt, führen Auflagen zu einer verkehrten Welt: Bürokraten suchen 

nach dem neuesten Stand der Technik und Unternehmer haben ein Interesse daran, Inno-

vationen zu verhindern. 

 

 

2.3.2 Umweltökonomische Bewertung umweltpolitischer Instrumente und Aspekte 

der Übertragbarkeit auf  Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform 

 

In der Literatur gibt es unzählige Vorschläge dazu, nach welchen Kriterien Instrumente 

der Umweltpolitik bewertet werden sollten. Für diese Arbeit habe ich den Kriterienkata-

log von KNÜPPEL herangezogen, da er m.E. die wichtigsten fünf klassischen Kriterien 

enthält und die Bewertung in eine sehr plastische Form gebracht hat. Um dies zu errei-

chen, bedient sich KNÜPPEL des "WORK-Verfahrens". Die umweltpolitischen 

Instrumente werden hierzu als Spaltenvektor Ui dargestellt, wobei die 

Vektorkomponenten die fünf Bewertungskriterien repräsentieren. Um die Möglichkeit zu 

haben, Instrumente in bezug auf ein konkretes Umweltproblem zu bewerten, wird 

außerdem ein Wichtungsvektor G eingeführt. Dies ist sinnvoll, da z.B. bei einem 

Umweltproblem, bei dem schnelle Gefahrenabwehr nötig ist170, das Kriterium der 

                                                
166Vgl. Weimann, J., Umweltökonomik, 1991, S. 193; Fischer, M., Industrielle Expansion und 

ökologisches Gleichgewicht, 1988,  S. 313; Kabelitz, K.R., Flexible Steuerungsinstrumente, 1983,  S. 
14; Klemmer, P., Gesamtwirtschaftliche Effekte, 1991,  S. 138. 

167Vgl. Klemmer, P., Gesamtwirtschaftliche Effekte,  1991, S. 139. 
168Vgl. Bonus, H., Ökologischer Rahmen, 1979,  S. 144. 
169Vgl. Bonus, H., Marktwirtschaftliche Instrumente, 1984, S. 170. 
170Z.B. bei "Smog-Alarm" und damit direkter und bedrohlicher Gesundheitsgefährdung. 
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Geschwindigkeit der umweltpolitischen Zielerreichung eine höhere Gewichtung haben 

muß, als bei der Lösung struktureller Umweltprobleme. 
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Dabei ist 

 
"der normierte Nutzwert GTU .. ein Maß für die Eignung eines umweltpolitischen 
Instruments. Je mehr ein Instrument die Bewertungskriterien erfüllt, um so höher ist sein 
Nutzwert und um so mehr eignet es sich für den Einsatz in der umweltpolitischen Praxis"171. 

 

Die Abb. 13  zeigt ein Tableau, das Emissionsabgaben, Emissionsauflagen und Umweltli-

zenzen (Zertifikate) in der Luftreinhaltepolitik nach folgenden Kriterien bewertet: 

·  Genauigkeit der umweltpolitischen Zielerreichung 

·  Geschwindigkeit der umweltpolitischen Zielereichung 

·  Umweltökonomische Effizienz 

·  Marktwirtschaftliche Konformität 

·  Konformität mit dem Verursacherprinzip172 

 

KNÜPPEL läßt einige Kriterien außen vor, die von anderen Autoren als wichtig erachtet 

werden, so z.B. Verteilungsgerechtigkeit und politische Durchsetzbarkeit. Dies 

begründet er mit mangelnder Operationalisierbarkeit. Des weiteren versucht KNÜPPEL 

möglichst viele Kriterien unter andere Kriterien zu subsumieren.173   

 

Dabei sind die Gewichtungsfaktoren g1...g5 gleich 1 gesetzt. Damit wird angedeutet, daß 

sich die Bewertung im Hinblick auf ein konkretes Umweltproblem durchaus ändern kann. 

Nach diesem Verfahren werden in Abb. 14 auch Produktabgaben und Emissionsabgaben 

bewertet. 

 

Dieses Verfahren hat den Vorteil der Übersichtlichkeit. Es darf aber m.E. nicht 

übersehen werden, daß es sich letztendlich doch um eine subjektive Bewertung handelt. 

                                                
171Knüppel, H., Umweltpolitische Instrumente, 1989, S. 119. 
172Siehe Kapitel 3 "Ökologische Steuerreform und Prinzipien der deutschen Umweltpolitik". 
173Damit soll u.a. erreicht werden, daß die verbleibenden Kriterien voneinander unabhängig sind. 
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Nach Durchsicht der maßgeblichen einschlägigen Literatur174, kann das Ergebnis von 

KNÜPPEL allerdings als repräsentativ in der Umweltökonomie angesehen werden. 

 

Abb. 13: Bewertung umweltpolitischer Instrumente in der Luftreinhaltepolitik 
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Quelle: In Anlehnung an Knüppel, H.; Umweltpolitische Instrumente, 1989, S. 152 
 
Abb. 14: Bewertung von Emissionsabgaben und Produktabgaben 
 

 
 nicht genau

 langsam

 niedrig

 nicht konform

 nicht konform

 genau

 schnell

 hoch

 marktwirtschaftlich

 konform

 -5      -4      -3    -2      -1     0     +1    +2   +3   +4    +5

Gesamtbewertung: Emissionsabgaben: 2,5
Produktabgaben: 0

Genauigkeit der umwelt-
politischen Zielerreichung

Geschwindigkeit der umwelt-
politischen Zielerreichung

Umweltökonomische
Effizienz

Marktwirtschaftliche
Konformität

Konformität mit dem
Verursacherprinzip

Emissionsabgaben

Produktabgaben

 
 
Quelle: In Anlehnung an Knüppel, H., Umweltpolitische Instrumente, 1989, S. 150 
 

Auf die Frage, wie Vorschläge zu einer ökologischen Steuerreform einzuschätzen sind, 

geben die Tableaus von KNÜPPEL jedoch nicht immer eine befriedigende Antwort. Es 

wird sich zum Beispiel zeigen, daß die Bewertung der Genauigkeit der umweltpolitischen 

Zielerreichung sehr stark davon abhängt, wie das umweltpolitische Ziel definiert wird. 

Insbesondere dann, wenn das Kriterium des sozial- und wirtschaftsverträglichen ökologi-

schen Strukturwandels miteinbezogen wird, ergeben sich teilweise andere Ergebnisse als 

                                                
174Vgl. Siebert, H., Analyse der Instrumente, 1976; Endres, A., Umwelt- und Ressourcenökonomie, 

1985; Wicke, L., Umweltökonomie, 1989; Weimann, J., Umweltökonomik, 1991. 



2 Umweltökonomie und ökologische Steuerreform                                             Seite 68 

bei der sonst üblichen eher statischen Sichtweise. Aus diesem Grund möchte ich bei den 

einzelnen Instrumenten versuchen, nach den Zielen der Umweltpolitik zu differenzieren. 

 

2.3.2.1 Genauigkeit der umweltpolitischen Zielerreichung 

 

Auflagen wird gegenüber Abgaben häufig eine größere Zielgenauigkeit zugeschrieben, da 

ihre Wirkung im Gegensatz zu Abgaben relativ gut vorhersehbar ist.175  

Als Beispiel wird die Großfeuerungsanlagenverordnung angeführt, nach der innerhalb 

weniger Jahre Großkraftwerke weitgehend "entschwefelt" und "entstickt" wurden.  

Bei Abgaben bestehen dagegen Unsicherheiten über Reaktionselastizitäten176, Unsicher-

heit über die Art und Weise der Überwälzung der Abgabe177 und Unsicherheit darüber, 

ob nicht das Substitut ebenfalls umweltschädliche Wirkungen hat.  

Umweltlizenzen besitzen die größte Zielgenauigkeit, da das umweltpolitische Ziel direkt 

als Menge an Nutzungsrechten vom Staat vorgegeben wird. 

 

Diese Einschätzung ist einzuschränken, wenn von Umweltzielen ausgegangen wird, die 

mit heutigen Strukturen und Techniken sozial- und wirtschaftsverträglich nicht 

umgesetzt werden können. Auflagen können nur den Stand der Technik durchsetzen und 

haben dabei bereits große Probleme. Prozeßinnovationen und integrierte Technik lassen 

sich dagegen nicht durch Auflagen erreichen. 

Das gute Abschneiden von Auflagen bei der Genauigkeit der Zielerreichung ist also zu 

relativieren, da nur Ziele erreicht werden können, die innerhalb des Möglichkeitenraumes 

von Auflagen liegen.  

Innerhalb dieser Möglichkeiten zeigt die Großfeuerungsanlagenverordnung, daß bei Vor-

handensein eines entsprechenden politischen Willens auch schnelle Erfolge möglich sind. 

Dabei sind allerdings die Nachteile zu beachten, die durch den Einsatz von End-of-pipe 

Technologien entstehen.  

Als weiteres Negativbeispiel für das Wirken von Auflagen kann der Katalysator dienen. 

Trotz Katalysator sind die Stickoxid- und Kohlendioxidemissionen des Kraftfahrzeugver-

kehrs weiter angewachsen. Gründe dafür sind, daß die Kilometerleistung der Fahrzeuge 

weiter gestiegen ist, schneller gefahren wurde und neue Modelle aufgrund höherer PS-

Leistungen mehr Treibstoff verbrauchten. Außerdem führte der Katalysator zu einem  

besseren Gewissen beim (mehr) Auto fahren. Das umweltpolitische Ziel der 

Verringerung von Emissionen wurde verfehlt. Dies hätte u.U. erreicht werden können, 

                                                
175Vgl. auch Kabelitz, Flexible Steuerungsinstrumente, 1983, S. 33. 
176Substitutionselastizitäten, Preiselastizität der Nachfrage, Einkommenselastizität der Nachfrage 
177Z.B. Gefahr der Schrägüberwälzung bei Produktabgaben; vgl. Hansmeyer, K.-H., Abgaben und 

steuerliche Instrumente, 1987, S. 261-266. 
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wenn gleichzeitig auch die Treibstoffpreise durch eine Umweltabgabe erhöht worden 

wären.  

 

Aber auch Umweltabgaben können Innovationsanreize und damit eine Dynamisierung 

des technischen Standards nur leisten, wenn sie die "richtige" Höhe haben. Sind sie zu 

niedrig, lohnt sich die Investition in fortschrittliche Technik nicht und es wird 

vorgezogen, die Abgabe zu bezahlen. Ist die Abgabe zu hoch, entzieht sie den 

Wirtschaftssubjekten u.U. die finanziellen Spielräume, um zu investieren.178  

 

Dynamische Umweltabgaben könnten nach WEIZSÄCKER aus diesem Dilemma 

herausführen, da sie die nötigen zeitlichen Spielräume schaffen, um entsprechende 

Techniken und Verfahren zu entwickeln und die nötige Infrastruktur zu erstellen. Damit 

haben die Wirtschaftssubjekte die Möglichkeit zu reagieren und können hohen 

Umweltabgaben (wie z.B. 5 DM/l Benzin) mit Innovationen ausweichen.   

 

Wie die Abb. 14 zeigt, schneiden Produktabgaben bei der Bewertung der Zielgenauigkeit 

besonders schlecht ab. Begründet wird dies damit, daß die Unsicherheiten über die Re-

aktionen der Wirtschaftssubjekte aufgrund nur losen Wirkungszusammenhängen 

besonders groß sind.179 Diese Einschätzung sei aber zu modifizieren, 

 
"wenn bestimmte Produkte selbst umweltschädlich sind. Zu denken ist hier in erster Linie an 
den Abfall. Dort sind nicht - wie etwa im Luft- oder Wasserbereich - die Emissionen das ent-
scheidende Umweltproblem, sondern primär die Abfallmenge an sich (erweitert um schad-
stoffspezifische Probleme)"180. 
 

In allen Vorschlägen zu einer ökologischen Steuerreform spielen Energiesteuern in Form 

der Besteuerung der Primärenergie oder des Endenergieverbrauchs eine entscheidende 

Rolle. Dabei wird der Energieverbrauch als eine der Hauptursachen für die Umweltzer-

störung und für die drohende Klimakatastrophe gesehen. Eine Produktabgabe auf 

Energie wird daher auf zwei Ebenen begründet:181 

 

(1) Wie bei Abfall wird festgestellt, daß mit dem Energieverbrauch ein direkter Bezug 

zur Umweltbelastung vorhanden ist. Der Energieverbrauch spielt eine zentrale Rolle 

beim Verzehr natürlicher Ressourcen: 

                                                
178Vgl. Cansier, D., Förderung des umweltfreundlichen technischen Fortschritts, 1978, S. 457f. 
179Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 59. 
180Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 60. 
181Vgl. Nutzinger, H.G., Ökonomische Instrumente, 1992,  S. 39-42; E.V.A., Billige Energie zu hohen 

Kosten, 1993; Dürr, H.-P., Energienutzung als Schlüssel zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise, S. 7-
19. 
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·  Treibhauseffekt: Die CO2-Emissionen in Industrieländern werden zu 100% durch 

den Energieverbrauch verursacht. 

 ·  Die allgemeine Luftverschmutzung, Boden- und Gewässerbelastung mit 

Schadstoffen wird unmittelbar oder zumindest mittelbar durch Energieverbrauch 

verursacht. 

·  Waldsterben: Eine wichtige Ursache sind Stickoxide, die zu einem großen Teil  

bei der Verbrennung fossiler Rohstoffe entstehen, z.B. Verkehr, Kraftwerke.  

·  Der Energieverbrauch verzehrt nicht erneuerbare Ressourcen. 

 etc. 

 

(2) Energie ist eine Schlüsselressource zur Induzierung eines ökologischen Strukturwan-

dels: 

·    Abfallproblem:  

"Billige"182 Energie macht die Wegwerfmentalität individuell rational. Z.B. ist es 

mit ein Verdienst "billiger" Energie, daß Getränkedosen betriebswirtschaftlich 

billiger sind, als Mehrwegflaschen. 

    ·    Landwirtschaft:  

"Billige" Energie fördert die intensive Landwirtschaft durch energieintensiv her-

gestellten Kunstdünger.  

·    Verkehrsproblem:  

"Billige" Treibstoffe bewirken, daß schienengebundener Güter- und Personenver-

kehr nicht konkurrenzfähig ist. Sie fördern eine verkehrsintensive Wirtschafts-

form (so lohnt es sich z.B., Kartoffeln nur zum Waschen von Bayern nach Italien 

und zurück zu transportieren) und begünstigen, daß die Siedlungsstrukturen zu 

immer längeren Wegen führen.  

·  Energieproduktion:  

 "Billige" Rohstoffe bewirken, daß Blockheizkraftwerke, die einen Wirkungsgrad 

von über 90% erreichen können183, oder Solarkollektoren/Solarzellen etc., be-

triebswirtschaftlich sich nur schwer oder gar nicht rechnen. 

etc. 

   

Energie war lange Zeit der Inbegriff des Fortschritts, und Energiewachstum wurde in der 

Ökonomie lange Zeit als Voraussetzung für Wirtschafts- und Wohlstandswachstum 

angesehen. Die Protagonisten einer ökologischen Steuerreform teilen diese Auffassung 

über die Wichtigkeit der Ressource Energie und halten sie für die am besten geeignete 

Steuerungsgröße für einen ökologischen Strukturwandel.  

                                                
182"Billig" ist hier in dem Sinn gemeint, daß externe Effekte nicht internalisiert sind. 
183Konventionelle Kraftwerke erreichen demgegenüber Wirkungsgrade von 33 % bis 38 %. 
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Die "Energieproduktivität" soll dabei die gleiche revolutionäre Entwicklung durchma-

chen, wie die Arbeitsproduktivität: 
 
"Wieviel Wohlstand läßt sich aus einem Gigajoule oder einer Kilowattstunde herausholen?  
Um den Sinn dieser Frage zu erfassen, schauen wir uns an, wieviel Wohlstand wir aus einer 
Arbeitsstunde herausholen. Das ist heute sicher rund 20mal mehr als in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. Diese Verzwanzigfachung der Arbeitsproduktivität wurde nicht dadurch er-
reicht, daß die Arbeitseffizienz verzwanzigfacht wurde, etwa durch zwanzigmal so schnelles 
Zuschneiden und Klopfen des Schuhmachers bei der Herstellung von Schuhen. Auf die Ener-
gieproduktivität angewandt heißt das, daß der technische Fortschritt nicht hauptsächlich in der 
Effizienzerhöhung von Einzelprozessen besteht, sondern in der Ersetzung von energieaufwen-
digen Verfahren, Materialien und Verhaltensweisen durch solche mit deutlich geringerem 
Energieverbrauch.  
Neben einer drastischen Erhöhung der Energieproduktivität ist auch eine Erhöhung des Anteils 
erneuerbarer Energiequellen dringend wünschenswert. Wenn der Gesamtenergieverbrauch 
halbiert oder gedrittelt wird, dann sind auf einmal die mit Wasserkraft, Windkraft, Biomasse 
und Sonnenenergie zu leistenden Beiträge gar nicht mehr so erschreckend groß wie unter den 
Bedingungen der heutigen Energieverschwendung. Die erneuerbaren Energiequellen machen 
eigentlich nur Sinn im Kontext sehr guter Energienutzung, also hoher 
Energieproduktivität."184

  
 
Eine Energieabgabe wird also für ökologisch wirksam und zielgenau gehalten, obwohl es 
sich um eine Produktabgabe handelt.  
Dabei werden in den Vorschlägen seit 1988 ergänzend Emissionsabgaben gefordert, um 
neben der Induzierung eines ökologischen Strukturwandels, auch gezielt Schadstoffe 
vermindern zu können. 
 
Der Vorschlag des UPI fällt durch seine Vielzahl von Produktabgaben aus dem Rahmen. 
Aus diesem Grund mußte es auch viel Kritik einstecken, versucht aber trotzdem jede ein-
zelne Abgabe zu begründen und die vorgebrachten Einwände zu entschärfen.185 

 

Bei der kritischen Bewertung von Auflagen darf aber nicht vergessen werden, daß es bei 

konkreter Gefahrenabwehr (zur Vermeidung von "hot-spots"186) keine Alternativen zu 

Ge- und Verboten gibt.  

 

 

2.3.2.2 Geschwindigkeit der umweltpolitischen Zielerreichung 

 

Zwischen dem Kriterium der Geschwindigkeit und dem Kriterium der Zielgenauigkeit 

besteht ein starker Zusammenhang.  

                                                
184Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 1992, S. 73f; siehe auch Abb. 8 Anteil erneuerbarer Energiequellen 

am Energieverbrauch. 
185Vgl. Teufel, D., UPI-Vorschlag, 1989, S. 205-230. 
186Von "hot-spots" spricht man, wenn Schadstoffe oder sonstige Beeinträchtigungen in einem 

bestimmten Gebiet oder Ort zu direkten gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen, so daß schnelle 
Gefahrenabwehr von Nöten ist. 
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Geht es darum, schnelle Erfolge in bestehenden Strukturen zu erzielen mit Verfahren, die 

bereits zur Verfügung stehen, haben Auflagen einen gewissen komparativen Vorteil ge-

genüber Abgaben. Von vielen werden diese kurzfristigen Erfolge allerdings als Pyrrhus-

siege bezeichnet, da nachsorgende Umwelttechnik Umweltlasten oft nur in andere 

Medien verschiebt und an anderer Stelle wieder Umweltprobleme schafft.  

Trotzdem ist die Frage der Geschwindigkeit der Zielerreichung auch bei dynamischen 

pretialen Instrumenten schwierig zu beantworten. Es muß abgewogen und eingeschätzt 

werden, wie schnell der Wandel möglich ist und wie schnell  er aus ökologischer Sicht 

sein müßte. Dabei betont WEIZSÄCKER immer wieder, daß nur wenn Strukturbrüche ver-

mieden werden, auch das ökologische Ziel erreicht werden kann. Es handelt sich also um 

eine Gratwanderung ohne Alternative.   

 

 

2.3.2.3 Umweltökonomische Effizienz 

 

Aufgrund der Möglichkeit strategischen Verhaltens bei Vorhandensein von externen Ef-

fekten, kann Pareto-Effizienz nicht erreicht werden. Als second-best Lösung wird daher 

Kosteneffizienz angestrebt. D.h., eine bestimmte Umweltqualität soll mit den geringst 

möglichen Kosten erreicht werden. Legt man dieses Kriterium zugrunde, läßt sich die 

Überlegenheit von Abgabenlösungen gegenüber Auflagen grafisch folgendermaßen 

zeigen (siehe Abb. 15): 

  

Abb.15: Kosteneffizienz einer Abgabe gegenüber einer Auflage 

 

          Reinheitsgrad         50%                 20%             0%                                     50%            80%

Abgabe

Unternehmen 1 Unternehmen 2

Gk

Gk

Abgabe/Grenzkosten

C

B A

D

. 

Quelle: Wicke, L., Umweltökonomie, 1989, S. 174. 

 

Das Umweltziel, das der Grafik zugrunde liegt, ist eine 50%ige Reduktion des Gesamt-

ausstoßes beider Unternehmen, wobei angenommen wird, daß beide Unternehmen die 
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gleiche Menge an Schadstoffen ausstoßen. Bei der Abgabenlösung ergibt sich aufgrund 

unterschiedlicher Kostenstrukturen der beiden Unternehmen gegenüber der Auflagenlö-

sung ein volkswirtschaftlicher Kostenvorteil in Höhe der Differenz der Flächen C und D. 

Dieser kommt zustande, weil bei der Abgabenlösung Unternehmer 2, der niedrigere 

Grenzvermeidungskosten hat, einen höheren Reinigungsgrad (80 %) erreicht als Unter-

nehmer 1, der mit 20 % Reinigungsgrad unter dem durchschnittlichen Reinigungsgrad 

von 50 % bleibt. Eine Auflagenlösung hätte beide Unternehmer gleich behandelt und zum 

Beispiel eine bestimmte Reinigungstechnologie mit einem Abscheidungsgrad von 50 % 

vorgeschrieben. 

 

Bei "richtiger" Abgabenhöhe sind Abgaben und Lizenzen in ihrer Effizienzeigenschaft 

grundsätzlich gleichwertig. Da aber zur Festlegung der Abgabenhöhe Informationen über 

die Grenzkostenverläufe der Unternehmen vorliegen müssen, sind Abgaben nur in Aus-

nahmefällen richtig fixiert und Lizenzen werden daher als überlegen eingestuft.  

 

Diese Bewertung ist aber an zwei Prämissen geknüpft: 

·  Die Existenz umweltoptimaler Qualitätsziele und die Möglichkeit diese sofort umzu-

setzen und 

·  die Möglichkeit Emissionsrechte neu aufzuteilen. 

 

In der Praxis ist es aber meist nicht möglich Qualitätsziele anzugeben.187  

Zudem bestehen rechtliche und politische Hemmnisse, wenn bereits genehmigten 

Anlagen die Betriebserlaubnis entzogen werden muß, um Emissionsrechte neu zu 

verteilen. Damit würde der Bestandsschutz verletzt, da die betroffenen Unternehmen sich 

erst mit Lizenzen eindecken müssen, die definitionsgemäß nicht für alle Altemitenten 

ausreichen können, da sonst die Umweltqualität sich nicht verbessern würde.  

 

Leichter umzusetzen wäre es, wenn derzeit genehmigte Emissionsmengen in handelbare 

Emissionsrechte umgewandelt werden (Grandfathering). Die Umweltqualität könnte 

dann durch kontinuierliches abdiskontieren der Emissionsrechte verbessert werden. Diese 

Ausgestaltungsversion hat unübersehbare Analogien zum Konzept der dynamischen Um-

weltabgaben, bei dem ebenfalls kein "Trial-and-error-Verfahren" angewendet wird. Beide 

Verfahren könnten zu einer kontinuierlichen und nachhaltigen Verbesserung der 

Umweltqualität führen. Welches Instrument zu bevorzugen ist, hängt im wesentlich vom 

konkreten Umweltproblem ab und nicht mehr von dem theoretischen Unterschied, der 

zwischen Umweltabgaben und Umweltlizenzen in der Ökonomie gesehen wird. 
                                                
187Müller-Witt bildet hier eine gewisse Ausnahme, da er einen 99%igen Abscheidungsgrad bei 

Schadstoffen fordert. Dies ist allerdings nur aufgrund der Rigorosität der Forderung ein 
Umweltqualitätsziel. 
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2.3.2.4 Marktwirtschaftliche Konformität 

 

Es gibt eine lange Debatte darüber, ob Ökologie und Ökonomie harmonieren oder dis-

harmonieren. Die Frage nach marktwirtschaftlicher Konformität von Instrumenten der 

Umweltpolitik gibt der Hoffnung Ausdruck, daß  

 
"wenn ökologische Erfordernisse in die Rahmenbedingungen des Wettbewerbsprozesses einge-
hen, ... zu erwarten ist, daß der Wettbewerb die ökonomischen und die ökologischen Ziele zu-
gleich erreicht"188. 

 

Die Bezeichnung "marktwirtschaftliche Instrumente" kann allerdings irreführend sein, da 

auch ökonomische Anreizinstrumente einen massiven Eingriff in den Markt bedeuten. Es 

werden lediglich Marktmechanismen zu Hilfe genommen. 

 

KNÜPPEL hat die Beurteilung der Instrumente auf marktwirtschaftliche Konformität mit 

Hilfe eines eigenen Tableaus durchgeführt. Dabei benutzt er folgende Kriterien: 

 

·  Form der Planung und Lenkung (Zentrale/Dezentrale Planung und Lenkung)  

·  Form der Preisbildung (administrative/freie) 

·  Marktform (Monopol/Konkurrenz) 

·  Form des Eigentums an den Produktionsmitteln (Staats-/Privateigentum) 

·  Form der betrieblichen Ergebnisrechnung (Planerfüllungsprinzip/Gewinnprinzip) 

 

Auflagen schneiden bei der Gesamtbewertung der marktwirtschaftlichen Konformität be-

sonders schlecht ab (siehe Abb. 13). Die Kritik bezieht sich letztendlich auf die mangeln-

den Innovationsanreize durch Auflagen. Pretiale Instrumente stimulieren demgegenüber 

das persönliche Interesse der Wirtschaftsakteure an Innovationen ("sie spannen das Ei-

geninteresse vor den Karren des Umweltschutzes")189.  

Der dynamische Leistungswettbewerb wird in den Dienst der Umwelt gestellt und die 

Suche nach besseren Lösungen einem evolutionären Prozeß - dem Markt - überlassen, 

dessen Kreativität als unübertroffen gilt.190  

 

Die höhere marktwirtschaftliche Konformität von Umweltlizenzen im Vergleich zu Um-

weltabgaben rührt daher, daß "nur" die Menge der Nutzungsrechte vom Staat bestimmt 

werden muß. 

                                                
188Kortmann, W., Ökonomie versus Ökologie, 1990, S. 217. 
189Wicke, L., Soziale Marktwirtschaft, 1985,  S. 19. 
190"Die Entwicklung im ökonomischen wie im ökologischen Bereich beruht auf dem Zusammenwirken 

der drei Evolutionskomponenten Mutation (bzw. Innovation), Wachstum und Selektion." (Kortmann, 
W., Ökonomie versus Ökologie, 1990, S. 213). 
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Dieses Ergebnis muß allerdings weiter hinterfragt werden. Bei potentiellen Zertifikats-

märkten ist es sehr wichtig, sich die entstehende Wettbewerbssituation anzusehen. 

Würde es sich um "dünne" Märkte handeln, mit wenigen Teilnehmern, muß die 

marktwirtschaftliche Konformität bezweifelt werden.  

Damit tritt auch eine weitere wichtige Frage zu Tage. Umweltlizenzen bieten grundsätz-

lich gute Möglichkeiten, Umweltqualitätsziele räumlich zu differenzieren. Dies wäre 

durchaus sinnvoll, da die gleichen Umweltstandards für das Ruhrgebiet wie für den 

Schwarzwald nicht sinnvoll sind. Hier tritt aber ein Zielkonflikt zwischen gewünschter 

Differenzierung und nötiger Marktgröße auf . Diese Thematik kann hier nicht 

erschöpfend erörtert werden. Festzuhalten ist, daß eine differenzierte Beurteilung, je 

nach Umweltproblem und Schadstoff vorzunehmen ist. In Teilbereichen können Lizenzen 

sinnvoll sein; besonders im Zusammenhang mit kontinuierlicher Abdiskontierung der 

einzelnen Nutzungsrechte. Eine allgemeine Höherbewertung von Umweltlizenzen ist 

allerdings nicht gerechtfertigt.   

 

Das fünfte Bewertungskriterium "Konformität mit dem Verursacherprinzip", das 

KNÜPPEL anwendet, wird in einem eigenen Abschnitt in Kapitel 3 "Ökologische 

Steuerreform und Prinzipien der deutschen Umweltpolitik" behandelt. 

 

 

2.4 Ökologische Steuerreform und Finanzwissenschaft 

2.4.1 Die Notwendigkeit einer finanzwissenschaftlichen Betrachtung 

 

Die umweltökonomische Theorie und die Instrumentenanalyse sind durch die Vorschläge 

zu einer ökologischen Steuerreform wenig beeinflußt worden. Ganz anders müßte dies 

bei der Finanzwissenschaft sein. Die Steuerreformvorschläge rütteln nämlich an den 

Grundfesten und an den Prinzipien des deutschen Steuersystems.  Zu Recht fordern 

deshalb Finanzwissenschaftler, daß ökologische Steuerreformvorschläge nicht mehr allein 

unter umweltökonomischen Gesichtspunkten bewertet werden dürfen, 

  
"sondern [daß] auch all die Grundsätze, Prinzipien und rechtlichen Rahmenbedingungen, die 
das Einnahmesystem (insbesondere das Steuersystem) schlechthin formen, ergänzend, wenn 
nicht gleichwertig herangezogen werden müssen"191. 

 

In der traditionellen umweltpolitischen Diskussion der 70er und beginnenden 80er Jahre 

stand die Lenkungswirkung von Umweltabgaben im Vordergrund. Die Verwendung des 

Aufkommens wurde dabei entweder gar nicht oder nur als "akzessorisches Element" be-

                                                
191Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 5. 
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trachtet. Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, daß Umweltabgaben nur für wenige Be-

reiche mit schmaler Bemessungsgrundlage vorgeschlagen wurden.  

Erst die Steuerreformvorschläge mit geplanten Aufkommen von zweistelligen Milliar-

denbeträgen zwangen die Finanzwissenschaft, die Kompatibilität solcher Vorschläge mit 

dem bestehenden Steuersystem zu untersuchen.  

Aber auch schon zuvor wäre es durchaus sinnvoll gewesen, die Aufkommensfrage nicht 

zu vernachlässigen, da Umweltabgaben schon definitionsgemäß Einnahmen erzeugen 

müssen. Denn Abgaben mit prohibitiver Wirkung192 - mit einem Aufkommen von Null - 

ergeben keinen Sinn, da in solchen Fällen das Ordnungsrecht i.d.R bessere Dienste 

leistet. Zudem ist auch auf Dauer  bei den meisten Umweltproblemen mit einem 

Aufkommen zu rechnen, da eine hundertprozentige Vermeidung von entsprechenden 

Umweltnutzungen aus technischen wie aus ökonomischen Gründen nicht möglich ist.193  

 

Die finanzwissenschaftliche Diskussion erweckt jedoch manchmal den Eindruck, als 

wolle sie "kein gutes Haar" an den Vorschlägen zu einer ökologischen Steuerreform las-

sen.  

 
"Finanzpolitiker und Finanzwissenschaftler neigen dazu, die konzeptionelle Geschlossenheit 
des bisherigen, ´historisch gewachsenen  ́ Steuersystems überzubewerten, denn nur so kann 
man sich erklären, warum sie dieses - im einzelnen doch recht bunt zusammengewürfelte - 
Steuer-´System  ́ so hartnäckig gegen eine mögliche Einbeziehung umweltbezogener Steuern 
und Abgaben verteidigen."194

  

 

Allerdings ist festzuhalten, daß einige Steuerreformvorschläge recht willkürlich und mit 

"leichter Hand" bestehende tragende Steuern ersetzen wollen und gewachsene Aufgaben- 

und Finanzierungsstrukturen über Bord werfen. So fordert das UPI, völlig auf die Um-

satzsteuer zu verzichten oder nach AUBAUER/BRUCKMANN soll langfristig nur noch der 

Ressourcenverbrauch als Bemessungsgrundlage für Steuern dienen. 

Die Finanzwissenschaft kann nicht nur ihren berühmten Spruch "Alte Steuer - Gute 

Steuer" in die Diskussion einbringen, sondern auch einen großen Fundus an Erfahrungen 

und gewachsenen Prinzipien.  

 

SAUERBORN nimmt aber seine Mitprotagonisten in Schutz und hält Selbstkritik der 

Finanzwissenschaft für angebracht: 

  
"Die Feststellung einer mangelnden steuertechnischen Operationalisierung der Ökosteueridee 
darf nicht zum Vorwurf an die Adresse ihrer Urheber werden."195

  

                                                
192Dies käme einer verfassungsrechtlich unzulässigen "Erdrosselungssteuer" gleich. 
193Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 15f. 
194Nutzinger, H.G./Zahrnt, A., Energiesparen durch Energiesteuern, 1989, S. 22. 
195Sauerborn, W., Umweltverbrauchsteuer, 1989,  S. 248. 
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Zur Bekräftigung zitiert SAUERBORN den Finanzwissenschaftler DICKERTMANN: 
 
"Bei alledem ist selbstkritisch daraufhinzuweisen, daß die Finanzwissenschaft an diesen (Fehl) 
entwicklungen wohl nicht ganz schuldlos ist: sie hat weder der Begriffsverwirrung und 
´Aufgabenverschiebung  ́rechtzeitig und in hinreichendem Maße Einhalt geboten, noch hat sie 
eigene Konzepte zur instrumentellen und institutionellen Ausgestaltung steuerpolitischer Maß-
nahmen für eine praxisbezogene Verwirklichung umweltpolitischer Ziele vorgelegt"196  

 

 

2.4.2    Konfliktlinien zwischen Ökosteuern und Finanzwirtschaft 

2.4.2.1 Zielkonflikt zwischen Ergiebigkeit und Lenkungswirkung  

 

Jede Steuer (mit Ausnahme einer Kopfsteuer, die in der Realität nicht erhoben wird) hat 

neben der gewünschten Finanzierungsfunktion auch eine Lenkungswirkung.  

Besonders in der Finanzwissenschaft der letzten Jahrzehnte wurde diese Tatsache stark 

thematisiert und als zentrales "Bekämpfungsübel" in der Optimalsteuertheorie erkoren. 

Dabei wird das Resultat der Lenkungswirkung als Zusatzlasten der Besteuerung (excess 

burdens) bezeichnet.197 Steuern haben also ungewollte allokative Wirkungen, die neben 

Ineffizienz auch nachteilige Folgen für die Ergiebigkeit von Steuern haben. Grobe Schät-

zungen für die USA gehen davon aus, daß jeder Dollar Steuereinnahme, 40 Cents an Zu-

satzlasten verursacht.  

 

Bei Umweltabgaben wendet sich nun aber das Negative zum Positiven: aus der negativen 

Lenkungswirkung, wird eine gewollte Lenkungsfunktion der Abgabe - nämlich die Inter-

nalisierung externer Effekte. Finanzwissenschaftler behaupten nun, daß die Umkehrung 

der Bewertung auch für die "andere Seite der Medaille", die Finanzierungsfunktion, zu-

trifft. Umweltabgaben könnten nicht gleichzeitig eine befriedigende Lenkungs- und 

Finanzierungsfunktion haben.  

Dabei wird auf den Standard-Preis-Ansatz Bezug genommen. Wird zum Beispiel eine 

CO2-Abgabe eingeführt, die ein bestimmtes Umweltziel (z.B. eine 25%ige Reduzierung 

der Emissionen bis zum Jahr 2005) erreichen soll, wird das Aufkommen im Laufe der 

Jahre in dem Maße sinken, wie die Lenkungsfunktion Erfolg zeigt. Das steht aber im Wi-

derspruch zur Finanzierungsfunktion von Steuern, die nicht nur ein stetiges Aufkommen, 

sondern ein mit dem Bruttosozialprodukt mitwachsendes Aufkommen liefern sollen.198 

                                                
196Dickertmann, D., Maßnahmen für den Umweltschutz im Rahmen des bestehenden Steuersystems, 

1988, S. 168. 
197Z.B.: Senkung der Arbeitsleistung aufgrund der Besteuerung des Arbeitseinkommens. Optimal wäre 

es, wenn dagegen die Arbeitsleistungsfähigkeit besteuert werden könnte. 
198Die Aufkommenselastizität sollte daher bei den wichtigsten Steuern mindestens 1,0 betragen, damit 

die Staatsquote stabil bleibt; vgl. Bergmann, E./Ewringmann, D., Öko-Steuern, 1989,  S. 50. 
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Umweltabgaben haben aber gerade das Ziel, das Wachstum der Bemessungsgrundlage 

vom Wachstum des Sozialprodukts zu entkoppeln und darüber hinaus zu verringern.  

Eine Entkoppelung zwischen Sozialprodukt und Steueraufkommen würde aber bedeuten, 

daß der Staat seinen Aufgaben199 nicht mehr gerecht werden kann. Besonders verschärft 

wird dieses Problem, wenn aufgrund einer ökologischen Steuerreform andere Steuern, 

wie die Lohn- und Einkommenssteuer oder die Umsatzsteuer, gesenkt würden.200  Diese 

"Zentralsteuern" haben eine Aufkommenselastizität von mindestens eins und sind daher 

dafür verantwortlich, daß eine Entkoppelung zwischen Steueraufkommen und Bruttoso-

zialprodukt unterbleibt. 

 

Aufgrund dieser unzureichenden fiskalischen Ergiebigkeit von Umweltabgaben und der 

Notwendigkeit der Anpassung an Inflation und Wachstum, sind ständig Tarifänderungen 

nötig, die zu hohen Kosten führen:  

 
"Verwaltungskosten für die Exekutive, politische Kosten für die Legislative (etwa Verbands-
widerstände und die fortwährende Suche nach neuen politischen Kompromissen) und Umstel-
lungskosten bei den Normadressaten. Gerade für den industriellen Sektor gilt dann: Es gibt zu 
wenig stetige und halbwegs kalkulierbare Vorgaben. Wenn Tarifänderungen und Investitions-
zyklus nicht parallel laufen, werden unternehmerische Investitionen systematisch entwertet."201 
 

Verschärft wird die Problematik der Ergiebigkeit noch durch einen weiteren Aufkom-

menseffekt. Umweltabgaben, die im Unternehmensbereich erhoben werden, stellen dort 

Kosten dar,  

 
"die das Betriebsergebnis und damit zugleich die Bemessungsgrundlagen der 
gewinnabhängigen Steuern mindern. Sie führen insoweit zur ´Aushöhlung  ́ der 
gewinnabhängigen Steuern, also insbesondere der Einkommens- und Körperschaftssteuer"202. 

 

Es besteht damit die Gefahr, daß die Nettoergiebigkeit von Ökosteuern tendenziell über-

schätzt wird und eventuelle Steuerentlastungen an anderer Stelle zu hoch ausfallen. Eine 

Ausnahme bilden hier Vorschläge, die Sozialversicherungsbeiträge senken wollen, da es 

sich hierbei ebenfalls um Kostensteuern handelt.   

 

Ökosteuern mit geringen Steuersätzen, könnten der Finanzierungsfunktion besser gerecht 

werden.  

Zu Recht wird solchen Steuern aber vorgeworfen, daß die umweltpolitische Wirkung ge-

gen Null gehen kann. Entweder es findet überhaupt keine Nachfragereaktion statt, oder 
                                                
199In der Vergangenheit wuchsen die staatlichen Ausgaben sogar überproportional zum BSP; vgl. 

Pommerehne/Kirchgässner, G., Wachstum der Staatstätigkeit, 1988, S. 206f. 
200Das gilt auch für Sozialversicherungsbeiträge. 
201Bergmann, E./Ewringmann, D., Öko-Steuern, 1989, S. 56. 
202Ewringmann, D, Finanzpolitische Probleme, 1990, S. 65. 
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es können "Gewöhnungseffekte" auftreten. Besonders bei Treibstoffpreisen läßt sich be-

obachten, daß nach Preissprüngen kurzzeitig die Nachfragereaktion durchaus beachtlich 

war, nach einiger Zeit das alte Verbrauchsniveau aber wieder erreicht wurde.203 

Außerdem ist die Gefahr bei geringen Steuersätzen besonders groß, daß die Einkom-

menselastizität die Wirkung der Preiselastizität neutralisiert.204 

 

Kurz zusammenfassen kann man den Konflikt zwischen Lenkungs- und Finanzierungs-

funktion mit den Worten: Wenn eine Umweltsteuer Wirkung zeigt, versiegen die 

Erträge, und wenn sie Erträge bringt, wirkt sie nicht. Ökosteuern, die fiskalisch ergiebige 

Steuern ersetzen sollen, werden daher aus finanzwirtschaftlichen und aus 

umweltpolitischen Gründen abgelehnt.205  

 

2.4.2.2 Steuer- und abgabensystematische Einordnung 

 

Aus dem aus der Sicht der Finanzwissenschaft nicht lösbaren Zielkonflikt zwischen Len-

kungs- und Finanzierungsfunktion von Umweltabgaben werden unterschiedliche Schluß-

folgerungen gezogen: 

BERGMANN/EWRINGMANN plädieren dabei für eine "Verbreiterung und einen Ausbau der 

Ressourcen- und Energiebesteuerung"206. Bestehende Steuern sollen aber nicht ersetzt 

werden. Das höhere Steueraufkommen benötige der Staat, um die wachsenden Umwelt-

probleme und die Altlasten zu bewältigen. Daneben sollen zweckgebundene Sonderabga-

ben auf  Restbeeinträchtigungen neben dem bestehenden Steuer- und Abgabensystem 

rein umweltpolitische Lenkungsziele verfolgen und an das bestehende ordnungsrechtliche 

Eingriffssystem angekoppelt werden.207 

 

HANSJÜRGENS spricht sich demgegenüber dafür aus, zukünftige Umweltabgaben in der 

Form von Steuern einzuführen. Als Gründe führt er auf, daß Sonderabgaben aus 

finanzwissenschaftlicher Sicht wegen meist zweifelhafter Äquivalenzbeziehungen 

sowieso als Steuern anzusehen sind. Außerdem verletzen Sonderabgaben finanzwirt-

schaftliche Grundprinzipien, indem sie durch die Verwaltung in Sonderfonds zur 

Aushöhlung des bestehenden Haushaltssystems beitragen.208 Die zweckgebundene 

Verwendung birgt zudem zusätzliche Gefahren, da sie zu Mittelverschwendung und 

                                                
203Siehe auch Anhang 1: Ökologischer Strukturwandel und Preiselastizität. 
204Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 118-124. 
205Vgl. Hansmeyer, K.-H., Umweltpolitik, 1990, S. 71; Förster, H., Kritik Ökosteuern, 1990, S. 50f; 

Ewringmann, D., Öko-Steuern oder Umweltabgaben?, 1988, S. 322f. 
206Bergmann, E./Ewringmann, D., Öko-Steuern, 1989, S. 71. 
207Vgl. Bergmann, E./Ewringmann, D., Öko-Steuern, 1989, S. 71. 
208Vgl. auch Diekmann, B., Zweckbindung von Umweltabgaben?, 1990, S. 460f. 
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Fehlallokationen beiträgt. Effektiv ausgestaltete Umweltabgaben würden an sich lenkend 

wirken und bedürfen keiner zusätzlichen Subventionen.209  

 
"Zur Entschärfung der Umweltproblematik sollte auf Steuerlösungen zurückgegriffen werden. 
Steuern kommen ohne Zweckbindung aus und werden zumeist nicht in Sonderhaushalten ver-
waltet. Sie stehen daher mit finanzwissenschaftlichen Vorstellungen eher in Einklang als Son-
derabgaben."210

  

 

Rechtswissenschaftliche Bedenken gegen lenkende Steuern sieht HANSJÜRGENS grund-

sätzlich für entkräftbar an. Einem umfangreichen System von Umweltabgaben und eine 

Umstrukturierung des Steuersystem erteilt aber auch er eine Absage. Der Zielkonflikt sei 

systematisch und  nicht zu beheben. Umweltabgaben sollten daher nicht 

aufkommensstark sein, sondern  

 
"genau auf das definierte Umweltproblem zugeschnitten und damit ´klein  ́gewählt werden; bei 
einer schmalen Bemessungsgrundlage sollte der Abgabensatz hoch sein"211

.  

 

Allerdings konstatiert er:  

 
"Eine Ausnahme stellen vor allem eine CO2-Abgabe und eine hohe Energiebesteuerung dar, 
die erhebliche Aufkommenseffekte nach sich ziehen kann. Sie wäre bei entsprechender Aus-
gestaltung umweltpolitisch effektiv, und dennoch würden Konflikte zu den finanzpolitischen 
Zielen auftreten."212

  

 

Es ist m.E. verwunderlich, daß HANSJÜRGENS zwar diese nicht gerade unbedeutende 

Ausnahme feststellt, aber keine Lösung anbietet, wie sie in sein Umweltabgabenkonzept 

eingepaßt werden könnte. 

 

 

2.4.3 Zwei mögliche Konfliktlösungen  

2.4.3.1 Dynamische Umweltabgaben 

 

Die vorgetragenen Kritikpunkte an Ökosteuern durch die Finanzwissenschaft sind m.E. 

berechtigt und treffen grundsätzlich auch auf die Vorschläge zu einer ökologischen 

Steuerreform zu. Allerdings wird das Konzept der dynamischen Umweltabgaben, das 

                                                
209Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 247. 
210Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992 S. 247. 
211Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 245; Bei Abgaben mit 

Finanzierungsfunktion soll die Bemessungsgrundlage dagegen breit sein und der Steuersatz niedrig, 
um Ausweichreaktionen zu vermeiden; vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem,  1992, 
S.120. 

212Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 245. 
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von MÜLLER-WITT und von WEIZSÄCKER eingebracht wurde, nicht beachtet. Es wird 

zwar öfter darauf hingewiesen, daß eine sukzessive Einführung von Umweltabgaben 

positive ökonomische Effekte hat; die finanzwirtschaftlichen Implikationen einer 

kontinuierlichen Erhöhung über Jahrzehnte hinweg bleiben aber unberücksichtigt. Dieses 

Versäumnis halte ich für schwerwiegend, da die angebotenen finanzwissenschaftlichen 

Lösungen für Umweltabgaben widersprüchlich sind und nicht überzeugen können.  

Die Umweltökonomie hat gezeigt, daß pretialen Instrumenten eine Schlüsselrolle bei der 

Lösung  von Umweltproblemen zukommen muß. Dabei ist das Umweltproblem sicher 

nicht durch ein paar Sonderabgaben mit insgesamt geringem Aufkommen in den Griff zu 

bekommen. Auf der anderen Seite ist m.E. aus gesamtwirtschaftlicher Sicht eine wesent-

liche Erhöhung der Staatsquote und damit der Abgabenbelastung in der heutigen Zeit - 

nach der Vereinigung Deutschlands und großen strukturellen Problemen - indiskutabel.  

Da finanzwissenschaftliche Aussagen über dynamische Umweltabgaben fehlen, kann ich 

hierzu lediglich WEIZSÄCKERS Antwort auf den finanzwirtschaftlichen Zielkonflikt 

zitieren: 

 
"Man legt einen Steuersatzpfad fest, welcher die umweltbelastenden Güter oder Faktoren jedes 
Jahr automatisch um einen bestimmten Satz oder Prozentsatz verteuert. (Andere Steuern 
werden nur gerade in dem Umfang des gesamten Umweltsteueraufkommens ermäßigt). Dann 
hat man ein Jahr für Jahr wachsendes Umweltsteueraufkommen, womit der Fiskus ohne weite-
res leben kann und dennoch hat man eine Jahr für Jahr wachsende Lenkungswirkung, was den 
Umweltminister freuen sollte. Damit ist der "Zielkonflikt" zwischen den Zielen des Finanzmi-
nisters und des Umweltministers zwar nicht prinzipiell aufgehoben, aber für die praktische Po-
litik wenigstens über zwei bis drei Wahlperioden hinweg hinreichend entschärft. 
 
Der Zielkonflikt taucht erst dann wieder auf, wenn die prozentuale Steigerung im Laufe von 
sicherlich mehr als 10 Jahren eine Höhe erreicht hat, welche die betreffenden Umweltbela-
stungsfaktoren tatsächlich aus dem Markt herausdrängt. Dies ist allerdings bei so fundamenta-
len Faktoren wie Energieverbrauch, Wasserverbrauch, Landverbrauch, Müllproduktion auf 
sehr lange Sicht nicht zu erwarten. Der Zielkonflikt taucht auch dann (nach mehr als zwei 
Jahrzehnten) wieder auf, wenn der Steuersatz so hoch geklettert ist, daß er trotz sozialer Kom-
pensationsmaßnahmen die Grenze der Zumutbarkeit erreicht hat und von da ab stagnieren 
muß. Von diesem Zeitpunkt ab muß dann das allgemeine Steueraufkommen wieder zuneh-
mend aus konventionellen Steuern (oder aber aus neuen Umweltsteuern) erhoben werden."213 

 

Treffen die Annahmen von WEIZSÄCKER zu, so wäre der finanzwissenschaftliche Ziel-

konflikt in der Praxis beträchtlich geschrumpft. Wenn nach 20 Jahren Lohn- und 

Einkommenssteuer oder die Mehrwertsteuer nach einer langen Periode von Senkungen, 

langsam wieder angehoben werden müßten, dürfte dies im Vergleich zum möglichen 

umweltpolitischen Erfolg eine untergeordnete Rolle spielen.  

 
                                                
213Weizsäcker, E.U.v., Erdpolitik, 1992, S. 60; als zweiten Lösungsweg zieht WEIZSÄCKER noch in 

Betracht, anstatt einem Steuersatzpfad, einen Aufkommenspfad festzulegen. Diesen Ansatz verwirft er 
aber aufgrund der fehlenden Kalkulierbarkeit für die Wirtschaft und den Steuerzahler. 
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2.4.3.2 Öko-Bonus 

 

Trotzdem sehe ich Schwierigkeiten, die geforderte Aufkommensneutralität zu 

operationalisieren. Für jeden Bundeshaushalt müßte neben dem Aufkommen der 

Umweltsteuern, geschätzt werden, um wieviel zum Beispiel die Mehrwertsteuer oder die 

Lohn- und Einkommenssteuer gesenkt werden könnte. Auf beiden Seiten bestehen 

Unsicherheiten über die Reaktionen der Besteuerten und damit über das Aufkommen, die 

sich kumulieren können. Werden gleichzeitig Steuern erhöht, um aus anderen Gründen 

mehr Finanzmittel  zu erhalten, ginge die Transparenz der Aufkommensneutralität für die 

Bürger gänzlich verloren.  

 

Das UPI214 hat 1989 in einer Studie zum Autoverkehr in diesem Zusammenhang eine 

interessante Variante unterbreitet. Dort wird eine Erhöhung der Mineralölsteuer um 

mindestens 2 DM/l vorgeschlagen. Es wird dabei mit einem Aufkommen von ca. 75 Mil-

liarden DM gerechnet. Um die Staatsquote und die Steuerbelastung nicht zu erhöhen, 

soll das Aufkommen wieder an die Steuerzahler zurückfließen.  

Im Gegensatz zum UPI-Vorschlag zu einer ökologischen Steuerreform,  fordern sie dies-

mal keine Senkung anderer Steuern, da sie dies aufgrund der vielfältigen Widerstände zur 

Zeit nicht für durchsetzbar halten. Statt dessen greifen sie auf eine Idee des Schweizer 

Ingenieurs Georg Ziegler und des Schweizer Verkehrsclubs zurück: dem sogenannten 

Öko-Bonus. Grundidee dieses Vorschlags ist, daß das Aufkommen einer Umweltabgabe 

pro Kopf (Erwachsene) ohne großen Verwaltungsaufwand per Scheck oder 

Überweisung zurückfließt. Bei dem UPI-Vorschlag wären dies pro Jahr und erwachsenen 

Bürger 1500 DM. 

 

In jüngster Zeit haben MAUCH/ITEN215 diese Variante der Aufkommensneutralität aufge-

griffen und in ihr "Fallbeispiel Schweiz" eingearbeitet. Im übrigen beruht das Fallbeispiel 

auf den Vorschlägen von WEIZSÄCKER.  

Der besondere Charme der Öko-Bonus Idee liegt darin,  

·  daß er alle finanzwissenschaftlichen Probleme umgeht, 

·  daß er verwaltungstechnisch einfach zu handhaben ist, 

·  daß Interessenskonflikte (z.B. zwischen Finanz- und Umweltminister) vermieden 

werden, und  

·  daß die tatsächliche Aufkommensneutralität für jeden Bürger transparent ist. 

 

                                                
214UPI-Bericht Nr. 17, Zukunft des Autoverkehrs, 1989 
215Vgl. Weizsäcker, E.U.v./Jesinghaus, J./Mauch, S.P./Iten, R., Ökologische Steuerreform, 1992, S.87-

107. 
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Zu prüfen wäre u.a. inwieweit auch Unternehmen in den Genuß eines Öko-Bonus 

kommen müssen. Dies hängt wesentlich davon ab, welche Umweltabgaben in ein 

Bonussystem mit einbezogen werden und wie diese auf den Endverbraucher überwälzt 

werden. MAUCH/ITEN schlagen zum Beispiel vor, den Öko-Bonus für Unternehmen von 

den gezahlten Sozialversicherungsbeiträgen abhängig zu machen. 
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3 Ökologische Steuerreform und Prinzipien der deutschen Umweltpolitik 

3.1 Übersicht über die Prinzipien der deutschen Umweltpolitik 

  

Umweltpolitik ist in Deutschland seit mehr als zwanzig Jahren ein eigenständiges Politik-

feld. Im Umweltprogramm der Bundesregierung  von 1971 heißt es: 

  
"Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß Umweltpolitik den gleichen Rang hat 
wie andere große öffentliche Aufgaben, z.B. soziale Sicherheit, Bildungspolitik oder 
Innere und Äußere Sicherheit....  
Mit ihrem Umweltprogramm will die Bundesregierung von jetzt ab Umweltplanung 
und Umweltschutz auf eine neue Grundlage stellen; ... Das vorliegende Programm 
formuliert zum erstenmal die Umweltpolitik einer deutschen Bundesregierung."216 

 

In diesem Umweltprogramm von 1971 wurden auch zum erstenmal Prinzipien der 

deutschen Umweltpolitik festgelegt.  

1971 wurden das Verursacher- und das Kooperationsprinzip "regierungsamtlich" einge-

führt. 1976 kam mit der Fortschreibung des Umweltprogramms auch das 

Vorsorgeprinzip als Handlungsmaxime hinzu. Diese Prinzipien sind instrumentelle Ziele 

und sollten von inhaltlichen Zielen unterschieden werden:  

 
"Instrumentelle Ziele sind allgemeine Handlungsprinzipien, die Gestaltungsmaßstäbe für Ge-
setze, Programme und Einzelmaßnahmen liefern und die Art und Weise der Verwirklichung 
von inhaltlichen Zielen leiten."217 

 

Aufgrund der damaligen Sichtweise der Umweltproblematik stand der Schutz der unmit-

telbaren menschlichen Gesundheit vor schädlichen biochemischen und biophysikalischen 

Umwelteinwirkungen im Vordergrund. Der Schutz von Ökosystemen und von Pflanzen- 

und Tierarten stand demgegenüber erst am Anfang. Deutlich wird dies an der "Politik der 

hohen Schornsteine". Die konkreten gesundheitlichen Gefahren der Bewohner des Ruhr-

gebiets sollten beseitigt werden. Dabei wurde der Charakter der Selbstreinigungskraft 

der Luft vernachlässigt, die darin besteht, daß Luftschadstoffe wie SO2, NOx oder 

Stäube irgendwann und irgendwo wieder an die Erdoberfläche zurückgegeben werden.  

Das Waldsterben, die Belastung von Böden und Gewässern sind die bekannten Folgen. 

 

Abb. 16 gibt einen Überblick über die Prinzipien, ihre Definition und über inhaltliche 

Ziele der deutschen Umweltpolitik. 

 

 

                                                
216Deutscher Bundestag, Umweltprogramm, 1971,  S. 7f. 
217Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S. 86  
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Abb. 16: Ziele der Umweltpolitik  

 

Instrumentelle Ziele 

Vorsorgepr inzip Verursacherpr inzip Kooperationspr inzip Sonstige Pr inzipien 
 
Über die Gefahrenab-
wehr und Schadens-
beseitigung hinaus, 
soll eine dauerhafte 
Risikominderung und 
eine vorausschauende 
Gestaltung mensch-
licher Lebensform er-
reichen, daß die na-
türlichen Lebens-
grundlagen geschützt 
und "Freiräume für 
die Entfaltung 
zukünftiger 
Generationen"218

 

erhalten bleiben. 

 
Die Kosten der 
Umweltbelastung soll 
derjenige tragen, der 
für ihre Entstehung 
verantwortlich ist;219

 

das Prinzip wird nicht 
nur als Kostenzu-
rechnungsmaxime 
sondern auch als 
"ökonomisches 
Effizienzkriterium"220 
verstanden. 

 
Es ist ein politisches 
Verfahrensprinzip, das 
auf eine möglichst ein-
vernehmliche Verwirk-
lichung umweltpo-
litischer Ziele gerichtet 
ist.221 

 
z.B.  
·  Förderung umwelt-

freundlicher Tech-
nologien 

·  Fortentwicklung des 
Rechtsinstrumenta-
riums 

·  internationale Zu-
sammenarbeit 

·  Wecken und 
Stärken des 
Umweltbewußt-
seins in der Be-
völkerung 

 

Inhaltliche Ziele 
Umweltquali-
tätsziele 

Emissionsbe-
zogene Ziele 

Ressourcenbe-
zogene Ziele 

Produkt(ions)-
bezogene Ziele 

Konsumbe-
zogene Ziele 

 
z.B. Erreichung 
und Erhaltung 
mindestens der 
Gewässergüte-
klasse 2 (Umwelt-
programm 1971)  

 
z.B. Emissions-
grenzwerte für 
Luftverunreini-
gungen (TA-Luft) 

 
z.B. Erhöhte 
Verwertung von 
Abfällen (Ab-
fallwirtschaft-
programm 1975) 

 
z.B. Senkung des 
Bleigehalts im 
Benzin ab 1976 
(Benzin-
Bleigesetz 1971) 

 
z.B. Erhöhte 
Benutzung 
lärmarmer Mo-
torfahrzeuge 
(Aktionspro-
gramm Lärmbe-
kämpfung 1978) 

Quelle: In Anlehnung an Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S. 87  und Hansmeyer, H.-K.,  
Umweltpolitik, 1990, S. 10.  

 

Die Abb. 17 gibt die drei grundsätzlichen Entscheidungsebenen umweltpolitischer Prin-

zipien an und zeigt die jeweiligen Ausnahmen zu den drei Hauptprinzipien der Umwelt-

politik. 

 

                                                
218Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 1986, S. 

15 
219Deutscher Bundestag, Umweltprogramm, 1971, S. 32. 
220Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 1986, S. 

30. 
221Vgl. Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 

1986, S. 25. 
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Abb. 17: Ebenen der umweltbezogenen Prinzipien 

 

 
Maßstäbe des Handelns in der Umweltpolitik

Entscheidung über
Kostenanlastung

Entscheidung über
Problematik und
Eingriffsintensität

Entscheidung über
Mitwirkungsgrad

prinzipabwehr-
prinzip

prinzip     prinzip lastprinzip tionsprinzip tionsprinzip
Gemein-  Verursacher-Vorsorge-Gefahren- Koopera- Konfronta-

 Ebenen der
umweltbezogenen
Prinzipien

Prinzipien der
Umweltpolitik

    Nutznießer-

 

Quelle: In Anlehnung an Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 47. 

 

 

3.2 Die einzelnen Prinzipien und ihre praktische Bedeutung 

3.2.1 Entscheidung über Kostenanlastung 

 

Das Verursacherprinzip wurde ursprünglich von der Umweltökonomie eingebracht.222 

So schrieb die Bundesregierung 1971 in ihrem Umweltprogramm: 

 

"Die Kosten der Umweltbelastung hat grundsätzlich der Verursacher zu tragen."223 

 

Der ökonomische Bezug (Effizienznorm) trat aber alsbald in den Hintergrund, und das 

Verursacherprinzip wurde ordnungsrechtlich interpretiert: der Verursacher sollte die Be-

seitigungs- und Vermeidungskosten bei der Erfüllung von Auflagen tragen ("Die bei der 

Normerfüllung im Einzelfall entstehenden Kosten trägt der Normadressat."224).  

 

In den Leitlinien der Umweltvorsorge der Bundesregierung von 1986 heißt es: 

 
"Die Bundesregierung versteht das Verursacherprinzip im Umweltschutz als Kostenzurech-
nungsprinzip und als ökonomisches Effizienzkriterium: Derjenige muß die Kosten der 

                                                
222Wie sich aber bei der Beschreibung des Nutznießerprinzips zeigen wird, besteht innerhalb der 

Umweltökonomie keine Einigkeit darüber, wer als Verursacher einer Umweltbelastung gelten soll: nur 
der technische Verursacher oder Nutznießer und technischer Verursacher zusammen, wie es auch die 
Definition der Pigou-Steuer und des Coase-Theorems nahelegen. In der praktischen Umweltpolitik 
dominiert allerdings die erste Definition.  

223Deutscher Bundestag, Umweltprogramm, 1971, S. 6. 
224Hansmeyer, H.-K., Umweltpolitik, 1990, S. 11; vgl. auch Bergmann, E., Instrumente der 

Umweltpolitik, 1990, S. 84. 



3 Ökologische Steuerreform und Prinzipien der deutschen Umweltpolitik Seite 87 

Vermeidung oder Beseitigung einer Umweltbelastung tragen, der für ihre Entstehung 
verantwortlich ist."225 

 

Diese Interpretation der Zurechnung der Kosten an den Verursacher unterscheidet sich 

aber wesentlich vom eigentlichen ökonomischen Effizienzkriterium.  Legt man dies zu-

grunde, müssen die Schadenskosten226 dem Verursacher zugerechnet werden, die sich 

aber nur in seltenen Fällen mit den Vermeidungs- und Beseitigungskosten oder den Ko-

sten bei der Erfüllung von Umweltauflagen decken. Darüber hinaus umfaßt die 

ordnungsrechtliche Definition nicht die Schadenskosten der Restemissionen und der u.U. 

eingesetzten End-of-pipe-Technologien. Damit wird der Grundgedanke externer Effekte 

oder sozialer Kosten nicht berücksichtigt und die Voraussetzung für ein ökonomisches 

Effizienzkriterium nicht erfüllt.  

  

Vier Gründe führten zur "pragmatischen" Definition des Verursacherprinzips: 

 

(1) Eine genaue Ermittlung, Bewertung und Zurechnung ist angesichts des begrenzten 

menschlichen Erkenntnisvermögens nicht möglich.227  

 In vielen Fällen ist es aber m.E. möglich, Größenordnungen anzugeben, die zumin-

dest einen geringen Teil der verursachten sozialen Kosten umfassen.228 Diese Erhe-

bungen haben den Vorteil, daß sie bewußt machen, wie wenig  Verantwortung wir 

für unser Tun heute übernehmen und sie eröffnen damit Spielräume für pretiale In-

strumente. Nur darf man mit Recht bezweifeln, ob unser Wissen und unsere 

Prognosemöglichkeiten jemals ausreichen werden, um soziale Kosten korrekt zu 

erfassen und zuzurechnen. 

 

(2) Die ordnungsrechtliche Interpretation förderte weiterhin, daß die erste Phase der 

Umweltpolitik quasi als Notstandsprogramm ("Blauer Himmel über der Ruhr") 

durchgeführt wurde und daher der rasche Einbau von nachgeschalteten Anlagen 

naheliegend war.229 

                                                
225Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 1986, S. 

21. 
226Der Schadensbegriff umfaßt dabei alle externen Effekte, wie die Wertminderung eines Waldes, die 

höheren Kosten der Wasseraufbereitung oder die Minderung der Lebensqualität etc. 
227Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S. 110. 
228Vgl. Berechnung der ökologischen und sozialen Kosten des Kfz-Verkehrs im UPI-Bericht Nr. 21, 

Finanzinstrumente, 1991 oder Wicke, L., Die ökologischen Milliarden, 1986. 
229Vgl. Bongaerts, J., Umweltschutz und technische Innovationen, 1988, S. 251. 
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(3) Dazu kam, daß wenige Jahre nach Verabschiedung des ersten Umweltprogramms mit 

der Ölkrise eine wirtschaftliche Rezession einsetzte, die schnell den anfänglichen 

Elan bei der Durchsetzung des ökonomischen Verursacherprinzips erlahmen ließ.230 

 

(4)  Auch die "Überzeugungsschwäche" der Umweltökonomie hat zu dieser Entwicklung 

beigetragen.  

   

Subsidiär zum Verursacherprinzip steht das Gemeinlastprinzip, das nach offizieller 

Lesart auf Fälle ökologischer Notstände und der Nichtfeststellbarkeit von Verursachern 

(z.B. Altlasten) beschränkt sein soll.231 In der Praxis haben aber Instrumente wie Darle-

hen, öffentliche Finanzhilfen oder Steuervergünstigungen eine hohe Bedeutung 

behalten.232  

 

Das Nutznießerprinzip ist eigentlich kein eigenständiges Prinzip, wenn man die Sicht-

weise von COASE zu Grunde legt. In diesem Fall handelt es sich bei der Umweltver-

schmutzung um Nutzungskonkurrenz, die von allen Beteiligten verursacht wird. Also 

kann der Nutznießer einer Nichtnutzung nach dem Verursacherprinzip auch 

herangezogen werden.  

Beim Wasserpfennig in Baden-Württemberg ist auf diese Weise verfahren worden. Die 

Konsumenten, die den Nutzen eines nicht verseuchten Grundwassers haben, zahlen 

dafür, daß Landwirte weniger Düngemittel einsetzen.  

Nach WICKE ist dieses Vorgehen im Einzelfall aus pragmatischen Gründen zwar sinnvoll, 

entpuppt sich aber bei genauerem Hinsehen, als ein Prinzip, bei dessen allgemeiner An-

wendung (z.B. bei Luftemissionen) wirtschaftlich Starke gegenüber den oft schwächeren 

Geschädigten bevorteiligt werden.233 

 

Nach HANSJÜRGENS kann  

 
"mit der Zuteilung der Kosten der Qualitätssicherung sinnvollerweise nur der technische Ver-
ursacher als derjenige, der eine mengenmäßige Anpassung seiner Nachfrage vornehmen kann, 
gemeint sein"234.  

 

                                                
230Vgl. Meißner, W., Umweltprogramm 1971, 1981, S. 374f. und Hauff, V., Ökologische 

Herausforderung an Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik, 1984,  S. 11 
231Vgl. Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 

1986, S. 22. 
232Vgl. Gräber-Seißinger, U., Verursacherprinzip, 1991, S. 1 und Weidner, H., Die Umweltpolitik der 

konservativ-liberalen Regierung, 1989, S. 22. 
233Vgl. Wicke, L., Umweltökonomie, 1989, S.139. 
234Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 51; vgl. auch: Bonus, H., Eine Lanze für 

den "Wasserpfennig", 1986, S.451-455; Brösse, U., Wasserzins statt Wasserpfennig,  1986, S.566-569. 
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Das Verursacherprinzip erhält m.E seinen wesentlichen Sinn dadurch, daß dem techni-

schen Verursacher ein Kriterium für effiziente und innovative Entscheidungen geboten 

wird, also ein Preis- bzw. Kostensignal gesetzt wird. Diese Funktion des Verursacher-

prinzips bewirkt dessen gesamtgesellschaftlichen Vorteil gegenüber der Gemeinlast- oder 

Nutznießerfinanzierung des Umweltschutzes. 

 

 

3.2.2 Entscheidung über Problematik und Eingriffsintensität 

 

Die i.d.R. anzutreffende juristisch-technische Interpretation des Verursacherprinzips geht 

auf die polizeirechtliche Tradition des Ordnungsrechts zurück und sollte zur Abwehr 

unmittelbar drohender Gefahren dienen. Das ordnungsrechtliche Vorgehen ist jedoch in-

zwischen auf das Vorsorgeprinzip übertragen worden. Die Durchsetzung des technischen 

Entwicklungsstandes wird oft mit dem bestmöglichen Umweltschutz und daher mit vor-

sorgender Umweltpolitik gleichgesetzt:  

 
"Vorsorgende Umweltpolitik formuliert die inhaltlichen Anforderungen der Vorsorgemaßnah-
men anhand fortschrittlicher Standards der Emissionsminderung."235 

 

Was ist Vorsorge? 

 
"Sobald die Milch vergossen ist, sind wir fähig, mit großem wissenschaftlichen Aufwand fest-
zustellen: Die Milch ist vergossen! 
Und vielleicht können wir die Gründe benennen: gestolpert und hingefallen. Mehr nicht. 
Die Gabe des Vorauswissens fehlt uns. Wir müssen aber die Amputation der Kenntnis des 
Kommenden überwinden.  
Wir brauchen Wissen über die Prävention von Problemen!"236 

 

Das Problem des Vorsorgeprinzips liegt in der schwierigen Abgrenzung und Operationa-

lisierung. Daher verleitet dieses Prinzip dazu, es in "Sonntagsreden" zu betonen, um es in 

der Alltagspolitik wieder zu verdrängen.  

Dabei besteht zwischen dem Verursacherprinzip und dem Vorsorgeprinzip ein seltsames 

Spannungsverhältnis.  

Dem Verursacherprinzip, besonders dem ökonomisch verstandenen, wird nachgesagt, 

daß es egoistischer Herkunft sei und allerhöchstens zu einer befriedigenden 

Umweltqualität für die heute Lebenden führe.237 Das Vorsorgeprinzip verkörpere 

                                                
235Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 1986, S. 

14. 
236Simonis, U.-E., Ökologische Orientierungen, 1988, S.113.  
237Siehe auch Anhang 3: Egoismus und Umweltschutz. 
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demgegenüber die Sorge um zukünftige Generationen und habe daher einen wesentlich 

"humaneren" Ursprung.  

Der Gegensatz besteht m.E. aber nur scheinbar. Will man keine Despotie, dann muß 

intergenerative Gerechtigkeit aus den "egoistischen" Motiven der gegenwärtigen 

Generation entspringen. HAMPICKE hat zu zeigen versucht, daß dies zwar nicht selbst-

verständlich, aber auch nicht völlige Utopie ist.  

 

Regierungsamtlich werden die Ziele vorsorgender Umweltpolitik folgendermaßen 

definiert: 

 

Umweltbericht von 1976:238 

·  Sicherung von Gesundheit und Wohlbefinden des Menschen; 

·  Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts; 

·  langfristige Gewährleistung zivilisatorischen Fortschritts und volkswirtschaftlicher 

Produktivität; 

·  Vermeidung von Schäden an Kultur- und Wirtschaftsgütern; 

·  Bewahrung von Landschaft, Pflanzen- und Tierwelt. 

 

Leitlinien Umweltvorsorge 1986:239 

·  Aktivitäten, die im Vorfeld der Gefahrenabwehr der Vermeidung oder Verminderung 

von Umweltrisiken dienen. 

·  Aktivitäten, die vorausschauend die zukünftige Umwelt gestalten (insbesondere in 

bezug auf den Schutz und die Entwicklung unserer natürlichen Lebensgrundlagen). 

·  Erhaltung von Gestaltungsfreiräumen für zukünftige Generationen. 

  

Es bleibt aber schwierig, diese Begrifflichkeit zu operationalisieren und Maßstäbe zu 

finden, die es erlauben, den Erreichungsgrad zu quantifizieren. Es bleibt nur eine relativ 

vage Terminologie, die sich allerdings bei Anwendung auf  Beispiele konkretisieren läßt.  

 

Die von der Bundesregierung benannten Vorsorgeziele dürften nur erreicht werden, 

wenn wir die Nutzung von Umweltressourcen auf breiter Front verringern. Dabei zeigen 

viele Beispiele, daß nachsorgende Umweltpolitik dieses Ziel nicht erreicht, sondern Pro-

bleme nur kurzfristig entschärft und zeitlich/medial/räumlich verschoben werden.  

Ein gutes Beispiel ist hier die Energiewirtschaft. Die Meinung ist weit verbreitet, daß alle 

Probleme gelöst wären, wenn nur eine "neue Energiequelle"240 gefunden würde. Es wird 

                                                
238Vgl. Deutscher Bundestag, Umweltbericht, 1976, S. 25f. 
239Vgl. Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 

1986, S. 12f. 
240Siehe Debatte um die Kernenergie, Kernfusion oder die Wasserstoffwirtschaft. 
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aber immer deutlicher, daß nur eine starke Absenkung des Energieverbrauchs mit einher-

gehender Erhöhung der Energieproduktivität eine umweltfreundlichere Energieversor-

gung gewährleisten kann. "Neue Energiequellen" würden nur die Verschwendungsmen-

talität erhalten und neue Umweltprobleme heraufbeschwören. Die umweltfreundlichste 

Energiequelle ist daher das Einsparen von Energie durch moderne Methoden und Verhal-

tensänderungen.  

Der Begriff des ökologischen Strukturwandels und die Unterscheidung von JÄNICKE 

zwischen nachsorgendem und vorsorgendem Umweltschutz geben m.E. eine brauchbare 

Umschreibung des Vorsorgebegriffs.241  Prozeßinnovationen (integrierter 

Umweltschutz), Verringerung von Rohemissionen242 und Wiederverwertung 

kennzeichnen demnach eine vorsorgende Umweltpolitik.  

 

Um Vorsorge noch stärker zu operationalisieren, werden oft Umweltqualitätsziele gefor-

dert.243 Abgesehen von Teilbereichen müssen wir uns aber m.E. damit abfinden, daß es 

keine Möglichkeit gibt, genaue "Grenzwerte" für zukunftsverträgliche Umweltnutzung 

anzugeben.  

Politische Etappenziele, wie z.B. die Reduzierung der CO2-Emissionen bis zum Jahre 

2005 um 25-30% sind dagegen zu begrüßen, da sie den Vorteil der Erfolgskontrolle und 

des Ansporns mit sich bringen. 

 

Wann soll vorsorgende Umweltpolitik eingreifen? 

 

Lange Zeit war die Meinung vorherrschend, daß ein Gefahrenverdacht und weitgehendes 

Wissen über Ursachen- und Wirkungszusammenhänge vorhanden sein muß, um vorsor-

gend tätig zu werden. "Vorsorge ins Blaue hinein" wurde abgelehnt.244   

Demgegenüber scheint sich aber eine Philosophie durchzusetzen, die eine 

"Gefahrlosigkeitsvermutung" ablehnt und sich eher am schlimmsten Fall ("Worst-Case") 

ausrichtet.245 Bei besonders großen Gefahrenpotentialen, wie dem Ende menschlicher 

Zivilisation, tritt dabei die Wahrscheinlichkeit des Eintritts in den Hintergrund. 

Das Argument, es müßte erst noch mehr geforscht werden, widerspricht zudem allen Er-

fahrungen, die bei mehr Wissenserwerb eine eindeutige Zunahme von Unsicherheiten 

konstatieren. Die Argumentation muß genau umgekehrt geführt werden: gerade weil die 

                                                
241Siehe Abb. 7: Modell und Beispiele umweltpolitischer Strategien  
242Rohemissionen sind die Emissionen vor einer nachgeschalteten Reinigungsstufe. 
243Vgl. Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 

1986, S. 14. 
244Siehe Verhalten des letzten Präsidenten der USA, George Bush, auf der Umweltkonferenz in Rio und 

die Diskussion über das Waldsterben Anfang der 80er Jahre. 
245Siehe auch Abschnitt "2.1 Wertprämissen der Neoklassik"  
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Unsicherheiten so groß sind, muß aus Gründen der Risikominimierung umgehend mit der 

Einleitung von Vorsorgemaßnahmen begonnen werden.  

 

Trotzdem kann in der politischen Praxis auch dieser Vorsorgebegriff nicht verabsolutiert 

werden, da dies einer Aufforderung zur sofortigen Einstellung jeglicher Tätigkeit gleich 

käme. Es bleibt uns m.E. nichts anderes übrig, als uns die Zeit für einen ökologischen 

Strukturwandel zu nehmen, obwohl wir nicht sicher sein können, ob wir diese Zeit noch 

haben.  

 

Wie kann Vorsorge instrumentalisiert werden? 

 

Die vorhergehende Diskussion hat gezeigt, daß pretiale Instrumente am ehesten Anreize 

bieten, sich vorsorgend zu verhalten. Damit schließt sich hier der Kreis zum ökonomisch 

verstandenen Verursacherprinzip.246 Das ordnungsrechtlich interpretierte Verursacher-

prinzip scheint demgegenüber oft kontraproduktiv zu wirken.247   

Aufgrund der grundsätzlichen Unmöglichkeit der Zurechnung aller externen Kosten - 

künftige wie gegenwärtige - behält das Vorsorgeprinzip aber eine eigenständige Bedeu-

tung gegenüber dem Verursacherprinzip. 

 

Für die Protagonisten einer ökologischen Steuerreform und insbesondere für 

WEIZSÄCKER wird vorsorgende Umweltpolitik auch zu einer wirtschaftspolitischen For-

derung. Ökologische Stabilität ist nach  Meinung von WEIZSÄCKER  eine Voraussetzung 

für Wohlstand; gesellschaftliche Stabilität (Wohlstand) ist eine Voraussetzung für einen 

ökologischen Strukturwandel. Somit kann nur eine vorausschauende und vorsorgende 

Umwelt- und Wirtschaftspolitik beides erfüllen. Die dynamische Ausgestaltung von Um-

weltabgaben stellt dabei einen Instrumentalisierungsversuch pretialer Instrumente dar, 

der den gestellten Anforderungen gerecht werden soll. 

 

Die Bundesregierung schreibt in diesem Zusammenhang: 

 
"Damit sich die Dynamik der Marktwirtschaft auch im Dienste des Umweltschutzes entfalten 
kann, müssen der Wirtschaft umweltpolitische Ziele rechtzeitig vorgegeben werden. Es reicht 
nicht aus, den Unternehmern die heutigen Anforderungen zu nennen. Sie brauchen Auskunft, 
was morgen von ihnen erwartet wird, um ihre wirtschaftliche und technische Phantasie und 
Kreativität darauf ausrichten zu können. Umweltvorsorge umfaßt deshalb auch die Vorgabe 
mittel- und längerfristiger Ziele....Die Ziele sind abhängig von Art und Ausmaß der Umwelt-

                                                
246Vgl. Zimmermann, K., Zur Anatomie des Vorsorgeprinzips, 1990, S. 11. 
247Siehe auch Abschnitt "2.3 Instrumentenanalyse" 
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risiken durch Stoffeinträge sowie auch abhängig von den Aussichten über ihre Erreichbarkeit 
festzusetzen."248

  

 

Folgende Instrumente hält die Bundesregierung für geeignet, um obigen Vorgaben 

gerecht zu werden: 

 
"Selbstverpflichtungen und Zusagen der Wirtschaft, Absichtserklärungen über zukünftige Re-
gelungen oder auch rechtliche Fixierungen zukünftiger Anforderungen."249 

 

Das Gegenstück zum Prinzip der Vorsorge ist das Prinzip der Gefahrenabwehr. Die 

letzten Ausführungen haben gezeigt, wie schwer die Abgrenzung ist. 

Kann man bei dem bestehenden Niveau der CO2-Emissionen davon sprechen, daß sie 

unterhalb der Gefahrenschwelle liegen? Das wäre aber für HANSJÜRGENS Voraussetzung 

für vorsorgende Umweltpolitik und somit Abgrenzungskriterium zur Gefahrenabwehr.250 

Oder handelt es sich bei der Klimapolitik bereits um Gefahrenabwehr, obwohl die unmit-

telbaren Gefahren noch nicht auftreten?  

M.E. ist jede Vorsorgepolitik zugleich auch Gefahrenabwehr. Die Definition von 

HANSJÜRGENS halte ich daher für nicht sinnvoll. Das Prinzip der Gefahrenabwehr im 

engeren Sinne bezieht sich dabei auf Gefahren, die keinerlei zeitlichen Aufschub bei der 

Behebung ermöglichen,251 wie direkte gesundheitliche Gefährdungen (z.B. Smog, unmit-

telbare Gesundheitsschäden durch Emissionen),  oder ökologische Zuspitzungen (z.B. 

drohendes Umkippen eines Gewässers).  

Grundsätzlich gilt das allerdings auch für globale Umweltprobleme, wie den CO2-Aus-

stoß oder den Artenschwund, da die Gefahrenschwelle bereits überschritten ist und nicht 

mehr gesagt werden kann, daß durch vorausschauende Umweltpolitik Schäden völlig 

vermieden werden könnten. Es geht nur noch um Schadensbegrenzung. Trotzdem sind 

diese Probleme auf einer anderen Ebene angesiedelt. Es handelt sich um strategische 

Umweltprobleme, deren Lösung faktisch nicht von heute auf morgen zu erwarten ist - 

Probleme, die Strukturwandlungen voraussetzen.   

 

                                                
248Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 1986, S. 

16. 
249Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Leitlinien Umweltvorsorge, 1986, S. 

17. 
250Vgl. Hansjürgens, B., Umweltabgaben im Steuersystem, 1992, S. 49. Desweiteren führt Hansjürgens 

an dieser Stelle aus: "Der Vorsorgegedanke kann dabei insbesondere bei Stoffen ´mittleren 
Problemgehaltś  zur Anwendung gelangen."; vgl. dazu auch Bergmann, E, Instrumente der 
Umweltpolitik, 1990, S. 85. 

251In diesen Fällen besteht überdies eine staatliche Handlungspflicht, da das Recht auf Leben und 
Gesundheit verletzt wird. Inwieweit eine solche Handlungspflicht auch für die Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen gilt, ist rechtlich umstritten; vgl. dazu Hansmeyer, K.-H., 
Umweltpolitik, 1990, S.27f. und Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1982, S. 72f. 
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Das prädestinierte Instrument der Gefahrenabwehr im engeren Sinne ist allerdings das 

Ordnungsrecht, da in diesen Fällen meist punktuelle Wirkungsgenauigkeit nötig ist, was 

preisliche Instrumente i.d.R. nicht leisten können. Eine solche Wirkungsgenauigkeit ist 

zum Beispiel auch bei der Unfallsicherheit von Industrieanlagen notwendig. Niemand will 

sich dabei nur auf die Wirkung ökonomischer Anreize zur Schadensvermeidung wie z.B. 

das Haftungsrecht verlassen.   

Ordnungsrechtliche Ge- und Verbote, wie Fahr- oder Produktverbote und Grenzwerte252 

bedürfen aber oft der Ergänzung durch einen vorsorgend wirkenden Anreizmechanismus, 

damit nicht nur an Symptomen kuriert wird. 

 

 

3.2.3 Entscheidung über M itwirkungsgrad 

 

Zum Kooperationsprinzip heißt es im Umweltbericht 1976: 

 
"Nur aus der Mitverantwortlichkeit und der Mitwirkung der Betroffenen kann sich ein ausge-
wogenes Verhältnis zwischen individuellen Freiheiten und gesellschaftlichen Bedürfnissen er-
geben. Eine frühzeitige Beteiligung der gesellschaftlichen Kräfte am politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozeß ist deshalb von der Bundesregierung vorangetrieben worden, 
ohne jedoch den Grundsatz der Regierungsverantwortlichkeit in Frage zu stellen."253 

 

Nach dieser Definition stellt das Kooperationsprinzip ein Leitbild für die Ausgestaltung 

umweltpolitischer Entscheidungsprozesse dar. 

Das Kooperationsprinzip fordert aber zu Mißverständnissen heraus. Dabei hat der 

Grundgedanke des Kooperationsprinzips weder mit Kollaboration noch mit zwanghafter 

Konsenssuche etwas zu tun. Vielmehr ist dieses Prinzip eine Ausprägung des Demokra-

tieprinzips, indem es die politische Willensbildung transparent und nachvollziehbar 

machen soll. Auch läßt sich aus diesem Prinzip keine Bevorzugung vertraglicher oder auf 

freiwilligen Absprachen beruhender Umweltschutzmaßnahmen ableiten.254 

 

Einem weiteren Aspekt des Kooperationsprinzips sollte m.E. stärkere Bedeutung beige-

messen werden. Bürger wie Wirtschaft sind in ihrem Handeln abhängig oder werden ent-

scheidend durch staatliche Herrschaftsausübung beeinflußt. Um private Fehlentscheidun-

gen zu vermeiden, sind sie dabei auf eine gewisse Kontinuität staatlicher Vorgaben an-

                                                
252Dabei wird davon ausgegangen, daß bei der Einhaltung von Grenzwerten (z.B. 

Immissionsgrenzwerte, Trinkwasser, radioaktive Strahlung etc.) keine Gefahr im engeren Sinne 
vorliegt und somit dem grundgesetzlichen Handlungszwang genüge getan ist. 

253Deutscher Bundestag, Umweltbericht, 1976, S.27f. 
254Vgl. Hartkopf, G./Bohne, E., Umweltpolitik, 1983, S. 113-115.; Knüppel, H, Umweltpolitische 

Instrumente, 1989, S. 23f. und Zimmermann, K., Zur Anatomie des Vorsorgeprinzips, 1990, S. 5. 
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gewiesen. Laufende Verschärfung von Auflagen und Unberechenbarkeit der Umweltpoli-

tik macht Umweltinvestitionen äußerst teuer. 

Auch die Akzeptanz von staatlicher Umweltpolitik wird hierdurch nicht gefördert. 

 

 

3.3 Zusammenfassung und Implikationen für ökologische Steuerreformvorschläge 

 

Die Analyse der Prinzipien der Umweltpolitik zeigt, daß auch sie in Richtung pretialer 

Instrumente weisen. Besonders deutlich wird dies, wenn das Verursacherprinzip in seiner 

ursprünglichen ökonomischen Definition zugrunde gelegt wird. In diesem Fall sind Vor-

sorgeprinzip und Verursacherprinzip nicht mehr konkurrierend, sondern "zwei Seiten 

einer Medaille".  

 

M.E. ist es sinnvoll, die Interpretation des Kooperationsprinzips weiter zu fassen. Be-

sonders in Zeiten wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Krisen muß sich die Umweltpo-

litik verstärkt darüber Gedanken machen, wie sie ihre ehrgeizigen Ziele in schwieriger 

Gesamtlage durchsetzen kann. Ziel muß es sein trotzdem zu einer relativ 

konjunkturunabhängigen Umweltpolitik zu kommen. Je ehrgeiziger die ökologischen 

Ziele dabei sind, desto ökonomieverträglicher muß die Umweltpolitik sein. 

KLEMMER gibt folgende Kriterien für die Ökonomieverträglichkeit der Umweltpolitik 

an: 

 

 ·  "Eine möglichst geringe Einschränkung unternehmensinterner Handlungsspielräume. 

 ·  Eine möglichst weitgehende Zulassung unternehmensexterner Austauschprozesse. 

 ·  Die Durchsetzung möglichst umweltbezogener Gewinn- und Liquiditätseffekte. 

 ·  Die Kalkulierbarkeit der Umweltpolitik."255 
 

Eine ökologische Steuerreform mit dynamischer Ausgestaltung der Umweltabgaben, 

scheint diesen Kriterien gerecht zu werden. 

Weizsäcker scheint hier eine erste Annäherung an diese Herausforderungen gelungen zu 

sein. Die langfristige Berechenbarkeit seines Vorschlags bedeutet keine Konfrontation 

mit den Wirtschaftsakteuren, sondern bietet den nötigen Spielraum, um kosteneffiziente 

Lösungen unter Vermeidung von Strukturbrüchen zu finden.    

 

KLAUS ZIMMERMANN faßt den Fragenkomplex der Instrumentalisierung der Prinzipien 

der Umweltpolitik folgendermaßen zusammen: 

 

                                                
255Klemmer, P, Gesamtwirtschaftliche Effekte, 1991, S. 151. 
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"So gesehen wird die kontinuierliche, umweltfreundliche technologische Anpassung mit Hilfe 
eines entsprechenden verursacherprinzipsgerechten, marktwirtschaftlichen Instrumentariums 
zu einem Hauptelement eines inkremental interpretierten und damit auch technologieorientier-
ten Vorsorgeprinzips. Gleichzeitig wird das Nachdenken über ein ökologisch orientiertes Ab-
gabensystem beispielsweise zu einem wichtigen, wenn auch ziemlich profanen Ausdruck 
heutiger Liebe zu zukünftigen Generationen. Nur unter diesem zurückgenommenen Anspruch 
und in inkrementaler Interpretation ist das Vorsorgeprinzip auch der Name einer Lösung und 
nicht nur die Bezeichnung eines Problems."256

 

 

Für die Umweltpolitik wäre es sicher ein Fortschritt, wenn wir von der dauernden Be-

teuerung der Rechte zukünftiger Generationen zur "profanen" Nächstenliebe gegenüber 

Zukünftigen kämen - nämlich zur tätigen Nächstenliebe. 

                                                
256Zimmermann, K., Zur Anatomie des Vorsorgeprinzips, 1990,  S.14. 
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4 Perspektiven einer ökologischen Steuerreform 

 

Ökologische Steuerreformvorschläge lassen sich grundsätzlich theoretisch und konzep-

tionell durch das Konzept der externen Effekte und die Prinzipien der Umweltpolitik ab-

sichern und begründen.  

Auf die entscheidende Frage aber, ob eine ökologische Steuerreform den strukturellen 

Anpassungsprozeß optimiert, und wie sie dazu ausgestaltet sein müßte, konnte besonders 

aus dieser Sicht der Umweltökonomie keine befriedigenden Aussagen gefunden werden. 

Damit soll die Wichtigkeit des theoretischen Ansatzes der Umweltökonomie nicht in 

Frage gestellt werden, aber es erscheint höchste Zeit, von der "Grundlagenforschung" 

zur "Anwendungsforschung" zu gelangen.  

 

4.1 Gefahr einer globalen Erwärmung und die Antwort der Bundesregierung   

 

Die Perspektiven einer ökologischen Steuerreform möchte ich am Beispiel der Klima-

politik257 und speziell der Abwehr der globalen Erwärmung (Treibhauseffekt) betrachten. 

Grundlagen meiner Ausführungen werden die Arbeit der Enquete-Kommission des 

Deutschen Bundestages "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre", und die Verlautba-

rungen der Bundesregierung zu diesem Thema sein. 

 

Die Enquete-Kommission wurde auf Initiative aller im Bundestag vertretenen Parteien 

eingesetzt und konstituierte sich am 3. Dezember 1987. Die Kommission hatte den Auf-

trag, "mögliche Vorsorgemaßnahmen gegen die vom Menschen verursachten Verände-

rungen in der Erdatmosphäre und deren Auswirkungen auf Weltklima und Umwelt"258 zu 

erarbeiten. Sie setzte sich aus elf Bundestagsabgeordneten und elf  Sachverständigen zu-

sammen. Unter den Sachverständigen befand sich kein Ökonom. 

 

Der Bericht der Enquete-Kommission faßt auf eindrucksvolle Weise das derzeitige Wis-

sen über Ursachen und Gefahren der Klimaveränderungen zusammen. 

Die Ergebnisse zeigen, daß das Wissen über das Klima  immer differenzierter wird. 

Trotzdem sind die Prognosen mit großen Unsicherheiten behaftet und werden es meiner 

Meinung nach auch immer bleiben. Die Risiken, die uns die Klimaforscher allerdings 

aufzeigen, sind dramatisch. Mit dürren, nüchternen Worten sind die Gefahrenpotentiale 

kaum zu beschreiben, da sie die menschliche Vorstellungs- und Verarbeitungskraft über-

schreiten. Trotzdem möchte ich stichpunktartig  Ursachen, Wirkungen und Gefahren auf-

zeigen. Ein Anspruch auf Vollständigkeit soll und kann nicht erhoben werden.  
                                                
257Klimapolitik umfaßt alle anthropogenen klimatischen Veränderungen und insbesondere den 

Treibhauseffekt und die Ausdünnung des Ozons in der Stratosphäre.  
258Enquete-Kommission, Schutz der Erde, 1990, S. 121. 
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Ursachen: 

 

·  Der natürliche Treibhauseffekt, der von den Gasen Wasserdampf (H2O), Kohlendi-

oxid (C02), Ozon (O3), Distickstoffoxid (N2O) und Methan (CH4) hervorgerufen 

wird, bewirkt, daß die heutige Durchschnittstemperatur auf der Erde in Bodennähe 

rund 15 °C beträgt. Ohne diesen natürlichen Treibhauseffekt würde die globale 

Durchschnittstemperatur bei etwa -18 °C liegen. 

 

·  Seit Beginn der Industrialisierung sind die Konzentrationen dieser Treibhausgase in 

der Atmosphäre durch menschliche Tätigkeit angestiegen und neue Treibhausgase, 

vor allem die FCKW, hinzugekommen. Durch diesen zusätzlichen Treibhauseffekt 

wird der natürliche Treibhauseffekt verstärkt. 

 

Abb. 18: Ursachen des zusätzlichen Treibhauseffekts 

Quelle: Enquete-Kommission, Schutz der Erde, 1990, S.46. 
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Wirkungen: 

·  In den vergangenen 100 Jahren ist die globale Durchschnittstemperatur um etwa 

0,7°C und der Meeresspiegel um 10 bis 20 cm, vermutlich aufgrund des zusätzlichen 

Treibhauseffekt, angestiegen. In den letzten Jahren läßt sich auch eine Erhöhung der 

mittleren Windgeschwindigkeit beobachten. 

 

·  Nach dem gegenwärtigen wissenschaftlichen Kenntnisstand wird sich die globale 

Mitteltemperatur um 3 bis 9 °C (wahrscheinlichster Wert: 5 °C) gegenüber dem vo-

rindustriellen Wert erhöhen, wenn die Emissionen von Treibhausgasen mit denselben 

Raten wie zur Zeit bis zum Jahr 2100 ansteigen.  

 Mit einem Anstieg von 4 °C  würde in 100 Jahren das geschehen, was auf natürliche 

Weise 18 000 Jahre seit der letzten Eiszeit gedauert hat. 

 

·  Da die Ozeane die Erwärmung um 30 bis 40 Jahre verzögern, ist eine bestimmte glo-

bale Erwärmung nicht mehr aufzuhalten. 

 

Gefahren: 

 

·  Die Temperatur wird im Mittel dreimal so schnell ansteigen, wie es natürliche Öko-

systeme nach heutigem Wissen noch vertragen können.  

 Klimazonen werden sich schneller verschieben als die Vegetation folgen kann. Folge 

ist zum Beispiel ein großräumiges, klimabedingtes Waldsterben259 in den mittleren 

und höheren Breiten und ein beschleunigtes Artensterben auf breiter Front. 

 

·  Bis zum Jahr 2100 könnte der Meeresspiegel zwischen 70 bis 100 cm ansteigen. 

 

·  In vielen Gebieten werden die Trinkwasserressourcen beeinträchtigt werden. 

 

·  Durch die Verschlechterung der Ernährungs- und Lebenssituation großer Teile der 

Menschheit durch Klimaanomalien (Dürren, Überschwemmungen, Wirbelstürme) und 

deren Folgen (Mißernten, vermehrte Schäden an landwirtschaftlichen Kulturpflanzen 

etc.), kann es zu Hunger, Elend und Umweltflüchtlingsströmen in bisher nicht 

gekanntem Ausmaß kommen. 

 

Als Antwort auf diese Gefahren empfiehlt die Enquete-Kommission folgende weltweite 

Reduzierungsziele der energiebedingten CO2-Emissionen:260 
                                                
259Da die Klimaveränderungen auf einen bereits durch Immissionen geschwächten Wald treffen, wird 

die Wirkung noch verstärkt.  
260Die Kommission hat für die anderen Treibhausgase ebenso Reduktionsziele vorgeschlagen. 
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Abb. 19: Weltweite CO2-Reduzierungsziele der Enquete-Kommission 

 

 

Ländergruppen 

Reduktionsziele, in % bezogen auf die jeweiligen 

Emissionen des Jahres 1987 

 bis 2005 mindestens bis 2050 mindestens 
Westliche und östliche 
Industrieländer insgesamt 

-20 -80 

Wirtschaftsstarke westliche Indu-
strieländer mit derzeit besonders 
hohen Pro-Kopf-Emissionen 

 
-30 

 
-80 

Europäische Gemeinschaft -20 bis -25 -80 

Entwicklungsländer +50 +70 

Weltweit -5 -50 

Quelle: Enquete-Kommission, Klimaänderung, 1992, S. 177. 

 

Die folgende Abb. 20 macht besonders deutlich, welch große Herausforderung hinter 

diesen Zahlen steckt. Das Reduktionsziel von 50 % bis zum Jahr 2050 verschleiert die 

tatsächliche Größe der Aufgabe, da es die prognostizierte Erhöhung der CO2-Emissio-

nen nicht berücksichtigt. Würde der derzeitige Trend weitergehen, würden die CO2-

Emissionen im Jahre 2050 41 Milliarden Tonnen betragen. Das angestrebte Ziel von 

10,25 Milliarden Tonnen bedeutet daher, daß die Maßnahmen zur CO2-Reduktion tat-

sächlich eine weltweite Verminderung um 75 % erreichen müssen.  

 

Abb. 20: Grafische Darstellung der weltweiten Reduktionsziele der Enquete-Kommission 

 

 
Quelle: Enquete-Kommisssion, Schutz der Erde, 1990, S. 73. 
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Auf nationaler Ebene  

 
"hat der Deutsche Bundestag dem ersten Bericht der Kommission am 9. März 1989 in einer 
Entschließung einvernehmlich sowohl den im Bericht enthaltenen Analysen zum gegenwärti-
gen Sachstand ... sowie den daraus zu ziehenden Schlußfolgerungen als auch den Maßnah-
menvorschlägen inhaltlich voll zugestimmt"261. 

 

Die Enquete-Kommission  

 
"ist zu dem Ergebnis gelangt, daß ein Mischkonzept von Abgabenlösungen, Anreizsystemen 
und sektorspezifischen Maßnahmebündeln erforderlich ist, um die Reduktionsziele zu errei-
chen. 
Die Kommission empfiehlt daher, zur Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen ein entspre-
chendes Mischkonzept zu entwerfen, das die Elemente einer Abgabenlösung (Sonderabgaben 
oder Steuern) auf nationaler Ebene - soweit dies im Rahmen der EG möglich ist - beziehungs-
weise auf europäischer Ebene mit Anreizsystemen und mit sektorspezifischen Maßnahmebün-
deln verknüpft"262. 

 

Am 13. Juni 1990 hat das Bundeskabinett die Vorschläge der Kommission aufgegriffen 

und eine 25 %ige Emissionsreduktion für CO2 mit dem Basisjahr 1987 beschlossen. Am 

7. November 1990 wurde der Reduktionsbeschluß bekräftigt und für die neuen Bundes-

länder dahin gehend erweitert, daß für diese eine deutlich höhere prozentuale Minderung 

anzustreben ist.263 

 

Die Abb. 21 macht wiederum deutlich, daß eigentlich von einem 50 %igen Reduktions-

ziel bis zum Jahr 2005 gesprochen werden müßte, wenn die Entwicklung der CO2-Emis-

sionen bei Beibehaltung der derzeitigen Strukturen und einem entsprechenden Wirt-

schaftswachstum264 miteinbezogen wird.  

 

Abb. 21: Entwicklungsverläufe für CO2-Emissionen in den alten Bundesländern bis 2005 

                    1987 2005

1098

545

Mio t CO2

Hypoth.
Entwicklung bei
Wirtschafts- und
Energieträger-
struktur 1987

25 %
Reduktionsziel

Zieljahr

Basisjahr

726

 
Quelle: In Anlehnung an Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Umweltpoli  

tik, o.J., S. 26 
                                                
261Enquete-Kommission, Schutz der Erde, 1990, S. 127. 
262Enquete-Kommission, Schutz der Erde, 1990, S. 97 
263Enquete-Kommission, Klimaänderung, 1992, S. 167. 
264In diesem Szenario wird von einem Anstieg des BSP 1987/2005 um 51 % ausgegangen. 
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Die Zielsetzung der Bundesregierung ist damit äußerst ehrgeizig, aber in Anbetracht der 

ökologischen Gefahren auch angebracht. 

 

Die Abb. 22 gibt  einen Überblick über durchgeführte und geplante Maßnahmen der 

Bundesregierung, um ihr gestecktes Ziel einer 25 %igen Reduktion von CO2 bis zum 

Jahr 2005 zu erreichen. 

 

Abb. 22: Maßnahmen zur Erreichung des 25 %igen CO2-Reduktionsziels 

 
Maßnahme Er läuterungen 
Bundestarifordnung Elektrizität Erhöhung der Verbrauchsabhängigkeit der 

Stromtarife (1990). 
Förderungsprogramm Windenergie 250 MW sollen bis zum Jahr 2005 gefördert 

werden. 
Förderungsprogramm Photovoltaik 2250-Dächer-Photovoltaik-Programm (läuft 

Ende 1993 aus). 
Stromeinspeisungsgesetz Mindestvergütung für eingespeisten Strom aus 

regenerativen Energiequellen (1991). 
Einigungsvertrag/Ökologischer Sanierungsplan Die Immissionsschutzbestimmungen sollen 

stufenweise auch in den neuen Bundesländern 
Anwendung finden. 

Bund-/Länder-Programm Fernwärme in den 
neuen Bundesländern 

Modernisierung und Sanierung von 
Fernwärmeversorgungsnetzen (mit Schwer-
punkt Kraft-Wärme-Koppelung) wird jährlich 
mit 300 Mio DM subventioniert (1992-1995). 

Steuerpräferenz  Kraft-Wärme-Koppelung (1992) 
Programm Energiediagnosen Subventionierung von Energiediagnosen bei 

Gebäuden. 
ERP-Kredite Kredite für rationellen und sparsamen 

Energieeinsatz und erneuerbare Energieen in 
kleinen und mittleren Unternehmen. 

Umweltzeichen Vergabe für Produkte mit rationellem und 
sparsamen Energieverbrauch und für die 
Nutzung erneuerbarer Energien. 

Aufforstung Prämien ab 1991. 
Verpackungsverordnung Rücknahme- und Verwertungspflicht von 

Verpackungen und Vorrang der stofflichen 
Verwertung.. 

Technische Anleitung Siedlungsabfall Verwaltungsvorschrift zur Abfallvermeidung 
und getrennter Abfallverwertung sowie zur 
Nutzung des Deponiegases (1992). 

Wärmeschutzverordnung Orientierung am Niedrigenergiehaus-Standard 
bei Neubauten (ab 1995). 

Heizungsanlagenverordnung Fortschreibung des "Standes der Technik"  
Kleinfeuerungsanlagenverordnung Verschärfung der Anforderungen. 
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Wärmenutzungsverordnung Großproduzenten von Abwärme sollen ein 
Wärmenutzungskonzept vorlegen. 
Entsprechende Auflagen ergehen nach dem 
Verhältnismäßig-keitsprinzip (geplant).  

Rationeller und sparsamer Energieein-
satz/verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien 

In den neuen Bundesländern 
Sonderabschreibungen bzw. 
Sonderausgabenabzug möglich. 

Energiewirtschaftsgesetz Erweiterung des Zielkatalogs des Gesetzes um 
Umweltschutz und Ressourcenschonung. 
Präzisierung der Ermächtigungsgrundlagen für 
den Erlaß von Rechtsverordnungen im Lichte 
des Zielkatalogs. Möglichst weitgehende 
Ausschöpfung der Deregulierungspotentiale 
(geplant). 

Honorarordnung für Architekten und 
Ingenieure 

Stärkere Anreize für verstärkte Planungs-
leistungen im Kontext "rationelle Energie-
verwendung und Nutzung erneuerbarer 
Energien" (geplant). 

Kraftfahrzeugsteuer Umwandlung in emissionsorientierte Steuer. 
CO2-Begrenzung bei Kraftfahrzeugen 5-6 Liter pro 100 km (EG-abgestimmtes 

Vorgehen). 
EG-Co2-/Energiesteuer Finanzielle Belastung des Energieeinsatzes. 
Verkehrsabgabe Erste Stufe: Autobahn-Vignette. 
Mineralölsteuer Anhebung der EG-Mindeststeuersätze wird 

angestrebt. 
Begrenzung des Düngemitteleinsatzes Düngemittelanwendungs-Verordnung 

(geplant). 
Kreislaufwirtschaftsgesetz Rangfolge: Vermeidung/stoffliche 

Verwertung/thermische Behandlung und 
Verwertung/Entsorgung (geplant). 

Quelle: In Anlehnung an Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Klimaschutz in Deutschland, 1993, S. 107-109. 

 

Da eine differenzierte Bewertung dieses Maßnahmenkatalogs der Bundesregierung an 

dieser Stelle nicht möglich ist, stelle ich den Maßnahmen die Kritik von BACH gegenüber, 

der einer der elf Sachverständigen der Enquete-Kommission war.   

 
Die neue Bundestarifordnung Elektrizität und das Stromeinspeisungsgesetz  

 
"sind unzureichend für die Aktivierung des vorhandenen Potentials erneuerbarer Energieträ-
ger. Darüber hinaus ist eine ausreichende Förderung der Kraft-Wärme-Koppelung unterblie-
ben... 
Mit dieser Novellierung [der Wärmeschutzverordnung, d.A.] ist wieder eine große Reduk-
tionschance vertan worden, weil der gegenwärtige Stand der Technik im Neubau ... nicht 
erreicht werden muß und der Altbau weiterhin zu wenig berücksichtigt wird.  
Seit Jahren schon kommen auch andere dringend notwendige Novellierungen wichtiger Ver-
ordnungen, wie z.B. die Wärmenutzungsverordnung ..., die Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure sowie insbesondere das Energiewirtschaftsgesetz von 1935, nicht über das 
Entwurfstadium hinaus...  
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Zu allem Überfluß läßt man auch noch die schon bestehenden Maßnahmen zur Förderung der 
Energieeinsparung auslaufen. Das 1991 beendete sogenannte 4,35 Mrd. DM Programm der 
Einkommenssteuer-Durchführungsverordnung (EStDV), das den Hauseigentümern einen An-
reiz zur Energieeinsparung bot, und das ehemalige Modernisierungs- und Energieeinsparungs-
gesetz ...sollten reaktiviert werden.  
Mit der Novellierung des Atomgesetzes versucht man, eine Renaissance der Atomenergie 
einzuleiten. Dies widerspricht jedoch allen Bestrebungen zu einer höheren Wirtschaftlichkeit, 
Umweltverträglichkeit und Akzeptanz der Energieversorgung. 
Die von der Bundesregierung vorgesehene Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes setzt 
mit der Deregulierung des Energieangebots und den daraus folgenden Preissenkungen und 
Energiemehrverbräuchen die völlig falschen Signale. Von dezentralen verbrauchernahen kom-
munalen Energieversorgungsunternehmen kann Energie mit der neuesten Technologie rationel-
ler sowie umwelt- und klimaschonender produziert werden als von den ineffizienten Groß-
kraftwerken. Auch hier wurde die einmalige Chance nach der Wende verpaßt, den Kommunen 
eine größere Mitwirkung bei der Energieversorgung einzuräumen... 
Die Bundesregierung versucht, mit ihrem Bundesverkehrswegeplan durch massive 
Straßenausbauprogramme und leichte Verbesserungen im Schienenverkehr die ständig sich 
verschärfenden Verkehrsengpässe zu beseitigen. Nach aller Erfahrung verhindert aber ein 
Straßenausbau nicht die Engpässe, sondern führt im Gegenteil zu mehr Staus und eher früher 
als später zu einem Verkehrsinfakt....  
Die schädlichen Auswirkungen des Verkehrs auf Gesundheit, Umwelt und Klima etc. lassen 
sich nicht ohne eine drastische Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) auf 
ein erträgliches Maß herabsetzen. Durch intelligente und vernünftige Strukturplanung müssen 
die Daseinsbedürfnisse wohnen, arbeiten, sich versorgen und sich erholen räumlich und 
organisatorisch so aufeinander abgestimmt werden, daß die Notwendigkeit zur häufigen 
Nutzung des MIV entfällt und auf dringende Einzelfälle beschränkt bleibt...  
Eine echte Trendwende zur Erreichung des 25 bis 30 %igen CO2-Reduktionszieles ist aus 
dem ersten ´Nationalen Klimaschutzbericht  ́der Bundesregierung nicht ersichtlich."265

  
 

Die Kritik von BACH richtet sich in erster Linie darauf, daß die durchgeführten Maßnah-

men zu halbherzig sind oder ihre Einführung zu lange dauert.  

Für mich kommt verschärfend hinzu, daß es sich meist um ordnungsrechtliche 

Maßnahmen oder um Subventionen handelt. Einzelne Maßnahmen, die den Verbrauch 

natürlicher Ressourcen verteuern sollen, wie die Umgestaltung der Kfz-Steuer oder die 

Autobahn-Vignette, sind zudem falsch angelegt, da sie jeweils den Fixkostenanteil der 

Autonutzung betreffen und daher keinen Anreiz bieten, weniger zu fahren. 

2250 Dächer für Photovoltaik zu subventionieren ist zwar ein Anfang, sinnvoller wäre es 

aber, wenn Photovoltaik sich nach und nach betriebswirtschaftlich rechnet und somit ein 

Anreiz besteht sie weiterzuentwickeln. Das gleiche gilt für die Kraft-Wärme-Koppelung, 

Windkraft, Biomasse und generell für die rationelle Energieproduktion und -nutzung. Ein 

ökologischer Strukturwandel kann nicht durch ordnungsrechtliche Maßnahmen und 

durch Subventionen vom "grünen Tisch" aus "geplant" werden, sondern muß das Resul-

tat millionenfacher, individueller Entscheidungen sein. Ohne die zusätzliche Komponente 

einer dynamischen Energiesteuer, produzieren Ordnungsrecht und Subventionen zu 

wenig Umweltschutz und das zu hohen Kosten. 
                                                
265Bach, W., Klimaschutzpolitik, 1993, S. 14-17. 
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Bei der Frage einer Energieabgabe lehnt die Bundesregierung jedoch zur Zeit noch einen 

nationalen Alleingang ab. Sie unterstützt aber die Bestrebungen der EG-Kommission zur 

Einführung einer Energie-/CO2-Abgabe in der EG. 

 

Ziel der EG-Kommission ist es aber nicht, die CO2-Emissionen deutlich zu reduzieren, 

sondern sie auf dem Niveau von 1990 zu stabilisieren. Diese Zielsetzung erklärt auch die 

von der EG-Kommission vorgeschlagene Ausgestaltung der Abgabe.266  

 

Die Bemessungsgrundlage der Abgabe soll je zur Hälfte der Energiegehalt und der 

Kohlenstoffgehalt sein.  

Damit soll erreicht werden, daß einerseits ein grundsätzlicher Anreiz zum Energiesparen 

besteht und andererseits kohlenstoffreiche Energieträger durch andere ersetzt werden. 

Der Vorschlag der Kommission besitzt aber zwei entscheidende Schwachpunkte: 

 

(1) Ein zu niedriger Abgabensatz:267  

 

Die Abgabenhöhe soll schrittweise von 2,81 ECU pro Tonne CO2 und 0,21 ECU pro 

Gigajoule Energieinhalt für 1993 auf den dreifachen Wert bis zum Jahr 2000 angehoben 

werden.  

Für einen Liter Benzin würde dies beispielsweise lediglich eine Verteuerung von 3 

Pfennig (1993) bis 9 Pfennig (2000) bedeuten. Eine nachhaltige Änderung von Ver-

kehrsstrukturen und Verhaltensweisen ist m.E. mit diesem Preissignal nicht zu erreichen. 

 

(2) Eine fragwürdige Substitutionswirkung: 

 

CO2 als Bemessungsgrundlage kann Substitutionswirkungen innerhalb der fossilen 

Brennstoffe bewirken, die aus Gründen des Klimaschutzes nicht erwünscht sind.  

Erdgas hat zum Beispiel zwar einen im Vergleich zu Mineralöl geringeren CO2-Gehalt; 

werden aber die Methanemissionen268 miteinbezogen, gleicht sich die Treibhauswirkung 

der Brennstoffe an. Einige Untersuchungen gehen sogar davon aus, daß Erdgas eine 

höhere Klimaschädlichkeit besitzt als Mineralöl.269 Auch wenn letzteres nicht zutrifft, er-

scheint es nicht sinnvoll, fossile Brennstoffe aus Klimaschutzgründen in großem Maßstab 

untereinander zu substituieren. Außerdem bevorzugt eine CO2-Komponente die 

                                                
266Vgl. Faross, P., Geplante CO2-/Energiesteuer, 1993, S. 207-212 
267Vgl. Wacker-Theodorakopoulos, C., CO2-/Energiesteuer, 1993, S. 205. 
268Methan entweicht bei der Förderung und beim Transport von Erdgas und hat eine höhere 

Treibhauswirkung als CO2. 
269Schiffer, H.-W., CO2-/Energiesteuer, 1992, S. 364f. 
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Substitution fossiler Brennstoffe durch die Kernenergie (die damit verbundenen 

vielfältigen Probleme sollen in dieser Arbeit aber nicht behandelt werden). 

 

Grundsätzlich kann  gesagt werden, daß eine Besteuerung des CO2-Gehalts im Gegen-

satz zu einer allgemeinen Energiesteuer nicht geeignet ist, rationellere Energiegewinnung 

und -nutzung anzuregen. Gerade dies wäre aber notwendig, um die vielfältige 

Übernutzung von natürlichen Ressourcen und die direkte Gefährdung der menschlichen 

Gesundheit durch den Energieverbrauch zu vermindern.  

 

 

4.2 Ökologische Steuerreform als wichtiger Baustein der deutschen Umweltpolitik 

 

Würde der Kommissionsvorschlag verwirklicht, kann m.E. nicht mit tiefgreifenden Ver-

änderungen in Richtung eines ökologischen Strukturwandels gerechnet werden. Ich kann 

daher nicht erkennen, wie die Bundesregierung ihr ambitiöses Ziel der Reduktion der 

CO2-Emissionen mit Hilfe der von ihr angestrebten Maßnahmen erreichen will. 

 

Eine dynamische, ökologische Steuerreform - mit einer allgemeinen Energieabgabe als 

Kernstück - könnte dagegen m.E. das nötige Lösungspotential besitzen.  

 

Der Energieverbrauch muß drastisch gesenkt werden, und die Energieproduktivität muß 

drastisch erhöht werden, um die strukturellen Umweltprobleme zu lösen und damit auch 

die globale Erwärmung zu verlangsamen und zu begrenzen.  

Das kann am besten über den Preis und damit über den wirtschaftlichen Egoismus der 

Wirtschaftsakteure erreicht werden.270 Der Preis muß nach und nach die Knappheit 

natürlicher Ressourcen anzeigen. Nur so wird in umweltfreundlichere Technik und Ver-

fahren investiert und ändern sich entsprechend  Infrastruktur und Verhaltensweisen.   

 

Um Strukturen zu verändern ist es nicht entscheidend, daß der entsprechende Abgaben-

satz bereits bei der Einführung eine Höhe hat, die zu drastischen Verhaltensänderungen 

der Wirtschaftsakteure zwingt, obwohl die Alternativen noch gar nicht zur Verfügung 

stehen. Entscheidend ist vielmehr, daß die Abgaben dynamisch ausgestaltet sind und 

über einen langen Zeitraum exponentiell wachsen.  

 

Das Signal muß aber heute gesetzt werden. Jede weitere Verzögerung macht den unver-

meidlichen ökologischen Strukturwandel nur schmerzhafter. Wird jedoch frühzeitig be-

gonnen, erhöhen sich dagegen die Chancen, daß durch einen sparsamen und rationellen 

                                                
270Siehe Anhang 3: Egoismus und Umweltschutz. 
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Umgang mit natürlichen Ressourcen im Saldo keine Wohlfahrtsverluste, sondern viel-

leicht sogar Wohlfahrtsgewinne möglich sind. 

Auch auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit kann sich eine ökologische Steuerre-

form positiv auswirken. Meiner Ansicht nach dürfte der "teuere" aber gute Wirtschafts-

standort Deutschland nur bestehen können, wenn in Zukunftsmärkte, wie moderner Um-

welttechnik und -wissen investiert wird. Eine ökologische Steuerreform, mit 

dynamischen Umweltabgaben, könnte dies bewirken.  

Wir müssen unsere Stärken ausnutzen und nicht auf Gebieten, wie der Montanindustrie, 

mit anderen Ländern konkurrieren wollen, auf denen wir aufgrund unserer 

Kostenstruktur keine Chance haben. Auch dies setzt einen Strukturwandel voraus, der 

behutsam aber stetig durch die Politik begleitet und induziert werden muß.     

Neben der Berechenbarkeit durch eine kontinuierliche Erhöhung der Steuersätze, halte 

ich die Aufkommensneutralität einer ökologischen Steuerreform für wichtig. Eine solche 

Steuerreform muß von einer breiten Akzeptanz in der Bevölkerung getragen werden und 

darf die Wirtschaftskraft nicht strangulieren, die für den Wandel nötig ist. Die Ausgestal-

tungsvariante als Öko-Bonus halte ich dabei für besonders bedenkenswert,  da sie Trans-

parenz gewährleistet, finanzwirtschaftliche Probleme umgeht und durch ihre Einfachheit 

besticht. Noch offene Fragen, wie zum Beispiel Verteilungseffekte, können an dieser 

Stelle  nicht beurteilt werden. 

 

Die positive Wirkung einer ökologischen Steuerreform kann auch ein kommunalpoliti-

sches Beispiel belegen: 

In Regensburg wurde in den Medien, in der Bevölkerung und bei den Kommunalpoliti-

kern  sehr intensiv darüber diskutiert, ob Regensburg sich eine Stadtbahn leisten soll. 

Eine Stadtbahn ist ein schienengebundenes Nahverkehrssystem, das in seiner modernen 

Version sowohl auf Bundesbahngleisen als auch auf eigenen Schienenstrecken durch den 

Stadtkern geleitet werden kann (Karlsruher Modell). Dieses moderne Verkehrssystem 

würde es ermöglichen, in der Region und in der Stadt Regensburg einen Qualitätssprung 

beim Öffentlichen Personennahverkehr zu vollziehen.  

Der Realisierungszeitraum für ein solches Verkehrssystem beträgt 10-15 Jahre und mehr. 

Da eine solche Investition ein sehr großes finanzielles Wagnis für Stadt und Region dar-

stellt, wird die Frage gestellt, ob dieses Verkehrssystem überhaupt im ausreichendem 

Maße angenommen würde. Würden die Bürger wirklich auf ihr Auto verzichten, um auf 

die Stadtbahn umzusteigen?  

Vor dem Hintergrund einer ökologischen Steuerreform, welche die realen Benzinpreise 

bis zur Verwirklichung einer Stadtbahn verdoppelt würde, wäre die Antwort eindeutig 

Ja. Ohne diese Planungssicherheit besteht die Gefahr, daß auf den nötigen Ausbau des 
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öffentlichen Nahverkehrssystems verzichtet wird und in 10-15 Jahren immer noch keine 

ausreichende Alternative für das Auto zur Verfügung steht.   

Dieses Beispiel macht deutlich, daß ein ökologischer Strukturwandel abhängt von 

Investitionsentscheidungen, die nur bei veränderten Rahmenbedingungen (individuell) 

rational sind. Weitere Beispiele wären  

·  Investitionen bei der Bundesbahn,  

·  beim Hochbau (Solarenergie, Wärmedämmung etc.),  

·  bei der Energieversorgung (z.B. Blockheizkraftwerke),  

·  bei der Planung eines neuen Autotyps und der Umstrukturierung der Autoindustrie,  

·  bei der Strategieentscheidung in Lebensmittelkonzernen über Konsummärkte "auf der 

grünen Wiese",  

·  bei der Entscheidung über den Standort von Freizeitanlagen, Wohngebieten und Ar-

beitsstätten (Siedlungsstrukturen)  

·  ein Bundesverkehrswegeplan, der von einer Verringerung des Verkehrsaufkommens 

ausgeht und deshalb keine großen Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen mehr vor-

sieht.271  

etc.  

Die Beispiele könnten endlos fortgeführt werden.  

 

Mit dem Vorschlag von WEIZSÄCKER ist die Entwicklung ökologischer Steuerreformvor-

schläge m.E. auf konzeptioneller Ebene weit gediehen und zu einem gewissen Abschluß 

gekommen. Von der Implementierungsreife ist eine ökologische Steuerreform aber noch 

weit entfernt. Umweltökonomen, Finanzwirtschaftler, Naturwissenschaftler und 

Praktiker müssen sich zusammensetzen, um die nötige Detailarbeit zu leisten.  

Dazu bedarf es aber des politischen Auftrags und damit einer Politik, die den Vorsorge-

auftrag ernst nimmt und  sich nicht mit einem weitgehend symbolischen Aktionismus zu-

frieden gibt. Komplementär dazu müßte die Bevölkerung ein solches Handeln auch 

honorieren. Aber ich vermute, daß die Politik die Bürger hierbei in ihrem Willen zu 

Veränderungen unterschätzt. 

 

Der Vorstandsvorsitzende der Daimler-Benz AG, EDZARD REUTER, wird über seine An-

sicht über die deutsche Umweltpolitik folgendermaßen zitiert: 

 
"In allen westlichen Industrieländern, so stellte Reuter fest, sei die Politik zum 
´ausschlaggebenden Flaschenhals für notwendige Anpassungen an veränderte Bedingungen 
des Wirtschaftens geworden .́ 

                                                
271Dem Bundesverkehrswegeplan, der jetzt zur Verabschiedung ansteht, liegen Szenarien zugrunde, die 

durchwegs von einer erheblichen Steigerung des Verkehrsaufkommens ausgehen. Mit diesen 
Steigerungen werden die massiven Neu- und Erweiterungsbaumaßnahmen gerechtfertigt. Die 
Bundesregierung zeigt m.E. damit, daß sie ihrer eigenen Umweltpolitik mißtraut. 
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Die Gründe für diese Defizite sieht er vor allem in der Art und Weise, in der heute Politik be-
trieben werde. Die dichte Folge von Wahlterminen in Bund und Ländern lasse kaum die nötige 
Ruhe, um Grundsatzprobleme, die politische Weichenstellungen für die Zukunft erfordern, 
sorgfältig zu durchdenken. An die Stelle gründlich erarbeiteter Regelungen träten immer häu-
figer Pseudoaktivitäten und mit heißer Nadel genähtes Flickwerk.  
Krassester Fall ist für den Daimler-Chef die Umweltpolitik. Schonungsloser hätte die 
Politikerschelte durch einen Mann der Wirtschaft kaum ausfallen können als in Reuters Rede 
zum zehnjährigen Bestehen des Umweltbundesamtes 1984 in Berlin: ´Für mich bleibt es eine 
beunruhigende Tatsache, daß wir heute mit einer bedenklichen Qualitätsveränderung von 
Politik leben müssen, mit einem professionellen Dilettantismus, der auf Medienwirkung zielt 
und erst in zweiter Linie reale Wirkungen anstrebt ... Könnte dergleichen wohl demnächst mit 
der Ausrufung des ´Schadstoffs der Woché  das Ende jeglicher Berechenbarkeit und 
Kontinuität herbeiführen?"272 

In den letzten Wochen wurde der Vorschlag diskutiert, den Kohlepfennig nach seinem 

Auslaufen durch eine Energieabgabe zu ersetzen und mit dem Aufkommen wiederum die 

Kohle zu subventionieren. Eine solche Ausgestaltung einer Energieabgabe verbaut 

jedoch den Weg zu den wichtigsten Elementen einer ökologischen Steuerreform, wie 

Aufkommensneutralität und kontinuierliche Erhöhung über einen langen Zeitraum. So 

wie bei dem genannten Vorschlag der EG-Kommission, besteht die Gefahr, daß eine 

Energiesteuer, falls sie eingeführt wird, nur symbolischen Charakter haben wird. 

 

Ohne den massiven Einsatz von Umweltabgaben werden sich die meisten ökologischen 

Probleme nicht lösen lassen. Es wäre aber fatal, zu glauben, daß mit einer ökologischen 

Steuerreform bereits alle Problem gelöst sind - es gibt kein umweltpolitisches Allzweck-

instrument. Umweltabgaben können meist nur die grobe Richtung angeben und mit zeitli-

cher Verzögerung wirken.  

Konkrete Gefahrenabwehr gegenüber Menschen und Ökosystemen bleibt  Aufgabe des 

Ordnungsrechts. Das Setzen von ökologischen Mindeststandards in Form von Verboten 

und Grenzwerten bleibt also weiterhin wichtig.  

Instrumente, wie Subventionen, Umwelthaftungsrecht, Energiewirtschaftsrecht etc. 

haben ihre speziellen Aufgaben und müssen auch dementsprechend eingesetzt werden.  

Es ist also grundsätzlich ein mischinstrumenteller Ansatz in der Umweltpolitik nötig und 

nur ein solcher auch praktizierbar und durchsetzbar. Allerdings gibt es für diesen Ansatz 

laut GAWEL kein geschlossenes theoretisches Fundament.273 

 

Zuletzt bleibt es aber der Bewußtseinsbildung vorbehalten, die Voraussetzungen für eine 

würdige Existenz des Menschen zu schaffen. Umweltabgaben können hierbei nur ein 

Hilfsmittel und  Ausfluß einer entsprechenden Veränderung sein. 

                                                
272Eglau, H.O., Reuter, 1991, S. 120f. 
273Vgl. Gawel, E., Mischinstrumentelle Strategie, 1992, S. 268. 
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Anhang 1: Ökologischer  Strukturwandel und Preiselastizität 

 

Ernst Ulrich von Weizsäcker, Ökologische Steuerreform, 1992, S. 34-37 

 

 

Wie wirkt eine ökologische Steuerreform? 

 

Üblicherweise wird diese Frage eher statisch gestellt und beantwortet: Was ist die so-

fortige Preiselastizität der Nachfrage nach einem bestimmten Produkt? Aber die sofortige 

Elastizität ist systematisch wesentlich geringer als die langfristige.274 Und die Elastizität 

auf eine einmalige Preisänderung ist systematisch geringer als die auf eine laufende, kal-

kulierbare Preiserhöhung. 

Die Anpassung der Gesellschaft an höhere Preise für ein bestimmtes Gut läßt sich 

vielleicht in fünf verschiedenen Stufen darstellen. Als Beispiel kann die Anpassung an 

höhere Energiepreise gewählt werden, da die Energiepreisbewegungen der siebziger 

Jahre einen guten empirischen Hintergrund abgeben. 

 

Erste Stufe der Anpassung: 

 

·  Die Verbraucher versuchen, mit weniger Energie auszukommen. Man läßt das 

Warmwasser nicht mehr nutzlos in den Ausguß laufen, schließt im Winter die Fenster 

und läßt nachts die Rolläden herunter. Auf der Autobahn fährt man nicht mehr 

Vollgas, und im Stadtverkehr unterläßt man sinnlose Beschleunigungen. Auch 

geringfügige Verzichte kommen vor, so etwa der Verzicht auf bestimmte 

Wochenendausflüge mit dem Auto, das Niedrigerstellen des Thermostates, kürzeres 

Warmwasserduschen und der Verzicht auf Ölheizungen in Schwimmbädern. 

 Diese Anpassungsstufe wirkt praktisch ohne Verzögerung auf den Energieverbrauch, 

die Effekte sind jedoch begrenzt (ca. 10-20% während der zweiten Ölkrise von 

1979/80). 

 

Zweite Stufe der Anpassung: 

 

·  Beim Kauf von energieverbrauchenden Gütern (Auto, Hausgeräte) und Funktionen 

(Heizen) wird das Kriterium der Sparsamkeit wichtiger. Der Treibstoffverbrauch ei-

nes Autos spielt wieder eine Rolle. Zu verfolgen ist dieser Prozeß auch in der Wer-

bung: Während der zweiten Ölkrise 1979/80 wurde in den meisten Anzeigen der 

                                                
274Diese Einschätzung geht auf die klassische Abgrenzung von Marshall zurück, wonach der 
Kapitalstock kurzfristig konstant, langfristig jedoch variabel ist. 
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sparsame Verbrauch herausgestellt und der Treibstoffverbrauch für alle Verbrauchs-

zyklen (90 km/h, 120 km/h, Stadtverkehr) explizit angegeben. Nach dem Rückfall der 

Treibstoffpreise verschwanden diese Angaben wieder weitgehend aus Werbung und 

Testberichten. 

 Diese Anpassungsstufe wirkt allmählich; die volle Wirkung ist dann erreicht, wenn 

der gesamte Güterbestand durch sparsamere Typen ersetzt ist. 

 

Dritte Stufe der Anpassung: 

 

·  Die Hersteller von energieverbrauchenden Gütern reagieren auf die Änderung der 

Nachfragestruktur mit der Entwicklung sparsamerer Typen Im Sektor Hausbau hieße 

dies z.B. die Entwicklung sparsamerer Heizsysteme, Verringerung des Heizwärmebe-

darfs durch effiziente Wärmedämmung, verbesserte Regelungs- und 

Lüftungssysteme. Bei Autos wäre mit der Weiterentwicklung von Diesel- und 

Ottomotoren, der Verminderung des Luftwiderstandes und der Rollreibung sowie 

des Fahrzeuggewichts zu rechnen. 

 Diese Anpassungsstufe führt nach einigen Jahren Anlaufzeit zu deutlich spürbaren 

Effekten. So sind z.B. die niedrigen Luftwiderstandsbeiwerte (cw-Werte) heutiger 

Autos ein Resultat der Entwicklungsanstrengungen, die als Reaktion auf die gestiege-

nen Treibstoffpreise nach der Ölkrise 1979/80 in Gang kam. 

 

Vierte Stufe der Anpassung: 

 

·  Staat und Hersteller von energieverbrauchenden Gütern investieren in Forschung und 

Entwicklung energieeffizienter Systeme und in Techniken, die ganz ohne fossile (und 

nukleare) Energie auskommen. Beispiele wären neuartige Wärmedämm- und 

Energierückgewinnungssysteme, Wärmepumpen, unkonventionelle Antriebe für 

Pkws (Stirlingmotor, Gasturbinen, Brennstoffzellen), schnelle und sparsame 

öffentliche Verkehrssysteme mit den für sie erforderlichen Infrastrukturausbauten, 

und schließlich Entwicklung der erneuerbaren Energiequellen. 

 Diese Anpassungsstufe entfaltet ihre volle Wirkung erst nach längerer Zeit (10-30 

Jahre)275, auch wenn einzelne Forschungsergebnisse bereits weit früher in die Serien-

produktion einfließen. 

 

                                                
275Wobei aber bestimmte Investitionsentscheidungen und Infrastrukturentscheidung aufgrund des langen 
Planungs- und Verwirklichungszeitraums "jetzt" fallen 
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Fünfte Stufe der Anpassung: 

 

·  Die Nachfrage nach Energie nimmt durch Änderung der Siedlungsstruktur, der Infra-

struktur und der Lebensweise (im weitesten Sinne: der Kultur) ab. Zum Beispiel kann 

die durchschnittliche Entfernung zwischen Wohnort und Arbeitsplatz abnehmen, 

Freizeiteinrichtungen können in die Nähe von Wohngebieten verlegt werden, und 

Verbrauchermärkte "auf der grünen Wiese" können zugunsten wohnortnaher, 

dezentraler Läden aufgegeben werden. Der Güterferntransport und ein großer Teil 

des Personenverkehrs kann sich auf die inzwischen leistungsfähigere Schiene 

verlagern. 

 Diese Anpassungsstufe entfaltet ihre volle Wirkung erst im Laufe von mehreren Jahr-

zehnten. 

 

Die Grenzen zwischen den einzelnen Stufen der Anpassung sind unscharf. Wichtig ist die 

Erkenntnis, daß die "höheren" Stufen Zeit benötigen. Das ist der Grund dafür, daß die 

üblichen über kurze Zeiträume gemessenen oder prognostizierten Preis-

Nachfrageelastizitäten ein systematisch falsches Bild vermitteln. 
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Anhang 2: Mathematische Formalisierung 
 
Ulrich Hampicke, Ökologische Ökonomie, 1992, S. 26 
 
 
In Verbindung mit der normativen Sinnentleerung wurde die mathematische Formalisie-
rung immer weiter vorangetrieben. Sie hat heute einen Grad erreicht, welcher die theore-
tische Spitzenforschung keineswegs allein für Laien, sondern auch für den gebildeten 
praxisorientierten Ökonomen unverständlich macht. Gewiß mag dies in anderen Wissen-
schaften auch der Fall sein. Hier sei nicht gegen Mathematik an sich polemisiert.... Un-
verzichtbar sind hochentwickelte Methoden im Rahmen der empirischen Forschung, und 
auch manche theoretische Glanzlichter erregen mit Recht unsere Bewunderung, wie der 
Beweis der Existenz eines allgemeinen Gleichgewichts durch ARROW und DEBREU .... 
Zu kritisieren ist jedoch die zwanghafte Verabsolutierung dieses Ideals, die Tendenz, 
nichts anderes als Formales mehr gelten zu lassen. Wer heute in renommierten Fachzeit-
schriften publizieren will, muß 'Methode zeigen', er/sie muß erfolgreich absolvierte 
Initiationsriten nachweisen (vergleichbar den Mut- und Schmerzduldungsproben bei Na-
turvölkern). Hierzu sich die Voraussetzungen zu erarbeiten, erfordert jahrelange Energie 
und läßt kaum noch Zeit für die Beschäftigung mit realen Problemen übrig, was dann an 
den inhaltlich häufig dürftigen Ergebnissen zu erkennen ist. Dies ist die typische Situation 
einer manieristisch erstarrten Spätphase, die einen Bruch ankündigt. Die Neoklassik be-
findet sich in einer ähnlichen Lage wie etliche Sportarten (z.B. der Eiskunstlauf), bei de-
nen die Grenze vom ausdrucksvollen künstlerischen Inhalt zu reiner Akrobatik über-
schritten wird, die den Betrachter wiederum kalt läßt. Theoretische ökonomische Fach-
zeitschriften sind heute nicht Bühnen für wirkliche Künstler, sondern überwiegend Varie-
tés für mathematische Akrobaten. Der Sinn für das Einfache, Treffende und Wahre ist 
verlorengegangen; so wie man lieber acht leichte Takte von SCHUBERT hört als eine 
Etüde, die nur fünf Personen auf der Welt spielen können, sehnt man sich auch in der 
Ökonomie nach Aussagen anstatt Trillern. 
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Anhang 3: Egoismus und Umweltschutz 
 
Vittorio Hösle: Philosophie der ökologischen Krise, Moskauer Vorträge, S. 99f 
 
 
Es ist sinnlos, ja unmoralisch, den wirtschaftlichen Egoismus abstrakt negieren zu wollen. 
 
Diesen Satz, der bei den ...Überlegungen über eine ökologieverträgliche Wirtschaft eine 
große Rolle spielt, möchte ich folgendermaßen begründen: Erstens ist es unmöglich, den 
Egoismus auszulöschen; Unmögliches soll man aber nicht versuchen, weil dies einen von 
der Erreichung wirklich wichtiger Dinge abhält; und mit den eigenen Energien soll man, 
weil sie begrenzt sind, sparsam umgehen. Zwar hat die Figur des Don Quixote durchaus 
bei aller Lächerlichkeit etwas Erhabenes, weil sie uns daran erinnert, daß Ideale die 
Wirklichkeit stets transzendieren, ohne doch deswegen ihre Geltung als regulative Ideen 
zu verlieren; wenn aber Don Quixote über reale Macht verfügte, würde dieses Erhabene 
bald schwinden: Entweder müßte er sofort scheitern und ein Machtvakuum erzeugen, 
das stets gefährlich ist, oder aber er müßte, zur Durchsetzung seiner edlen Ideen, Gewalt 
in einem Maße einsetzen, das direkt proportional wäre zur Distanz seiner Ideale von der 
Wirklichkeit. Dies ist das zweite Argument, das ich zur Begründung meiner These anfüh-
ren möchte: Wer den Egoismus auslöschen möchte, wird Verbrechen begehen, die noch 
schrecklicher sind als die, die man dem Egoismus zuschreiben muß. Man wird vielleicht 
zu Recht behaupten können, daß der beschränkte Gesichtskreis eines Kulaken ihn nur 
selten dazu vermocht hat, das eigene Partikularinteresse dem Gemeinwohl 
unterzuordnen; aber das ändert nichts daran, daß Stalins Kulakenmorde ein viel größeres 
moralisches Übel darstellen als alle selbstsüchtigen Handlungen der Kulaken. Doch es ist 
nicht nur unmöglich und dort, wo ausschließlich mit brutaler Gewalt möglich, 
unmoralisch, den Egoismus auszuschalten; unter gewissen Bedingungen wäre eine solche 
Ausschaltung selbst dann verfehlt, wenn sie ohne Gewalt stattfinden könnte - nämlich 
wenn nur der Egoismus zu Leistungen motiviert, die auch der Gesamtheit zugute 
kommen. Dies ist in der Tat das klassische Argument der Befürworter des Kapitalismus 
von Mandeville und Smith an, und mir scheint in ihm ein Wahrheitskern zu stecken, dem 
der Sozialismus nie gerecht geworden ist: Wer den Egoismus ausschaltet, ohne die 
Energien, die ihn beseelen, auf einer höheren Ebene bewahren zu können, verdammt die 
Menschheit zu einer Apathie und Gleichgültigkeit, die noch schlimmer sein wird als der 
vorangegangene Zustand. Ohne die unheimliche Effizienz eines aus egoistischen Gründen 
rationalisierten wirtschaftlichen Handelns lassen sich große Aufgaben - wie etwa die 
Rettung der Umwelt - schwerlich bewältigen. 
Allerdings soll das Gesagte keineswegs als eine carte blanche für den Kapitalismus in 
seiner derzeitigen Form verstanden werden. Mir scheint vielmehr, daß auch heute, nach 
dem Zusammenbruch der Planwirtschaft, eine rationale Kapitalismuskritik durchaus 
geboten ist, und es ist bedrückend zu sehen, daß die meisten Gegner des Kapitalismus zu 
einer solchen Kritik nicht fähig sind. 
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Anhang 4: Die Tücken des Umweltbewußtseins 
 
Christian Weymayr in DIE ZEIT Nr. 37 vom 10. September 1993 S. 41 
 
Das grüne Gewissen ist vielen ein sanftes Ruhekissen: Meilenweit für die Umwelt 
 
Neulich auf der Fahrrad-Demo waren alle, alle da: Ökos, Müslis, Alternative, Punks, 
Mountainbike- und Liegeradfreaks, Muttis und Vatis. Keine Frage, die Umwelt macht vielen 
Menschen Sorgen. Der Müll ist ein gutes Beispiel. Kaum einer kann sich der Trenn-Euphorie 
entziehen, die das duale System auf den Punkt gebracht hat. Oder nehmen wir das leibliche Wohl: 
Bioläden, die uns mit umweltgerecht erzeugten Lebensmitteln und Socken aus naturbelassener 
Wolle versorgen, werden mittlerweile von Supermärkten kopiert. Setzt sich allmählich der 
umweltbewußte, der ökologische Lebensstil durch? 
Ansatzweise vielleicht, aber nicht in der Substanz: Fahrräder boomen, doch kaum einer fährt 
damit täglich zur Arbeit. Für den motorisierten Bürger im Sammelwahn ist kein Container zu 
weit, um den Joghurtbecher seiner Wiederverwertung zuzuführen. Das Bioladen-Quellwasser - 
aus Norwegen im Einwegkarton herangekarrt - macht deutlich, daß auch die demonstrativ Ökobe-
wußten zwar einzelne Aspekte der umweltverträglichen Lebensführung beherzigen, aber 
gleichzeitig andere völlig ausklammern. 
Der Soziologe Fritz Reusswig hat in der jüngsten Ausgabe der Zeitschrift Politische Ökologie 
unser grünes Gewissen ausgeleuchtet: "Ökologisches Bewußtsein hat sich keineswegs nur im 
´angestammten  ́Milieu der Müslis und Ökos durchgesetzt. Im Gegenteil: Die Öko-Orientierung in 
Deutschland wuchs in den achtziger Jahren, obwohl das ´alternative Milieu  ́sich zwischen 1983 
und 1992 von vier Prozent auf zwei Prozent der Bevölkerung reduziert hatte." 
Umweltbewußtsein haben also auch die ´Etablierten  ́entwickelt. Im Vergleich verhalten sich die 
"Alternativen" nicht unbedingt besser: "Sie wissen zwar mehr über die Umwelt und ihre Krise, 
sind aber weniger nachhaltig bereit, ihr Verhalten danach einzustellen. Aufgrund ihrer relativ 
geringen Technikadaption ist ihre Energieeffizienz zudem sehr schlecht." Ein Auto bleibt auch 
dann ein ökologischer Störfall, wenn man es bunt anmalt. 
Über die spießig-unmündigen Mitbürger rümpft die Ökointelligenz gern die Nase, auf die 
Reusswig sie nun haut: "Global 2000 im Bücherschrank und die Ökologischen Hefte auf dem 
Tisch - das kann unter Umständen mit einem weniger ökologischen Lebensstil einhergehen als 
etwa Roger Whittaker und der Otto-Katalog." Für die Umwelt zählen letztlich die Resultate und 
nicht die Motive: Wenn Energie und Rohstoffe verschwendet werden, ist schließlich egal, wie das 
geschieht - ob unbewußt oder bewußt, ob mit gutem oder schlechtem Gewissen, ob mit Lust oder 
Frust. 
In einer Studie aus Bern und München kamen Ökosoziologen zu folgendem Ergebnis: "Wer einer 
höheren Schicht angehört, fährt zwar häufiger Auto und verbraucht mehr Energie, aber kauft 
mehr in Bio-/Ökoläden. Höher Gebildete brauchen überdurchschnittlich viel warmes Wasser 
(Hygieneansprüche in Angestelltenberufen), aber kaufen ebenfalls in Bioläden und fahren öfter 
mit der S-Bahn zur Arbeit. Familien mit Kindern benutzen häufiger das Auto, aber sortieren 
Alu/Weißblech besonders gut aus und kaufen umweltbewußter ein. Ältere Menschen schludern 
bei der Abfalltrennung, aber haben kaum Wäschetrockner und sind im Verkehrsbereich sehr 
umweltfreundlich." 
Jeder, wie er kann. Oder nur jeder, wie er will? Daß wir uns, wie die Soziologen mitleidlos 
analysiert haben, nur die Rosinen aus dem Ökokuchen herauspicken, gibt uns zwar ein gutes 
Gewissen, bringt aber der Umwelt nicht viel. 
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Anhang 5: Vollzugsdefizit und Preisinstrumente 
 
Eva-Maria Thomas und Cornelia Uebel haben in einem ZEIT-DOSSIER unter dem Titel 
"Gesetzesflut und Wassernot" in journalistischer Weise die Probleme des 
Vollszugsdefizits deutscher Umweltpolitik und die Gründe für die schwierige 
Durchsetzung von ökonomischen Anreizen aufgearbeitet (DIE ZEIT Nr. 41 vom 2. 
Oktober 1992 S. 15-19):  

Brutal wird der komplizierte Wasserhaushalt für die Bedürfnisse der Industriegesellschaft 
ausgebeutet, Grundwasser abgepumpt, Flüsse begradigt, Niederungen entwässert und Äcker 
beregnet. Es wird gestaut, kanalisiert, versickert und dräniert, weggespült und reingekippt. In 
Niedersachsen was es im Frühjahr nicht der Mangel, sondern die Qualität, die Alarm auslöste. 
Nitrate und Pestizide, von Bauern auf die Felder geschüttet, hatten das Grundwasser erreicht. 
Industrielle Lösungsmittel, wie Chlorkohlenwasserstoffe, jahrelang fahrlässig entsorgt, vergiften 
überall die Brunnen.  
Gesetzte gibt es eimerweise, quellklar und wasserdicht. Doch was in Bonn entspringt, versumpft 
und versickert in der kommunalen Wirklichkeit. Die Bundesrepublik Deutschland gräbt sich 
selbst das Wasser ab. 
Vier Jahre lang hat Gertrude Lübbe-Wolf versucht, die deutschen Wassergesetze um- und 
durchzusetzen - mit mäßigem Erfolg. Dabei hatte sie als Leiterin des Bielefelder 
Wasserschutzamtes gute Voraussetzungen. Die rot-grüne Stadtregierung hatte ein star-kes und 
gut ausgestattetes Wasserschutzamt geschaffen. Bielefeld ist ganz auf die örtlichen 
Grundwasservorräte angewiesen. Zulieferungen von außen gibt es nicht. Um so wichtiger 
erschien dem Stadtrat eine gründliche Kontrolle potentiell wasserverschmutzender Betriebe. Wie 
nötig diese Kontrolle ist, sagt Gertrude Lübbe-Wolf, könne man am Grundwasser ablesen: Ihre 
Mitarbeiter fanden jedes Jahr zwei bis drei neue Verunreinigungen mit Chlorkohlenwasserstoffen. 
Die Verursacher waren häufig nicht zu ermitteln. 
Doch mit der Sanierung der Betriebe kamen die Bielefelder Wasserschützer nicht recht voran. 
Innerhalb von drei Jahren hatten die Vollzugsbeamten von rund dreihundert Betrieben im 
Wasserschutzgebiet, die mit bedenklichen Stoffen arbeiten, gerade fünfzig saniert...Die 
Juraprofessorin ist zu dem Schluß gekommen: Es liegt an den Gesetzen. 
 
Die Gesetze, die zunächst so eindeutig den Weg zu weisen scheinen, stellen sich bei näherem 
Hinsehen als ein Dickicht aus Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschrif-ten und umfangreichen 
und komplizierten Regelungen heraus. Bei jeder Kontrolle, jedem Genehmigungsverfahren 
müssen sich die Umweltbeamten durch ein Labyrinth von Bestimmungen und Ausnahmeregeln 
quälen. Allein die Sammlung der in Bund und Ländern geltenden Vorschriften für den Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen füllt in der Dünndruckausgabe sechs Loseblattordner. 
Herauszufinden, welche Sicherheitseinrichtungen einem Betrieb abverlangt werden müssen, kann 
Tage oder Wochen dauern. Die Anforderungen differieren, zitiert Gertrude Lübbe-Wolf, "je 
nachdem, ob die verwendeten Stoffe fest oder flüssig, brennbar oder nicht brennbar sind, der 
Wassergefährdungsklasse I, II oder III angehören, Flammpunkte unter 21, über 21 oder über 55 
Grad Celsius aufweisen, oberirdisch oder unterirdisch, im Freien oder in geschlossenen Räumen, 
in Mengen über 100, 200, 500, 1000, 10 000, 40 000 oder 100 000 Litern verwendet werden, ob 
sie am fraglichen Ort gelagert, abgefüllt, umgeschlagen oder unmittelbar in Produktionsvorgän-
gen verwendet werden". 
Handhabbar sind solche Vorschriften nicht, zumal die Betriebe den Kontrolleuren oft nur unwillig 
Auskunft geben. Auch kennen viele nicht einmal die Zusammensetzung der Chemikalie, mit der 
sie arbeiten. Die Wasserschützer müssen dann erst einmal beim Hersteller recherchieren. "Wer 
sich solche Vorschriften ausdenkt, hat keine Ahnung, wo in der Praxis die Schwierigkeiten 
liegen", ärgert sich Lübbe-Wolf. 
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Das alles wäre Stoff für eine Satire über die Auswüchse deutscher Bürokratie. Den Voll-
zugsbeamten an der kommunalen Front aber ist nicht zum Lachen zumute. Unter Zusicherung der 
Anonymität offenbarten unter anderen 413 Bedienstete aus Unteren Wasserbehörden, aus 
Regierungspräsidien und den staatlichen Ämtern für Wasser und Abfall den Kriminologen der 
Universität Bonn ihren Frust. Die Forschungsgruppe Umwelt des Kriminologischen Seminars 
untersuchte im Auftrag des nordrheinwestfälischen Justizministers die "Behördliche Praxis bei 
der Entdeckung und Definition von Umweltstrafsachen". Die Studie, die dazu dienen sollte, die 
Zusammenarbeit zwischen Vollzugsbehörden und Strafverfolgern zu verbessern, offenbart die 
Hilflosigkeit der Beamten. Die Aufgaben, die ihnen gesetzlich übertragen sind, werden nach der 
Studie von den allermeisten nicht mehr bewältigt. Sie klagen über zuwenig Personal und darüber, 
daß sie den Betreibern, die sie zu kontrollieren haben, fachlich nicht gewachsen seien. Chancenlos 
versuchen die Beamten, das über die Jahre ständig wachsende Vollzugsdefizit zu verwalten. 
Die einschlägigen Bestimmungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zum Beispiel 
wurde bereits 1976 gesetzlich verankert und vor sechs Jahren novelliert. Aber nur eine der 
befragten Behörden hat es geschafft, die Betriebe in ihrem Verwaltungsgebiet dem Gesetz 
entsprechend zu überprüfen. 28 Prozent der Befragten gaben an, ihre Kontrollpflichten erst bis 
Ende 1995 erledigt zu haben. Und über 60 Prozent meinten, dafür noch länger zu brauchen. 
Über die Konsequenzen des mangelhaften Vollzugs macht sich inzwischen ein Staatsanwalt 
Gedanken. Einen "kriminogenen Faktor" nennt es Horst Franzheim, Leiter einer der vier 
Wirtschaftsabteilungen bei der Staatsanwaltschaft Köln, wenn der Staat seine Gesetze nicht 
durchsetzt... 
Steht der Umweltbeamte unerwartet auf der Matte, dann haben Unternehmer immer noch ein 
Hintertürchen offen. Die Masse und die Überdifferenziertheit der Vorschriften lädt die Betriebe 
geradezu ein, sich bei den Verwaltungsgerichten gegen die Auflagen zu wehren - und sei es nur, 
um Zeit zu schinden. Eine Last sind den Beamten auch die großen Ermessungsspielräume, die das 
Gesetz einräumt. Sie werden von den Betreibern genutzt, um politischen Druck auszuüben. In 
Bielefeld, erinnert sich Gertrude Lübbe-Wolf, "gab es Unternehmer, die sich an sämtliche 
Vorgesetzte, vom Oberstadtdirektor über die Aufsichtsbehörden bis zu den Ministerien, wandten, 
um von unseren Vollzugsmaßnahmen verschont zu bleiben". Erfahrungen dieser Art machen laut 
Studie vor allem Bedienstete der Unteren Wasserbehörden in den Kreis- und Stadtverwaltungen. 
Die Vollzugsbeamten in den Landkreisen fühlen sich so stark bedrängt, daß sie lieber direkt der 
Landesregierung unterstellt werden wollten, als dem Druck aus den Kreisen ausgesetzt zu sein. 
Viele der staatlichen Umweltschützer haben längst resigniert. Staatsanwalt Franzheim ertappte 
einen Kommunalbeamten, der die Begleitscheine für Abfalltransporte nicht einmal mehr überflog. 
Er heftete sie nur noch ab und hatte damit unbesehen das Abladen von wassergefährdendem 
Giftmüll auf einer Hausmülldeponie genehmigt... 
Die Bilanz der bundesdeutschen Umweltpolitik ist ernüchtern. Die Parlamente stoßen ein Gesetz 
nach dem anderen aus. Nach nur 25 umweltrelevanten Gesetzen zwischen 1970 und 1980 stellten 
die Politiker in den achtziger Jahren einen Reglungsrekord auf: Sie drückten rund 80 neue 
Umweltgesetze und -verordnungen durch Parlament und Bundesrat. Der Vollzug aber stagniert. 
Jede Verschärfung eines Grenzwertes wird auf der politischen Ebene als Fortschritt für die 
Umwelt gefeiert. Währenddessen kämpfen die Umweltbeamten am Ort noch darum, den 
vorletzten Grenzwert durchzusetzen. 
Die Kluft zwischen Gesetz und Wirklichkeit wird wissentlich geduldet. Das behauptet Uwe Lahl, 
Staatsrat im Umweltressort des Stadtstaates Bremen. Das Vollzugsdefizit, sagt er, sei die 
logische Folge einer Politik, die unbequeme Entscheidungen scheut. Der politische Zielkonflikt, 
umweltpolitisch interessierte Wähler zu bedienen, ohne gleichzeitig die deutsche Wirtschaft mit 
sofort verbindlichen Schutznormen zu vergrätzen, wird großartig in der deutschen Umweltge-
setzgebung deutlich: Der Umwelt-Bluff beginnt mit einer donnernden Ouvertüre, der Vorlage des 
Gesetzentwurfs im Parlament. Das angepeilte Ziel ist klar: die optimale Reinheit für Wasser, 
Boden und Luft. Das bringt die Opposition ins Schwitzen, weil der Regierungsentwurf qualitativ 
nicht zu überbieten ist. Aus lauter Hilflosigkeit fordert sie dann, daß alles noch viel schneller 
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optimal werden muß, und die Regierung kontert, man müsse doch realistisch bleiben. "Dann", 
erklärt Uwe Lahl, "wird man wiedergewählt." 
Ist die Ouvertüre der Umweltoper im deutschen Blätterwald ausgeklungen, folgt der erste Akt. 
Das Gesetz ist verabschiedet, die eigentliche Arbeit steht erst bevor. Doch da hat die 
Öffentlichkeit längst abgeschaltet. Wie das hehre Umweltziel erreicht werden soll, das regelt eine 
Rechtsverordnung. So steht es im Gesetzestext. Nun wägen die Ministerialbeamten ab. Die 
Machbarkeit, die Interessen der Adressaten und natürlich die gesamtwirtschafltiche Konstellation 
- das alles will berücksichtigt sein.  
Jetzt beginnt der zweite Akt: In Verhandlungsrunden von Verwaltungsbeamten und 
Industrievertretern wird debattiert. Thema: "Stand der Technik". Damit wird dann auch 
entschieden, welcher Schadstoffausstoß aus Schornsteinen oder Einleitungsrohren vermeidbar 
und welcher unvermeidbar erscheint. "Da wird hinter verschlossenen Türen bis zum Umfallen 
gekämpft", erinnert sich Uwe Lahl, der an solchen Runden teilgenommen hat. "Und wenn die Tür 
dann wieder aufgeht, hört man: 0,4 Milligramm." In den meisten Fällen ist dann aus dem Stand 
der Technik zum Schutze der Umwelt einer zum Schutz der betroffenen Branche geworden: Die 
Industrievertreter haben die Verwaltungsbeamten über den Tisch gezogen. "Sobald 
Detailinformationen aus der Produktion eine Rolle spielen, hat die Verwaltung keine Chance 
mehr, zwischen technischen Unmöglichkeiten und finanziellen Interessen abzuwägen", sagt Uwe 
Lahl. Jahre später ist aus einem mutigen Gesetz dann ein Haufen Papier geworden, auf dem 
Umweltschutz zwar bis zu letzten Schraube vorgeschrieben wird, in der Regel aber drei 
Ausnahmen eingebaut sind. Dann beginnt der dritte Akt: Der Vollzug. Da trotz differenzierter 
Vorschrift oft einige wichtige Details, wie zum Beispiel die Vollzugsfristen, nicht fixiert sind, 
vergeht noch mehr Zeit, ohne daß etwas passiert. Je nach Ausstattung der Behörden kann es noch 
Jahrhunderte dauern", sagt Uwe Lahl, "bis sie die Gesetzesnorm in die Wirklichkeit umgesetzt ha-
ben". Und zu guter Letzt bleibt den Unternehmen ja immer noch der Gang vor das 
Verwaltungsgericht. Die Umweltpolitik, die wie ein Tiger zum Sprung ansetzte, ist spätestens auf 
der kommunalen Ebene als Bettvorleger gelandet. 
Da beschäftigt ein Staat Parlamente und Ministerien mit umfangreichen Gesetzespaketen, leistet 
sich einen großen Verwaltungsapparat, um diese umzusetzen - und stört sich offensichtlich nicht 
daran, daß die Maschine überwiegend im Leerlauf dröhnt. Uwe Lahr aber wundert sich darüber 
nicht. Mit der heutigen Umweltpolitik, meint er, sind im Grunde alle Seiten zufrieden... 
 
Was nichts kostet, ist nichts wert 
 
"Die Gewässer sind als Bestandteil des Naturhaushalts so zu bewirtschaften, daß sie dem Wohl 
der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen und daß jede 
vermeidbare Beeinträchtigung unterbleibt", heißt es im Paragraph 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, 
dem Grundgesetz der deutschen Wasserwirtschaft. Mit dem Erlaß des Gesetzes 1957 wurden die 
Wasservorkommen in der Bundesrepublik sozialisiert. Während die junge Republik in allen 
Bereichen der Wirtschaft aufs Privateigentum setzte, wurden die Gewässer dem ungeregelten 
privaten Zugriff entzogen. 
Im Hinblick auf den Naturschutz galt das Gesetz als sehr fortschrittlich. Es enthält jedoch einen 
Pferdefuß: In den fünfziger Jahren hielt man Wasser für eine unerschöpfliche Ressource - 
ökonomische ausgedrückt: für ein freies Gut. Für Wasser einen Preis zu verlangen war 
undenkbar. Der Staat stellte die Nutzung der Wasservorkommen lediglich unter einen Genehmi-
gungsvorbehalt. 
Das war ein Fehler. Die kostenlose Zuteilung und Nutzung von Wasser führte zwangsläufig zu 
Verschwendung und Verschmutzung. Weil Wasser keinen Preis hatte, war die Ableitung von 
Abwässern immer die billigste Lösung. Weil Wasser verschenkt wurde, war der Anschluß an die 
Fernwasserversorgung immer billiger als die kostspielige Sanierung der verschmutzten lokalen 
Vorkommen. Wie überall gehen auch in der Wasserversorgung Bequemlichkeit und Komfort auf 
Kosten der Natur. Und wie immer will niemand das wahrhaben. 
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Um den Nutzern den Wert der Ressource endlich vor Augen zu führen, fordern Ökonomen seit 
langem, dem Wasser einen Preis zu geben... 
Schon damals, als die Brandt-Regierung den ersten deutschen Umweltbericht in Arbeit hatte, 
schlugen die Ökonomien vor, durch die Zuteilung von Eigentumsrechten und die Einführung von 
Preisen für Umweltgüter ökonomische Anreize zur Vermeidung von Umweltkosten zu schaffen. 
Als erstes entwickelten sie eine Abwasserabgabe... 
Einsatzfähig war die Abwasserabgabe bereits 1974. Achtzig Mark, so hatten die Ökonomen 
damals errechnet, sollte die Einleitung einer Schadeneinheit (durchschnittliche, jährliche 
Abwasserproduktion eines Einwohners) kosten. Die Einleiter, kommunale wie auch gewerblich, 
hätten wählen können: Entweder zahlten sie die Abgabe, oder sie investierten in den Bau eines 
Klärwerks. Der Anreiz, argumentierten die Ökonomen, hat gegenüber komplizierten 
Verwaltungsvorschriften und Verordnungen wesentliche Vorteile: Er überläßt den Unternehmern 
die unternehmerische Freiheit zu entscheiden, was billiger ist. Steigende Abgabesätze forcieren 
ganz automatische die Suche nach umweltfreundlicher Technologie und wecken den Erfindergeist 
von Ingenieuren und Technikern. 
1981 wurde nach der Verabschiedung des Abwasserabgabegesetzes die Einleiter erstmals zur 
Kasse gebeten. Doch statt achtzig Mark kostete sie die Schadeinheit jetzt nur noch sechs Mark. 
Zwölf Mark bezahlte, wer seine Abwässer gar nicht oder nur vorsintflutlich klärte. Die 
Ministerialbeamten hatten die Zeit genutzt und den Ökonomen ins Handwerk gepfuscht. Ihnen 
erschien es zu heikel, die Entscheidung über Abwässer den Unternehmen selbst zu überlassen. Da 
wollte sie doch ein Wörtchen mitreden. Mit dem sogenannten Stand der Technik schrieben sie den 
Unternehmen ein Mindestmaß an Vorsorge vor - und damit verlor die Abwasserabgabe viel von 
ihrer Wirkungskraft... 
Den Wettstreit um die besseren Politikinstrumente haben die Ökonomen in den siebziger Jahren 
verloren. Seither planen sie für die Schublade. Fast jede Abgabe, die der Volkswirt und 
Umweltminister Klaus Töpfer in den Jahren seiner Amtszeit in Erwägung zog...wurde als nicht 
umsetzbar Referentenentwurf ad acta gelegt. 
"Die Industrie will keine marktwirtschaftlichen Instrumente", sagt der Finanzwissenschaftler 
Dieter Ewringmann. Dabei bedient sie sich einer ebenso einfachen wie wirkungsvollen 
Argumentationsstrategie: Wenn die Umweltgesetze verschärft werden sollen, dann plädiert sie 
engagiert für mehr marktwirtschaftliche Umweltinstrumente. Droht dann tatsächlich eine 
Umweltabgabe, fürchtet sich publikumswirksam um ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit und 
verweist darauf, daß sie ohnehin schon die weltweit schärfsten Auflagen erfüllen müsse. "Dabei", 
sagt Ewringmann, "ist die Industrie mit dem bisherigen Recht hochzufrieden, eben weil es nicht 
vollzogen wird." Im Gegensatz zum Preisdiktat der Abgaben eröffnet das Ordnungsrecht 
genügend Spielräume, um sich zu entziehen. 
Erst Ende der achtziger Jahre wurde neben der kastrierten Abwasserabgabe ein weiters 
marktwirtschaftliches Instrument salonfähig. Mit dem sogenannten Wasserpfennig machte das 
Land Baden-Württemberg den Anfang... 
Die Abgaben erfüllen nur dann ihre Funktion, wenn die Tarife hoch sind. Davon kann allerdings 
keine Rede sein. In Baden-Württemberg beispielsweise kostet ein Kubikmeter Grundwasser nur 
einen Groschen, die Entnahme von einem Kubikmeter Oberflächenwasser gar nur einen Pfennig... 
Staatssekretär Clemens Stroetmann im Bundesumweltministerium würde genau wie sein 
Dienstherr Klaus Töpfer gern mit marktwirtschaftlichen Instrumenten arbeiten und die 
Regelungsdichte deutscher Umweltgesetzgebung entflechten. Doch eine Umweltpolitik, die den 
Gesetzen einer Marktwirtschaft folgt, ist politisch nur schwer zu verkraften. Denn man müßte 
zugeben, daß der Gesetzgeber in einer Sackgasse gelandet ist. Auch im Kabinett stößt Töpfer mit 
seinen Vorschlägen auf wenig Gegenliebe. Die Einwände der Industrie gegen weitere finanzielle 
Belastungen finden die Kollegen meist überzeugender als die Ausführungen des Volkswirts 
Töpfer. Das zeigt: Nichts ist so schwer wie der Abbau von Subventionen. Und nichts anderes ist 
die kostenlose Bereitstellung von Umweltgütern. Wer unentgeltlich die Umwelt nutzt - das gilt 
sowohl für Abgas erzeugende Autofahrer als auch für die stromerzeugende Industrie, für das Er-
richten von Gewerbesiedlungen auf der grünen Wiese wie für Eingriffe in den Wasserhaushalt - 
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wird subventioniert: auf Kosten der Umwelt und damit auf Kosten der Allgemeinheit, die für die 
Beseitigung der Umweltschäden zahlen muß. 
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